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bei der Landtagswahl am 13. März entscheiden Sie, wer Baden-
Württemberg regieren wird. Sie bestimmen, welchen Weg un-
ser Land in Zukunft einschlagen wird. Als Spitzenkandidat der 
SPD trete ich gemeinsam mit einem starken Team an, um die 
erfolgreiche Regierungsarbeit der letzten fünf Jahre fortzuset-
zen.

Kein Programm für diese Landtagswahl basiert auf so vielen 
Meinungen wie das Regierungsprogramm der SPD. Keine Partei 
im Land hat solch einen offenen Programmprozess geführt. Die 
Grundlage hierfür bildete unser Baden-Württemberg-Dialog.

Auf die Frage „Leben in Baden-Württemberg – Was ist Ihnen 
wichtig?“ haben wir im Sommer und Herbst 2015 über 3400 
Meinungen und Anregungen von interessierten Bürgerinnen 
und Bürgern aus dem ganzen Land erhalten. Diese Rückmel-
dungen wurden von vielen Kandidatinnen und Kandidaten 
und unseren Gliederungen vor Ort gesammelt. Meist geschah 
dies per Dialog-Karte, die im persönlichen Gespräch überge-
ben wurde – ob bei Tür-zu-Tür-Aktionen mit Hausbesuchen, 
an Info-Ständen in Einkaufsstraßen oder bei Veranstaltun-
gen. Mitmachen konnte man auch per Internetformular unter 
wichtigist.spd-bw.de.

Alle eingegangenen Rückmeldungen wurden von uns gesam-
melt. Die Einsenderinnen und Einsender erhielten eine Einla-
dung zum Baden-Württemberg-Konvent am 31. Oktober 2015 
in Waiblingen. Dort wurden die eingegangenen Rückmeldun-
gen am Vormittag zunächst in themenspezifischen Tischge-
sprächen diskutiert und gebündelt. Am Nachmittag wurden 
die in den Tischgesprächen erarbeiteten Thesen dann von allen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern gemeinsam diskutiert und 
für den weiteren Programmprozess priorisiert.

Das vorliegende Regierungsprogramm wurde am 23. Januar 
2016 auf dem Landesparteitag in Stuttgart beschlossen. Es 
war der Abschluss eines langen und breitgefächerten Diskus-
sionsprozesses innerhalb und außerhalb der SPD. 

„Baden-Württemberg leben“ heißt für uns, Beteiligung zu 
 leben – nach innen und nach außen. Unser Regierungsstil 
der Beteiligung und des Dialogs fand bei der Erstellung unse-
res  Regierungsprogramms seine Fortsetzung. Ich lade Sie ein, 
den vor fünf Jahren eingeschlagenen Weg gemeinsam weiter 
zu gehen. Im folgenden Regierungsprogramm finden Sie un-
sere  Ideen, Vorstellungen und Ziele für die Landtagswahl am 
13.  März und darüber hinaus. Ich wünsche Ihnen eine gute 
Lektüre und freue mich auf den Dialog und auf die Begegnung 
mit Ihnen.

Herzliche Grüße

Ihr

Dr. Nils Schmid MdL
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gleichberechtigt mit den Vertrete-
rinnen und Vertretern der Unterneh-
men und den Wirtschaftskammern 
zusammen. Deshalb wird die SPD in 
Regierungsverantwortung die Ge-
werkschaften als wichtigen Partner 
der Landesregierung weiterhin in ihre 
Vorhaben einbinden und beteiligen.

guter Lohn für gute arbeit
Wer in Vollzeit arbeitet, muss von sei-
ner Arbeit gut leben und an der Ge-
sellschaft teilhaben können. Mit dem 
neuen Landestariftreue- und Mindest-
lohngesetz haben wir erreicht, dass 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
durch das Land und die Kommunen 
nur die Unternehmen Berücksichti-
gung finden, die ihren Beschäftigten 
Tarif- oder Mindestlöhne bezahlen. 
Hiervon profitieren nicht nur die Be-
schäftigten, sondern vor allem auch 
mittelständische Betriebe, die dadurch 
mehr Chancen am Markt erhalten und 
nicht mehr von Billigkonkurrenz ver-
drängt werden können. Zudem haben 
wir maßgeblich dazu beigetragen, dass 
auf Bundesebene endlich ein flächen-
deckender gesetzlicher Mindestlohn 
von 8,50 Euro eingeführt wurde und 
dem Missbrauch von Leiharbeit sowie 
Werkverträgen entgegengewirkt.

Mit uns wird es keine Aufweichung 
der Tariftreue- und Mindestlohnge-
setze geben. Das Mindestentgelt von 
8,50 Euro des Tariftreue- und Min-
destlohngesetzes werden wir unter 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung im Land in 
regelmäßigen Abständen überprüfen 
und erhöhen. Auch stehen wir dazu, 
dass der Mindestlohn für alle Men-
schen im Land gilt. Ausnahmen für 
Flüchtlinge lehnen wir entschieden ab. 
Mit der SPD wird es keine Beschäftig-
ten erster und zweiter Klasse in Baden-

Württemberg geben. Wir werden uns 
aktiv dafür einsetzen, dass Leiharbeit 
begrenzt und der Missbrauch von 
Werkverträgen unterbunden wird. 

Unser Ziel bleibt 
 Vollbeschäftigung
Mit der SPD in Regierungsverant-
wortung hat sich der Arbeitsmarkt in 
Baden-Württemberg hervorragend 
entwickelt. Um aber auch diejenigen 
zu unterstützen, die nicht von die-
ser positiven Entwicklung profitieren 
konnten, haben wir das „Landespro-
gramm für gute und sichere Arbeit” 
auf den Weg gebracht. Das Programm 
fördert unabhängige Beratungszen-
tren und unterstützt insbesondere 
Langzeitarbeitslose, Alleinerziehende, 
Jugendliche, Ältere sowie Migrantin-
nen und Migranten dabei, auf dem Ar-
beitsmarkt Fuß zu fassen. Über 10.000 
Menschen wurde so bereits der Schritt 
in eine Ausbildung oder auf den ersten 
Arbeitsmarkt ermöglicht. Diese erfolg-
reiche Arbeitsmarktpolitik werden wir 
in der kommenden Legislaturperiode 
fortsetzen und hierfür erneut ein Lan-
desarbeitsmarktprogramm auflegen. 
Dazu gehört auch weiterhin ein sozi-
aler Arbeitsmarkt in Form öffentlich 
geförderter Beschäftigung.

gleiche Chancen für  
Frauen und männer
Noch immer werden Frauen oft 
schlechter entlohnt als ihre männli-
chen Kollegen und bei Beförderungen 
übergangen. So gibt es nach wie vor 
eklatante Verdienstunterschiede zum 
Nachteil der Frauen, auch bei gleicher 
Tätigkeit, Qualifikation und Erfahrung. 

Wir treten für gleiche Chancen für 
Frauen und Männer ein. Deshalb geht 
das Land als einer der größten Arbeit-
geber in Baden-Württemberg mit 
gutem Beispiel voran. Mit dem neu-
en Chancengleichheitsgesetz haben 
wir die Voraussetzungen für Gleich-
stellung im öffentlichen Dienst und 
mehr Frauen in Führungspositionen 
geschaffen. Darüber hinaus verpflich-
ten wir damit jede personalverwal-
tende Dienststelle mit 50 oder mehr 
Beschäftigten, ihre Maßnahmen zur 
Erhöhung der Frauenanteile bis hin zu 
paritätischer Besetzung auf allen Ebe-
nen in einem Chancengleichheitsplan 
festzulegen. In Stadt- und Landkreisen 
sowie Städten ab 50.000 Einwohnern 
wird es künftig hauptamtliche Chan-
cengleichheitsbeauftragte geben. Im 
Bund haben wir uns erfolgreich für 
mehr Entgeltgleichheit eingesetzt.

Wir werden auch in Zukunft für die 
Gleichstellung von Frauen und Män-
nern in allen Lebensbereichen eintre-

ten. Derzeit in der Gesellschaft häufig 
als „typisch weibliche Berufe“ wahr-
genommene Berufe sollen attraktiver 
gestaltet werden, insbesondere durch 
die Schaffung von Aufstiegschancen 
durch Qualifizierung und die Entste-
hung neuer Berufsbilder, um so mehr 
Lohngerechtigkeit zu schaffen und 
eine stärkere Öffnung dieser Berufs-
bilder zu erreichen. Die Schaffung von 
Entgeltgleichheit werden wir als Ziel in 
die Landesverfassung aufnehmen und 
uns dafür einsetzen, dass Unterneh-
men mit mehr als 500 Beschäftigten 
zukünftig ihre Aktivitäten zur Siche-
rung von Entgeltgleichheit offenlegen 
müssen. Weiter werden wir haupt-
amtliche Gleichstellungsbeauftragte 
auch in großen Kreisstädten verbind-
lich einführen.

Inklusion verwirklichen
Arbeit ist eine wesentliche Grundlage 
für gesellschaftliche Teilhabe. Das gilt 
insbesondere auch für Menschen mit 
Behinderung. Deshalb haben wir mit 
der „Initiative Inklusion“ mehr Ausbil-
dungs- und Arbeitsplätze für schwer-
behinderte Menschen geschaffen und 
damit Artikel 27 der UN-Behinderten-
rechtskonvention über das Recht auf 
Arbeit für Menschen mit Behinderun-
gen umgesetzt. Durch intensive Ko-
operation von Land, Integrationsamt 
und Agentur für Arbeit haben wir die 
Vermittlung von schwerbehinderten 
Menschen in den Arbeitsmarkt ver-
bessert. Auch als Land gehen wir mit 
gutem Beispiel voran. Mehr als fünf 
Prozent der Beschäftigten in der Lan-
desverwaltung sind Menschen mit 
Behinderung.

Für junge Menschen mit Einschrän-
kungen werden wir ein flächende-
ckendes System des Übergangs von 
der Schule ins Arbeitsleben aufbauen. 
Dabei wollen wir die Ausbildungswege 
gemeinsam mit den Tarifpartnern bei-
spielsweise durch Teilqualifizierungs-, 
Paten- und Unterstützermodelle 
konsequent weiterentwickeln. Wir 
werden Behindertenwerkstätten als 
Schutzräume erhalten und gleichzeitig 
die Durchlässigkeit auf den allgemei-
nen Arbeitsmarkt erhöhen. Darüber 
hinaus werden wir dafür sorgen, dass 
das Land weiter Vorbild für die Integ-
ration von Menschen mit Behinderun-
gen bleibt. Unser Ziel ist es, den Anteil 
der Beschäftigten mit Behinderungen 
in der Landesverwaltung deutlich zu 
erhöhen.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:  
 ■  Das Mindestentgelt von 8,50 Euro 
des Tariftreue- und Mindestlohn-
gesetzes unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung in regelmäßigen Abstän-
den überprüfen und erhöhen,

 ■  dafür sorgen, dass der Mindestlohn 
für alle Menschen im Land gilt,

 ■  für die Begrenzung von Leiharbeit 
und gegen den Missbrauch von 
Werkverträgen eintreten,

 ■  ein weiteres Landesarbeitsmarkt-
programm auflegen, 

 ■  die Gleichstellung weiter vorantrei-
ben und hauptamtliche Gleichstel-
lungsbeauftragte auch in großen 
Kreisstädten verbindlich einführen,

 ■  den Anteil der Beschäftigten mit 
Behinderungen in der Landes-
verwaltung deutlich erhöhen.

Handwerk und mittelstand 
stärken
Der Mittelstand mit seinen vielen 
Weltmarktführern und „Hidden 
Champions“ ist das Markenzeichen 
der baden-württembergischen Wirt-
schaft. Er schafft Arbeitsplätze, wo 
Großunternehmen sie oftmals abbau-
en. Das Handwerk ist der wichtigste 
Ausbildungsträger der Wirtschaft und 
qualifiziert einen großen Teil der Nach-
wuchskräfte für die Industrie. Deshalb 
haben wir Handwerk und Mittelstand 
ins Zentrum unserer Wirtschaftsför-
derung gestellt und die Förderpro-
gramme des Landes entsprechend 
ausgerichtet. Mit dem „Beauftragten 
des Landes für Mittelstand und Hand-
werk“ haben wir einen direkten An-
sprechpartner für die Unternehmen 
geschaffen und einen Mittelstands-
beirat eingerichtet. Auf europäischer 
Ebene haben wir uns nachhaltig für 
den Erhalt des Meisterbriefes einge-
setzt.

Die SPD wird den Mittelstand auch 
künftig in den Mittelpunkt der Wirt-
schaftsförderung stellen. Die Marke 
„Handwerk aus Baden-Württemberg“ 
werden wir gemeinsam mit den Ver-
bänden und Unternehmen verstärkt 
auch international als Qualitätsmerk-
mal etablieren und Handwerksbetrie-
be beim Schritt zum Exportbetrieb un-
terstützen – denn Handwerksqualität 
aus Baden-Württemberg ist weltweit 
gefragt. Auf europäischer Ebene wer-
den wir uns weiterhin für den Erhalt 
des Meisterbriefes und gegen weitere 
Aufweichungen qualitätssichernder 
Maßnahmen im Handwerk einsetzen.

Mit dem Wunsch nach besseren Ver-
dienstaussichten verbunden ent-
scheiden sich viele junge Menschen 

Baden-Württemberg ist ein modernes 
und traditionsbewusstes Land. Baden-
Württemberg ist zugleich wirtschaft-
lich stark und von gesellschaftlichem 
Zusammenhalt geprägt. Die Bürge-
rinnen und Bürger unseres Landes 
sind ebenso heimatverbunden wie 
weltoffen. Schaffenskraft, familiäre 
Verantwortung und ehrenamtliches 
Engagement zeichnen die Baden-
Württembergerinnen und Baden-
Württemberger aus. Ob Sportvereine, 
Feuerwehr oder Musikvereine, ob So-
zialverbände, Kirchengemeinden oder 
Flüchtlingshilfe, ob Wohnbauprojekte, 
Teilautomodell oder Energiegenossen-
schaften – Baden-Württemberg ist 
beim Ehrenamt spitze.

Unser Land ist geprägt von wunder-
schönen Landschaften und pulsieren-
den Städten. Eine starke Industrie und 
ein innovativer Mittelstand haben un-
ser Land erfolgreich gemacht. Hinzu 
sind ebenso industrienahe wie soziale 
Dienstleistungen getreten. Wissen-
schaftliche Exzellenz verbindet sich 
mit hochqualifiziertem Handwerk. 
Auf dieser Grundlage ist Baden-Würt-
temberg europäisch und international 
verflochten.

Vor fünf Jahren, 2011, haben die 
Bürgerinnen und Bürger in Baden-
Württemberg für einen Politikwech-
sel gestimmt. Sie haben den Weg 
frei gemacht für ein moderneres, ein 
gerechteres, ein zukunftsfähiges Ba-
den-Württemberg. Sie haben uns ihr 
Vertrauen geschenkt, auf diesem Weg 
voranzugehen.

Wir haben Wort gehalten. Wir haben 
Chancengleichheit zum Prinzip unse-
res Bildungssystems gemacht und für 
mehr Bildungsgerechtigkeit gesorgt. 
Wir haben nicht nur über die Verein-
barkeit von Familie und Beruf geredet, 
sondern die Kinderbetreuung massiv 
ausgebaut, damit Vereinbarkeit auch 
endlich einfacher wird. Wir haben mit 
Unternehmen und Sozialpartnern für 
Innovationskraft und bessere Arbeits-
bedingungen gesorgt. Denn unser Land 
wird nur stark bleiben, wenn es sich 
für Unternehmen und Beschäftigte 
gut schaffen lässt. Und wir haben den 
Haushalt unseres Landes in Ordnung 
gebracht – weil es unser Anspruch ist, 
Politik für kommende Generationen 
statt auf ihre Kosten zu machen.

Fünf Jahre nach dem Wechsel steht 
Baden-Württemberg glänzend da! Die 

Arbeitslosigkeit ist auf dem niedrigs-
ten Stand seit 17 Jahren. Unsere Wirt-
schaft ist in den vergangenen Jahren 
stetig gewachsen und hervorragend 
aufgestellt, die Chancen der Digitali-
sierung zu nutzen. Kein Bundesland 
investiert mehr in Forschung und 
Entwicklung, keine Region in Europa 
ist innovativer. Diese Stärke verdankt 
das Land seinen Bürgerinnen und Bür-
gern – und einer Landesregierung, die 
nach dem Wechsel die richtigen Ak-
zente gesetzt hat. Wir wollen diesen 
Weg weiter gehen. Dabei vertrauen 
wir auf die Meinungen der Menschen 
im Land. Deshalb ist auch dieses Pro-
gramm aus den Ideen vieler Bürgerin-
nen und Bürger entstanden, die wir 
im Rahmen unseres Baden-Württem-
berg-Dialoges beteiligt haben.

Wir stehen für gute Arbeit, faire Löh-
ne und Tariftreue. Gemeinsam mit 
den Unternehmen, den Beschäftigten 
und ihren Gewerkschaften stellen wir 
die Weichen für die Zukunft unseres 
Wirtschaftsstandorts. Es geht uns 
aber nicht nur um Wachstum, son-
dern auch um Teilhabe. Alle und vor 
allem junge Menschen sollen etwas 
aus ihren Begabungen machen kön-
nen – unabhängig von Geschlecht, 
Herkunft, sozialem Hintergrund und 
sexueller Orientierung. Deswegen 
werden wir die Ausbildungsgarantie 
für jeden jungen Menschen in Baden-
Württemberg einführen.

Wir machen mehr Zeit für Familie 
möglich, denn die Familie in all ihrer 
Vielfalt ist das starke Fundament un-
serer Gesellschaft. Wir schreiben dabei 
keine Lebensmodelle vor – wir wollen, 
dass die Menschen ihren individuellen 
Familienwunsch leben können. Dafür 
geben wir den Eltern in Baden-Würt-
temberg ein Versprechen: Wir schaf-
fen verlässliche Ganztagsangebote für 
alle Kinder und führen die Ganztagsga-
rantie ein – vom ersten Geburtstag bis 
zum letzten Schultag. Zudem werden 
wir in der kommenden Legislaturperi-
ode schrittweise die Beitragsfreiheit 
für die Kindergärten und Kindertages-
stätten im Land einführen.

Wir werden weiterhin konsequent da-
für eintreten, dass Talent und Leistung 
über den Bildungserfolg entscheiden 
und nicht Einkommen oder Herkunft 
der Eltern. Wir garantieren Bildung 
auf hohem Niveau für alle Schülerin-
nen und Schüler in Baden-Württem-
berg – in Grundschulen, weiterfüh-
renden Schulen und den Hochschulen 
im Land. Mit zusätzlichen Lehrerinnen 
und Lehrern, mit inklusiven Lernkon-
zepten und ohne Studiengebühren.

Die Landtagswahl fällt in bewegte Zei-
ten. Zweifellos fordern die steigenden 

Flüchtlingszahlen Baden-Württem-
berg, aber sie bergen auch Chancen 
für unsere Gesellschaft. Wir Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokraten 
spielen die hier Lebenden nicht gegen 
jene aus, die bei uns Zuflucht suchen. 
Stattdessen eröffnen wir den Weg 
zum Spracherwerb, in unser Bildungs-
system und auf den Arbeitsmarkt, 
damit die neu zu uns Kommenden all 
ihre Potentiale in unserer Gesellschaft 
entfalten können. Wir schaffen mehr 
bezahlbaren Wohnraum, damit alle 
Menschen in Baden-Württemberg ein 
bezahlbares Zuhause finden. Für unse-
re Kommunen – in denen Zusammen-
halt vorbildlich gelebt wird – sind wir 
ein verlässlicher Partner und sorgen 
dafür, dass Städte und Gemeinden ihre 
Aufgaben bürgernah erfüllen können. 
Wir sind die Partei für gesellschaftli-
chen Zusammenhalt.

Wir leben Baden-Württemberg.

staRke 
 WiRtschaft – 
 gute aRBeit
Baden-Württemberg ist ein erfolgrei-
ches und wirtschaftlich starkes Land. 
„Made in Baden-Württemberg“ ist zu 
einem weltweiten Qualitätsmerkmal 
geworden. Unser Ziel ist, dass alle 
Menschen an dieser Stärke und dem 
daraus resultierenden Wohlstand 
teilhaben können. Deshalb haben wir 
ein umfassendes Verständnis von  
Wirtschaftspolitik: Wir verbessern die 
Bedingungen, die Betriebe für wirt-
schaftlichen Erfolg benötigen. Um-
sätze und Erträge der Unternehmen 
kommen nicht von selbst. Sie wurden 
von den Beschäftigten erwirtschaftet, 

die ihre Kenntnisse, Qualifikation und 
Erfahrung einbringen und die des-
halb einen Anspruch auf einen fairen 
Anteil an den Gewinnen haben, die 
sie erwirtschaften. Erfolgreiche Un-
ternehmen nutzen den Sachverstand 
ihrer Beschäftigten und binden sie 
in Entscheidungsprozesse mit ein. In 
unserer Regierungszeit haben wir ge-
zeigt: Wirtschaftlicher Erfolg und gute 
Arbeitsbedingungen gehören zusam-
men. Wirtschaftspolitik ist nur dann 
erfolgreich, wenn sie dazu beiträgt, 
gute, sichere und gerecht entlohnte 
Arbeit zu fördern.

Die Zahl der Erwerbstätigen liegt auf 
Rekordniveau und wir haben die ge-
ringste Jugendarbeitslosigkeit in Eu-
ropa. Seit 2011 ist unsere Wirtschaft 
beständig gewachsen und dieser Auf-
schwung setzt sich auch weiterhin 
fort. Das liegt auch daran, dass in kei-
ner anderen europäischen Region ein 
so hoher Anteil der Wirtschaftsleis-
tung in Forschung und Entwicklung in-
vestiert wird. In Baden-Württemberg 
gibt es im Verhältnis zur Bevölkerung 
die meisten Weltmarktführer. Gleich-
zeitig haben wir erreicht, dass dieser 
Aufschwung auch bei den Beschäf-
tigten im Land ankommt. Wir haben 
Baden-Württemberg zum Musterland 
für gute Arbeit gemacht. Wir haben 
faire Löhne durchgesetzt und prekäre 
Beschäftigung zurückgedrängt. Das 
Tariftreuegesetz und der Mindestlohn 
sind Ergebnisse unserer Politik.

Die Wirtschaftspolitik der SPD setzt 
auf den Dialog: Wir haben zahlreiche 
Bündnisse und Allianzen ins Leben ge-
rufen, die sich mit wichtigen Zukunfts-
fragen unserer Wirtschaft beschäfti-
gen. Für uns ist es selbstverständlich, 
dass die Beschäftigten dabei nicht 
vergessen, sondern einbezogen wer-
den. Gewerkschaften arbeiten daher 

Baden-
WüRttemBeRg 
LeBen
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mit den Menschen im Land. Damit 
gute Arbeit auch im Dienstleistungs-
bereich selbstverständlich wird, tritt 
die SPD für die Weiterentwicklung des 
Tariftreue- und Mindestlohngesetzes 
und die Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen auch überall dort ein, wo 
der Staat selbst Arbeitgeber ist: Be-
fristungen dürfen nur eine begründe-
te Ausnahme sein, insbesondere die 
Berufe im sozialen Bereich müssen 
aufgewertet werden. Wir wollen die 
Rahmenbedingungen für gute Dienst-
leistungen schaffen. Mit Blick auf den 
wichtigen Einzelhandel wollen wir 
daher das Ladenöffnungsgesetz hin-
sichtlich seines Nutzens für die Vielfalt 
des Handels, für die Beschäftigten und 
die Gesellschaft evaluieren.

Auch im Dienstleistungssektor eröff-
nen Digitalisierung und Vernetzung 
große Chancen für Wachstum und 
Innovation. Das eröffnet innovative 
Geschäftsmodelle, deren Chancen wir 
nutzen werden. 

Wir werden in Regierungsverantwor-
tung weiterhin dafür sorgen, dass ein 
starker Dienstleistungssektor auch 
künftig Stütze für Wertschöpfung und 
Beschäftigung in Baden-Württemberg 
bleibt. Dafür werden wir die Unterneh-
men im Land bei der Anpassung an 
den digitalen Wandel unterstützen, 
die sich gemeinsam mit ihren Beschäf-
tigten den Herausforderungen stellen 
und sich und ihre Belegschaften fit 
machen für die Arbeit der Zukunft. 
Dabei wollen wir auch die sogenann-
ten hybriden Dienstleistungen, also in-
novative Verknüpfungen von Produkt 
und Dienstleistungen stärken.

Auch die Regional- und Strukturför-
derung muss der gewachsenen Be-
deutung des Dienstleistungssektors 
Rechnung tragen und durch gezielte 
regionale Strukturförderungspolitik 
die Bildung von Dienstleistungsnetz-
werken fördern. Neue Herausforde-
rungen, wie sie etwa mit der Digitali-
sierung, dem demografischen Wandel 
oder der Integration von Flüchtlingen 
verbunden sind, erfordern die Suche 
nach neuen Lösungen und müssen 
durch entsprechende Forschung un-
terstützt werden. Deshalb werden wir 
den Ausbau der Dienstleistungsfor-
schung unterstützen.

Startups fördern – Unter-
nehmertum ermöglichen
Die vielen Startup-Unternehmen in 
Baden-Württemberg entwickeln neue 
Ideen, erfinden bestehende Bran-
chen neu, stärken die Innovations-
kraft unseres Landes und schaffen 
Arbeitsplätze. Damit aus den „Einper-
sonenunternehmen“ von heute die 

Weltmarktführer von morgen wer-
den, haben wir eine Gründungsoffen-
sive für Baden-Württemberg gestartet 
und beleben den Ruf des Gründerlan-
des Baden-Württemberg neu. Wir ha-
ben den Zugang zu einer fundierten 
Existenzgründerberatung vereinfacht 
und unterstützen junge, innovati-
ve Unternehmen bei Forschung und 
Entwicklung mit neuen Innovations-
gutscheinen. Wir haben die landes-
weite Wettbewerbsreihe „Elevator 
Pitch BW“ initiiert, die Gründerinnen 
und Gründern eine attraktive Platt-
form bietet, um ihre Geschäftsideen 
einem breiten Publikum zu präsen-
tieren. Gemeinsam mit Partnern aus 
der Wirtschaft haben wir den Wagnis-
kapitalfonds „VC Fonds Baden-Würt-
temberg“ aufgelegt und unterstützen 
Unternehmen bei der Finanzierung. 
Mit „gruendung-bw.de“ haben wir 
eine neue Plattform geschaffen, um 
die Gründerszene im Land weiter zu 
vernetzen. Unsere Politik zeigt Erfolg: 
Bei der „Überlebensquote“ und der Be-
schäftigungswirksamkeit von Startups 
belegt Baden-Württemberg mittler-
weile bundesweit einen Spitzenplatz.

Diesen Weg wollen wir fortsetzen 
und die Gründungsoffensive aus-
bauen. Neben den Gründungen von 
Startups werden wir den Fokus auch 
auf Ausgründungen aus Unterneh-
men legen und damit den Mittelstand 
weiter stärken. Damit verfolgen wir 
das Ziel, dass gute Ideen, die in den 
Unternehmen, in denen sie entwickelt 
wurden, nicht verwirklicht werden 
können, nicht verloren gehen. Um in 
der Startup-Szene den Frauenanteil zu 
erhöhen, werden wir gezielte Frauen-
förderprogramme unterstützen. Auch 
die Vernetzung von Hochschulen und 
Gründerzentren werden wir voran-
bringen und die Bereitstellungen von 
Kapazitäten an Hochschulen prüfen. 
Gemeinsam mit der L-Bank werden 
wir eine Wagniskapitalstrategie ent-
wickeln, um Unternehmen im Land 
vor allem in der Wachstumsphase 
noch stärker zu unterstützen. Dabei 
werden wir den erfolgreichen „VC 
Fonds Baden-Württemberg“ als Teil 
dieser Wagniskapitalstrategie weiter 
ausbauen.

Wirtschaftsnahe Forschung 
stärken
Baden-Württemberg ist das Land der 
Erfinderinnen und Erfinder, der Inge-
nieurinnen und Ingenieure. Grundlage 
hierfür ist eine in Deutschland und 
Europa einzigartige Forschungsland-
schaft mit führenden Hochschulen, 
Universitäten und Forschungseinrich-
tungen sowie dem Technologietrans-
fersystem aus Instituten, Wirtschafts-
organisationen und Steinbeis-Zentren. 

Wir haben die Forschungsförderung 
auf die Wachstumsfelder nachhaltige 
Mobilität, Umwelttechnik, Gesund-
heit, Informations- und Kommunikati-
onstechnik fokussiert. Die Grundfinan-
zierung der zwölf wirtschaftsnahen 
Forschungsinstitute haben wir auf 
Festbetragsfinanzierung umgestellt 
und gewährleisten diesen so eine bes-
sere Planbarkeit. Wir haben eine neue 
Landesagentur für Leichtbau gegrün-
det und die Landesagentur „Biopro“ 
auf Gesundheitswirtschaft ausge-
weitet. Darüber hinaus haben wir den 
Technologietransfer forciert, beispiels-
weise mit der Technologietransfer-
initiative „innBW“.

Gute Ideen brauchen aber auch Nach-
ahmer in der gesamten Wirtschaft. 
Deswegen setzen wir auf Leucht-
turmprojekte und gezielte Förderung, 
damit neue Technologien schneller 
bekannt und vor allem breiter einge-
setzt werden. Die Kooperation der For-
schungsinstitute mit den Hochschu-
len für angewandte Wissenschaften 
werden wir in den kommenden fünf 
Jahren ausweiten und eine Landesini-
tiative Elektromobilität III auf den Weg 
bringen. Darüber hinaus werden wir 
einen Fokus auf die Entwicklung von 
altersgerechten Assistenzsystemen 
(Ambient Assisted Living) legen, deren 
Förderung wir beispielsweise durch 
Kooperationsmodelle mit öffentlichen 
Einrichtungen gezielt vorantreiben 
werden.

Kreativwirtschaft fördern 
und medien stärken
Die Kultur- und Kreativwirtschaft ist 
ein wichtiger Wirtschaftsfaktor und 
Innovationsmotor in Baden-Württem-
berg. Deswegen haben wir für Kleinst-
unternehmen sowie Freiberuflerinnen 
und Freiberufler aus Kultur- und Kre-
ativwirtschaft einen Innovationsgut-
schein eingeführt, der Unternehmen 
beim Markteintritt unterstützt. Die 
erfolgreiche Gutscheinförderung wer-
den wir fortführen und ausbauen. 

Darüber hinaus wollen wir uns im 
Bund für ein zeitgemäßes Urheber-
recht einsetzen. Auch Verbraucherin-
teressen, wie etwa das Interesse an 
langfristiger und geräteunabhängiger 
Nutzung von legal erworbenen digita-
len Inhalten, sind zu berücksichtigen. 
Um einem Akzeptanzverlust entge-
genzutreten, müssen eine effektivere 
und verhältnismäßigere Rechtsdurch-
setzung ermöglicht werden sowie 
Maßnahmen zur Aufklärung und Stär-
kung der Medienkompetenz der Bür-
gerinnen und Bürger erfolgen.

Die kostenlose Abfrage von Konzep-
ten, Layouts und Ideen im Rahmen 

von Ausschreibungen und Pitches 
trägt gerade in der Kreativwirtschaft 
zu prekären Beschäftigungsverhält-
nissen bei. Wir wollen daher als Land 
mit gutem Beispiel vorangehen und 
auch in der Konzeptionsphase künftig 
angemessene Präsentationshonorare 
vereinbaren.

Mit dem öffentlich-rechtlichen Rund-
funk, den lokalen und regionalen 
Rundfunksendern sowie den lokalen 
Tageszeitungen haben wir ein qualita-
tiv hohes publizistisches Angebot, das 
wir erhalten und sichern wollen.

gastronomie und  
tourismus stärken
Der Tourismus und die Gastronomie 
sind wichtige Wirtschaftszweige in 
Baden-Württemberg. Die beiden Bran-
chen haben mehr Beschäftigte als die 
Automobilindustrie im Land und si-
chern vor allem im ländlichen Raum 
Beschäftigung und Wirtschaftskraft. 
Die hohe Qualität und die Arbeit mit 
regionalen Produkten machen Gastro-
nomie und Tourismus zu wichtigen 
Aushängeschildern und Wirtschafts-
faktoren unseres Landes. Wir stehen 
für eine nachhaltige Tourismuspolitik. 
Deshalb haben wir unsere Tourismus-
förderung verstärkt auf die Verknüp-
fung von wirtschaftlichen, sozialen 
und ökologischen Aspekten ausge-
richtet. Wir haben die Mittel für das 
Tourismus-Marketing erhöht und mit 
dem Nationalpark Schwarzwald eine 
zusätzliche Attraktion geschaffen. Mit 
Erfolg: Die Besucherzahlen in Baden-
Württemberg steigen.

Wir werden den Tourismus im Land 
auch in Zukunft darauf ausrichten, So-
ziales, Ökologie und Ökonomie mitei-
nander zu verbinden. Wir werden uns 
dafür einsetzen, dass die touristischen 
Infrastrukturen im Land verstärkt auf 
die Bedürfnisse von Seniorinnen und 
Senioren und die besonderen Anfor-
derungen von Menschen mit Behin-
derungen abgestimmt werden. Mit 
besseren ÖPNV-Anbindungen, über-
regional angelegten Bonus- und Ver-
bundkarten, sowie flächendeckenden 
Rad- und Wanderwegen werden wir 
die Attraktivität unserer touristischen 
Angebote in Baden-Württemberg wei-
ter steigern. Wir behalten die Arbeits-
bedingungen der Beschäftigten und 
Auszubildenden im Blick und werden 
uns weiter für gute Arbeitsbedingun-
gen, faire Löhne und sichere Arbeits-
verhältnisse einsetzen.  

arbeitsschutz stärken
Beschäftigte haben einen Anspruch 
auf ein gesundes Arbeitsumfeld und 
Schutz vor Überlastung. Deshalb ha-

vermehrt für ein Studium. Unser Ziel 
ist die Gleichwertigkeit von berufli-
cher und akademischer Ausbildung. 
Deshalb wollen wir den Weg, über die 
Ausbildung einen Meisterabschluss zu 
erlangen, künftig attraktiver gestal-
ten. Dafür werden wir die teils hohen 
Gebühren bei der Meisterausbildung 
mit Hilfe von Landesmitteln im Dia-
log mit den Betrieben und ihren Ver-
bänden und Innungen absenken und 
langfristig abschaffen. Darüber hinaus 
wollen wir die Förderkonditionen des 
Meister-BAföG weiter verbessern und 
hierzu einen Meister-Bonus nach dem 
erfolgreichen Abschluss einführen.

Zudem werden wir uns dafür einset-
zen, dass die Module der Meister- und 
Technikerausbildung für ein darauffol-
gendes Bachelorstudium besser aner-
kannt werden.

Industrielle Produktion 
erhalten – Beschäftigung 
sichern

Baden-Württemberg ist die industri-
elle Herzkammer Deutschlands und 
eines der wichtigsten Industriezen-
tren Europas. Die Industrie sorgt für 
Wohlstand, Beschäftigung und re-
duziert die Krisenanfälligkeit unseres 
Standorts. Mit einer dialogorientierten 
Wirtschaftspolitik setzt Baden-Würt-
temberg über die Grenzen des Landes 
hinaus Maßstäbe für eine moder-
ne und nachhaltige Industriepolitik. 
Diese ist gekennzeichnet von hoher 
Wertschätzung für die Industrie und 
der dort Beschäftigten, Offenheit für 
industrielle Belange, Technologie- und 
Innovationsfreundlichkeit, Kooperati-
onsbereitschaft und wechselseitigem 
Vertrauen. Im Dialog mit Industrie, Ge-
werkschaften und Verbänden haben 
wir die „Industrieperspektive 2025“ 
erarbeitet, die die weitere Entwick-
lung unseres Industriestandorts in 
zentralen Handlungsfeldern definiert. 
In der kommenden Legislaturperiode 
werden wir die „Industrieperspektive 
2025” konsequent umsetzen. Darüber 
hinaus werden wir ein umfassendes 
Maßnahmenpaket zur Industriean-
siedlung und der gesellschaftlichen 
Akzeptanz der Industrie entwickeln.

Wir stehen an der Seite der Automo-
bilindustrie und ihrer Beschäftigten. 
Sie ist einer der Grundpfeiler unseres 
Wohlstandes und unserer Zukunftsfä-
higkeit. Mit konsequenter Förderung 
neuer Mobilitätskonzepte und inno-
vativer, umweltfreundlicher Antriebs-
technologien werden wir Arbeitsplät-
ze auch in der Zukunft sichern.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Die hohen Gebühren bei der 
 Meisterausbildung gemeinsam 
mit den Betrieben absenken und 
 langfristig abschaffen, 

 ■  einen Meister-Bonus nach dem 
erfolgreichen Abschluss einführen,

 ■  ein umfassendes Maßnahmenpaket 
zur Industrieansiedlung und für 
mehr gesellschaftliche Akzeptanz 
der Industrie auf den Weg bringen.

Wirtschaft 4.0 – auf dem 
Weg zum smarten Standort

Wir erleben eine zunehmende Digita-
lisierung der Wirtschaft, die zunächst 
als „Industrie 4.0“ bekannt wurde, 
mittlerweile jedoch besser als „Wirt-
schaft 4.0“ bezeichnet wird und zu 
rapiden Innovationsprozessen führt. 
Hierdurch ändern sich beispielsweise 
in der Industrie die Produktion und 
die Abläufe in den Unternehmen, be-
stehende Geschäftsmodelle werden 
in Frage gestellt. Wir begreifen Wirt-
schaft 4.0 als Chance, Produktion und 
Beschäftigung im Land zu sichern und 
unseren Vorsprung im internationalen 
Standortwettbewerb auszubauen. 
Darüber hinaus wollen wir die erhöh-
te Produktivität dazu nutzen, um ver-
stärkt auf ökologisch verträgliche und 
nachhaltige Weise zu produzieren. Da-
mit Baden-Württemberg hier Vorreiter 
bleibt, haben wir bereits die „Allianz 
Industrie 4.0“ gegründet. Gemeinsam 
mit Unternehmen, Verbänden, Wis-
senschaft und Gewerkschaften bün-
deln wir das vorhandene Know-how 
im Land und entwickeln gemeinsam 
Projekte zur Umsetzung und Stärkung, 
insbesondere auch kleiner und mittle-
rer Unternehmen in Baden-Württem-
berg. Gleichzeitig haben wir die Mittel 
für wirtschaftsnahe Forschungspro-
jekte im Themenfeld Wirtschaft 4.0 
und die Förderung des Kommunika-
tions- und Informationstechnologies-
tandortes Baden-Württemberg deut-
lich erhöht.

Unser Ziel ist es, Baden-Württemberg 
an der Spitze der aktuellen Entwick-
lung zu halten und unseren Standort-
vorteil weiter auszubauen. Die Idee 
der „Allianz Industrie 4.0“ werden wir 
gemeinsam mit den Kammern in den 
Regionen, Partnern aus der Wirtschaft 
und den Gewerkschaften weiterent-
wickeln. Wir werden die Forschung 
und den Technologietransfer in kleine 
und mittlere Unternehmen stärken 
und die Digitalisierung in Dienstleis-
tungen und Handwerk fördern. Auch 
neue Geschäftsmodelle, insbesonde-
re im Bereich der „Shared Economy“  
werden wir mit Blick auf Nutzen für 
Verbraucherinnen und Verbraucher, 
Datenschutz und ihr wirtschaftliches 

Potential begleiten. Um Fach- und 
Nachwuchskräfte auf die Anforderun-
gen der Wirtschaft 4.0 vorzubereiten, 
fördern wir 2016 die Einrichtung von 
landesweit fünfzehn „Lernfabriken 
4.0“ an beruflichen Schulen. Damit 
 gewährleisten wir praxisnahe Lern-
umgebungen und schaffen es gleich-
zeitig, dass auch kleine und mittlere 
Betriebe die Chancen der Digitalisie-
rung nutzen können. Dies wollen wir 
fortsetzen. 

Zum Schutz vor Cyberangriffen wer-
den wir gemeinsam mit Behörden 
und Unternehmen Maßnahmen erar-
beiten.

digitale Infrastruktur 
 ausbauen
Mit der zunehmenden Digitalisierung 
der Wirtschaft muss auch die digitale 
Infrastruktur im Land ausgebaut wer-
den. Denn insbesondere für Unterneh-
men im ländlichen Raum ist die Breit-
bandversorgung ein entscheidender 
Standortfaktor. Deshalb haben wir die 
digitale Infrastruktur im Land erwei-
tert und Baden-Württemberg beim 
Ausbau des schnellen Internet mit an 
die Spitze der Flächenländer geführt. 
So stellen wir sicher, dass auch Unter-
nehmen in der Fläche die Chancen der 
Digitalisierung nutzen können.

Damit ganz Baden-Württemberg von 
der Digitalisierung profitieren kann, 
werden wir unsere Breitbandoffensi-
ve fortführen und die örtliche Breit-
bandversorgung in den Katalog der 
kommunalen Daseinsvorsorge auf-
nehmen. Als Technologie setzen wir 
dabei auf den Ausbau mittels Glas-
faseranschlüssen in den Haushalten 
(sogenannte fibre to the Home). Um 
den industriellen Umbruch der Wirt-
schaft 4.0 voranzubringen, streben 
wir einen glasfaserkabel-gebundenen 
flächendeckenden Internet-Breitband-
Ausbau von mindestens 100 Mbit/s 
an. Hierbei ist zu beachten, dass durch 
entsprechende Ausschreibungsver-
fahren das sogenannte Rosinenpicken 
durch private Anbieter unterbunden 
wird, die oft nur in profitablen Regi-
onen mit vielen potentiellen Kunden 
Breitbandangebote ausbauen. Ländli-
che Regionen bleiben so häufig zurück 
und werden schließlich durch kom-
munale Initiativen auf kommunale 
Kosten erschlossen. Dies gilt es durch 
entsprechende Verfahren zu verhin-
dern, die profitable urbane Regionen 
und ländliche Regionen in einer Aus-
schreibung vereinen. Generell wollen 
wir vorrangig den Breitband-Ausbau 
durch Unternehmen in kommunaler 
Hand fördern, da wir der Überzeugung 
sind, dass kritische Infrastruktur unter 
demokratische Kontrolle gehört. 

Weiter werden wir eine Bundesratsin-
itiative für Änderungen im Haftungs-
recht starten, um Kommunen dabei 
zu unterstützen, offenes WLAN um-
zusetzen und Freifunk zu fördern.

digitalisierung zum Wohle 
der Beschäftigten gestalten
Die Digitalisierung bietet viele Chan-
cen für die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf und neue Formen des al-
tersgerechten Arbeitens. Durch die 
Verflechtung von Arbeitszeit und 
Freizeit birgt sie neben allen Chancen 
aber auch große Herausforderungen. 
So können unkontrollierte Daten-
sammlungen, Mitarbeiterüberwa-
chung und ständige Erreichbarkeit 
gravierende Folgen haben. Flexibilität 
braucht klare Regeln. Wir nehmen 
die Veränderungen der Arbeitswelt 
durch die zunehmende Digitalisierung 
auf und gestalten sie zum Wohle der 
Menschen. Das bedeutet, im Dialog 
mit allen Beteiligten der Arbeitswelt, 
die Regeln für die Gestaltung und Er-
fassung der Arbeitszeit im Rahmen 
des bestehenden Arbeitszeitgesetzes 
anzupassen, neue Modelle der Qualifi-
zierung in Aus- und Weiterbildung zu 
erproben und gute Arbeitsbedingun-
gen für alle Beschäftigten durchzuset-
zen. Wir unterstützen Überlegungen 
des Bundesarbeitsministeriums zur 
Weiterentwicklung der betrieblichen 
Mitbestimmung. So nutzen wir die 
Chancen für eine gute Entwicklung der 
Arbeitswelt von morgen.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:  
 ■  Die „Allianz Industrie 4.0“ gemein-
sam mit den Kammern, Partnern 
aus der Wirtschaft und den Gewerk-
schaften weiterentwickeln,

 ■  die Breitbandoffensive fortführen 
und die örtliche Breitbandversor-
gung in den Katalog der kommuna-
len Daseinsvorsorge aufnehmen,

 ■  eine Bundesratsinitiative für Ände-
rungen im Haftungsrecht starten, 
um Kommunen dabei zu unterstüt-
zen, offenes WLAN umzusetzen und 
Freifunk zu fördern.

 

gute arbeit im 
 dienst leistungs sektor  
stärkt  unseren Standort

Der Dienstleistungssektor in Baden-
Württemberg trägt mit 60 Prozent zur 
Wertschöpfung und mit 67 Prozent 
zur Beschäftigung im Land bei. Im Ge-
sundheitswesen, im Handel, in Kitas, 
in sozialen Einrichtungen und in vielen 
weiteren öffentlichen und privaten 
Dienstleistungsbereichen arbeiten 
täglich Millionen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer oft direkt für und 
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betriebliche Ausbildung besonders für 
junge Menschen in speziellen Lebens-
situationen attraktiver zu machen, 
haben wir die Möglichkeiten für die 
Teilzeit- und Spätausbildung erwei-
tert. Diese Möglichkeiten werden wir 
bedarfsgerecht ausbauen. Darüber 
hinaus werden wir stufenweise Aus-
bildungsmodelle als Alternative zur 
ungelernten Beschäftigung stärken.

Potentiale der Vielfalt heben
Wir haben eine echte Willkommens-
struktur etabliert, damit Eingewan-
derte schnell auf unserem Arbeits-
markt Fuß fassen können. Dafür 
haben wir die Anerkennung auslän-
discher Berufsabschlüsse verbessert 
und mit dem Landesanerkennungs-
gesetz endlich einen Rechtsanspruch 
auf die Prüfung ausländischer Berufs-
qualifikationen geschaffen. Wir haben 
ein Netz kostenloser Beratungsstellen 
aufgebaut und die Zuständigkeiten für 
Anerkennungsverfahren gebündelt. 
So stellen wir sicher, dass die Poten-
tiale gut ausgebildeter Migrantinnen 
und Migranten nicht wie in der Ver-
gangenheit in starren Anerkennungs-
verfahren verloren gehen. Mit den 
„Welcome Centern“ haben wir zent-
rale Anlaufstellen für internationale 
Fachkräfte und die Unternehmen im 
Land geschaffen, die nach qualifizier-
ten Arbeitskräften suchen.

Wir werden uns auch künftig dafür 
einsetzen, die Potentiale der Einwan-
derung aktiv zu erschließen. Dafür 
werden wir die Zahl der „Welcome 
Center“ in Baden-Württemberg bis 
zum Jahr 2020 verdoppeln. Das Netz 
kostenloser Beratungsstellen für die 
berufliche Anerkennung werden wir 
weiter ausbauen und die zuständigen 
Stellen bedarfsgerecht verstärken. 
Auch das Sprachkursangebot für Mig-
rantinnen und Migranten werden wir 
stärker fördern.

mehr Frauen für  
mInt-Berufe begeistern
Um die Innovationskraft unseres 
Standorts zu erhalten, ist guter Nach-
wuchs in den Bereichen Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaft und 
Technik essentiell. Viele Frauen erwer-
ben hervorragende schulische Quali-
fikationen für den MINT-Bereich. Das 
spiegelt sich jedoch nicht durch einen 
entsprechenden Anteil in den genann-
ten Ausbildungs- und Studiengängen 
wider. Dadurch gehen unserem Land 
wichtige Potentiale verloren. Deshalb 
haben wir 2011 das Bündnis „Frauen 
in MINT-Berufen“ erfolgreich etabliert 
und mehr Frauen für eine Ausbildung 
oder ein Studium im MINT-Bereich 
begeistert. Diesen Weg werden wir 

in der kommenden Legislaturperiode 
fortsetzen.

Lebensbegleitendes Lernen 
ermöglichen
Wir haben die Weiterbildung im Land 
gestärkt. Denn nur mit Weiterqualifi-
zierung, Anerkennung von Abschlüssen 
und Qualifizierungschancen, insbeson-
dere für An- und Ungelernte, werden 
wir innovativ bleiben und zukunftssi-
chere Arbeitsplätze erhalten. Daher ha-
ben wir mit dem Bildungszeitgesetz ei-
ne gesetzliche Grundlage und Anreize 
zur berufsbegleitenden Weiterbildung 
geschaffen. Viele Beschäftigte haben 
nun den Anspruch auf eine bezahlte 
Freistellung zur Weiterbildung und 
zur Stärkung des Ehrenamtes von fünf 
Arbeitstagen pro Jahr. Zusammen mit 
den Gewerkschaften, Unternehmen 
und den Bildungsträgern haben wir im 
Land berufliche Weiterbildungsange-
bote geschaffen, die auf den Grundsät-
zen der Träger- und Methodenvielfalt 
beruhen und persönliche Entwicklung 
mit wirtschaftlichem Bedarf in Ein-
klang bringen.

Dadurch wurde ein innovatives, aktu-
elles, zielgruppen- und bedarfsgerech-
tes Weiterbildungsangebot geschaf-
fen. Wir setzen uns dafür ein, dass die 
Forderung nach „lebensbegleitendem 
Lernen“ auch mit tatsächlichen Ange-
boten gefüllt wird. Die Einführung der 
Bildungszeit war dabei nur ein erster 
Schritt. Unser Ziel ist es, dass Beschäf-
tigte einen Anspruch auf Bildungsteil-
zeit haben, beispielsweise um neben 
ihrer Beschäftigung ein berufsbeglei-
tendes Studium aufnehmen zu kön-
nen. Dafür werden wir die Möglichkeit 
schaffen, die Ansprüche aus der Bil-
dungszeit „anzusparen“ und am Stück 
für Weiterbildung einzusetzen. Zukünf-
tig soll die Bildungszeit auch für Auszu-
bildende uneingeschränkt gelten.

Auch haben wir die Zuschüsse für die 
Weiterbildung jedes Jahr schrittwei-
se erhöht und gegenüber 2011 mehr 
als verdoppelt und im Kampf gegen 
Analphabetismus wichtige Akzente 
gesetzt. Wir werden auch weiterhin 
die landesseitige Förderung der Volks-
hochschulen sowie weiterer Weiter-
bildungsträger am Bundesschnitt aus-
richten. 

Chancen der Beschäftigung 
erhöhen
Es gibt immer noch zahlreiche Be-
schäftigte, die keinen anerkannten 
Berufsabschluss besitzen und Fach-
kräfte, die sich durch ihre teilweise 
jahrzehntelange Berufserfahrung ein 
unschätzbares Wissen angeeignet ha-
ben. Dieses Wissen fand bisher weder 

als Berufsabschluss noch als akademi-
scher Grad Anerkennung. Wir wollen 
die bisherige projekthafte Förderung 
verstetigen, indem wir als erstes An-
erkennungsstellen für informell und 
nonformal erworbene Qualifikation 
einrichten.

Die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf wird seit vielen Jahren in den 
Kontaktstellen „Frau und Beruf“ er-
folgreich vorangetrieben. Wir haben 
daher auch die dauerhafte Finanzie-
rung sichergestellt. 

Politische Bildungsarbeit 
fördern
Es ist notwendig, bestehende Institu-
tionen der politischen Bildung finan-
ziell und  personell gut auszustatten. 
Daneben wollen wir politische Bildung 
unterstützen. Sie ist ein wichtiger 
Grundpfeiler zur Stärkung der Demo-
kratie. 

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:  
 ■  Die Unterrichts- und Lehrerversor-
gung an den Beruflichen Schulen 
weiter verstärken,

 ■  die Rahmenbedingungen für 
Schülerinnen und Schüler im 
Blockunterricht mit dem Ziel einer 
paritätischen Finanzierung deutlich 
verbessern, damit Auszubildende 
keine Kosten mehr tragen müssen,

 ■  das Konzept „duale Ausbildungs-
vorbereitung“ (AVdual) landesweit 
etablieren,

 ■  Möglichkeiten schaffen, erbrachte 
Studienleistungen von Studie-
nabbrechern in der betrieblichen 
Ausbildung anzuerkennen,

 ■  die Zahl der Welcome Center in 
Baden-Württemberg bis zum Jahr 
2020 verdoppeln,

 ■  das Netz kostenloser Beratungsstel-
len für die berufliche Anerkennung 
ausbauen.

BiLdung, die 
aLLen geRecht 
WiRd
Kinder sind unsere Zukunft und es ist 
besonders wichtig, dass wir ihnen eine 
gute Bildung auf ihren Weg mitgeben 
können. Alle Kinder und Jugendlichen 
sollen ihre Talente und Begabungen 
optimal entfalten und den für sie pas-
senden Bildungsabschluss erlangen 
können. Trotz einer leistungsstarken 
und motivierten Lehrerschaft hat un-
ser Schulsystem in der Vergangenheit 
ungerechte Ergebnisse erbracht. Wir 
haben das Bildungssystem in Baden-
Württemberg verändert und mehr 

Chancengleichheit verwirklicht. Ein 
leistungsorientiertes und gleichzeitig 
sozial gerechtes Bildungssystem nützt 
dem Einzelnen und unserem Land glei-
chermaßen. Denn unsere Gesellschaft 
braucht jeden jungen Menschen. Wir 
wollen, dass alle Kinder und Jugendli-
chen ihre Potentiale optimal entfalten 
können und so gerechte Chancen auf 
beruflichen Erfolg, gesellschaftliche 
Teilhabe, Selbstverwirklichung und 
Wohlstand haben.

In der vergangenen Legislaturperiode 
haben wir das baden-württember-
gische Bildungssystem weiterentwi-
ckelt, damit die Bildungsgerechtigkeit 
verbessert und das Leistungsniveau 
gesichert. Den Kultusetat haben wir in 
den vergangenen fünf Jahren um 1,4 
Milliarden Euro aufgewertet – ein Plus 
von 15 Prozent im Vergleich zu 2011. 
Erstmals in der Geschichte des Landes 
werden mehr als zehn Milliarden Euro 
in Bildung investiert. Als Regierungs-
partei wird die SPD auch weiterhin 
für Chancengleichheit in unserem Bil-
dungssystem eintreten und dafür sor-
gen, dass sich alle Kinder und Jugend-
lichen bestmöglich entfalten können. 

Für uns gilt: Vorfahrt für Bildung. Des-
halb werden wir auch in den kommen-
den fünf Jahren hier einen haushalts-
politischen Schwerpunkt setzen und 
weitere Investitionen tätigen. Hierzu 
werden wir Spielräume im Landes-
haushalt konsequent erschließen und 
nutzen. 

Alle anstehenden bildungspolitischen 
Maßnahmen werden wir daran mes-
sen, ob sie die Chancen der jungen Ge-
neration verbessern und sichern. Die 
Mitverantwortung des Bundes für die 
Bewältigung gesamtgesellschaftlicher 
Herausforderungen werden wir konse-
quent einfordern und uns daher für die 
Abschaffung des Kooperationsverbots 
einsetzen.

Die richtigen strukturellen Weichen-
stellungen sind getroffen. Jetzt geht 
es darum, den eingeschlagenen bil-
dungspolitischen Kurs konsequent 
fortzusetzen und die Qualität des Bil-
dungssystems weiter zu verbessern.

Frühkindliche Bildung 
 ausbauen
Durch eine frühe Förderung unter-
stützen wir die kindliche Entwicklung 
und legen den Grundstein für späteren 
schulischen Erfolg. Deshalb haben wir 
die frühkindliche Bildung verbessert 
und die Kita-Plätze ausgebaut. Mit 
dem Pakt für Familien mit den Kom-
munen haben wir den Rechtsanspruch 
auf einen Krippenplatz oder einen 
Platz in der Kindertagespflege für Ein- 

ben wir gemeinsam mit Arbeitgebern, 
Gewerkschaften und Berufsgenossen-
schaften ein Bündnis für „Arbeit und 
Gesundheit in Baden-Württemberg“ 
geschlossen. Wir haben mehr Beschäf-
tigte für den Arbeitsschutz eingestellt 
und beim Landesgesundheitsamt ei-
ne Kompetenzstelle „Arbeitsmedizin, 
Arbeitspsychologie, Gesundheitsma-
nagement“ geschaffen. Wir werden 
uns auch künftig dafür einsetzen, 
dass Beschäftigte, Unternehmen und 
weitere Partner im Rahmen von kom-
munalen Gesundheitsdialogen pas-
sende Maßnahmen zur betrieblichen 
Gesundheitsförderung vor Ort planen 
und sich an der Umsetzung in der Regi-
on beteiligen. Darüber hinaus werden 
wir den technischen und den medizi-
nischen Arbeitsschutz weiter stärken.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:  
 ■  Eine Wagniskapitalstrategie ent-
wickeln, um Unternehmen im Land 
vor allem in der Wachstumsphase 
noch stärker zu unterstützen,

 ■  eine Landesinitiative Elektromobili-
tät III auf den Weg bringen,

 ■  den technischen und den medizini-
schen Arbeitsschutz weiter stärken.

fachkRäfte 
 sicheRn
Die Stärke unseres Standorts verdan-
ken wir vor allem den fähigen Händen 
und den klugen Köpfen, den Fachkräf-
ten in unserem Land, die Tag für Tag 
Außergewöhnliches leisten. Viele Un-
ternehmen machen sich aber Sorgen, 
ob sie in wenigen Jahren noch ausrei-
chend qualifizierte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter finden werden. Der 
drohende Fachkräftemangel bewirkt 
ein Umdenken in vielen Unternehmen. 
Sie lernen: Gute Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sind kein Kostenfaktor, 
sondern Voraussetzung für den wirt-
schaftlichen Erfolg.

Deshalb haben wir die „Fachkräfte-
allianz“ ins Leben gerufen um mit 
den Unternehmen, Gewerkschaften, 
Verbänden und Kammern Fachkräfte 
zu gewinnen und den Menschen im 
Land die Teilhabe am Arbeitsmarkt zu 
ermöglichen. Gemeinsam stärken wir 
die berufliche Bildung, verbessern den 
Übergang von der Schule in den Be-
ruf, ermöglichen lebenslanges Lernen 
und etablieren eine echte Willkom-
menskultur für ausländische Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer. So 
sichern wir Fachkräfte und bauen un-
seren Spitzenplatz bei der niedrigsten 
Jugendarbeitslosigkeit in Europa wei-
ter aus. Alle jungen Menschen sollen 

die Chance erhalten, ihre Begabungen 
zu entfalten – unabhängig von Ge-
schlecht, Herkunft und sozialem Hin-
tergrund. Unser Ziel für die kommende 
Wahlperiode ist eine Ausbildungsga-
rantie für jeden jungen Menschen in 
Baden-Württemberg.

gemeinsam für die 
 berufliche Bildung
Mit dem von uns ins Leben gerufenen 
„Ausbildungsbündnis Baden-Würt-
temberg“ wurde die Kooperation des 
Landes mit Gewerkschaften, Unter-
nehmen und Verbänden auf neue Fü-
ße gestellt. Das Ausbildungsbündnis 
hat zum Ziel, die Übergänge junger 
Menschen von der Schule in den Be-
ruf zu gestalten, die Attraktivität und 
Qualität der Berufsausbildung zu stei-
gern und die betriebliche Ausbildung 
für die Zukunft weiter zu stärken. Mit 
dem Ausbildungsbündnis setzen wir 
die erfolgreiche Zusammenarbeit al-
ler Akteure im Bereich der Ausbildung 
fort und werden es zukunftsfähig 
weiterentwickeln. Um dem Fachkräf-
temangel in der Pflege entgegenzu-
wirken, haben wir den Ausbildungs-
fonds für Pflegeberufe eingeführt. 
Damit fördern alle Krankenkassen in 
Baden-Württemberg die Ausbildung 
der nichtärztlichen Heilberufe. Wir un-
terstützen weiter die generalistische 
Ausbildung im Pflegebereich und die 
Aufwertung der Pflege.

Berufliche Schulen stärken
Die fast 300 beruflichen Schulen im 
Land leisten einen großen Beitrag für 
Wirtschaft und Gesellschaft. Dort 
werden junge Menschen ausgebildet, 
erreichen eine Berufsqualifikation 
und erhalten die Möglichkeit, höhere 
allgemeine Schulabschlüsse zu erwer-
ben. Inzwischen wird fast jede zweite 
Hochschulzugangsberechtigung an 
einer beruflichen Schule erreicht und 
fast jedes dritte Abitur an einem be-
ruflichen Gymnasium. Wie keine Lan-
desregierung zuvor haben wir die be-
ruflichen Schulen gestärkt. Wir haben 
150 weitere Eingangsklassen an den 
beruflichen Gymnasien geschaffen 
und das strukturelle Unterrichtsdefi-
zit auf den bisher niedrigsten Stand 
gesenkt. Mit der Einführung von Eng-
lisch als Pflichtfach in über 160 Schu-
len sind wir einen wichtigen Schritt 
im Bereich der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit gegangen. Durch 
die erfolgreiche AZAV-Zertifizierung 
(Zertifizierung nach der Akkreditie-
rungs- und Zulassungsverordnung 
Arbeitsförderung) können nun über 
100 berufliche Schulen geförder-
te Umschülerinnen und Umschüler 
aufnehmen und für eine Ausbildung 
gewinnen. Damit verfügt Baden-

Württemberg über mehr zertifizierte 
öffentliche berufliche Schulen als je-
des andere Bundesland.

Wir werden die Unterrichtsversorgung 
an den beruflichen Schulen noch wei-
ter verstärken und die Lehrerversor-
gung verbessern. Dabei werden wir 
auch zusätzliche Vorbereitungsklassen 
für Flüchtlinge – auch mit weiterent-
wickelten pädagogischen Konzepten 
– einrichten. Wir werden die regiona-
le Schulentwicklung der beruflichen 
Schulen in Abstimmung mit Schulträ-
gern und Ausbildungsbetrieben bzw. 
den Kammern weiter vorantreiben 
und dort, wo Schülerinnen und Schü-
ler im Blockunterricht beschult wer-
den, die Rahmenbedingungen deutlich 
verbessern. Ziel ist eine paritätische 
Finanzierung, damit Auszubildende 
keine Kosten für ihre Unterbringung 
zu tragen haben. Als ersten Schritt 
werden wir ab dem Ausbildungsjahr 
2016/2017 eine Drittelfinanzierung 
einführen. An der weiteren Umset-
zung der Empfehlungen der Enquete-
Kommission „Fit fürs Leben in der Wis-
sensgesellschaft – Berufliche Schulen, 
Aus- und Weiterbildung“, halten wir 
fest. Ebenso möchten wir die Eigen-
verantwortung von beruflichen Schu-
len stärken.

übergang von der Schule in 
den Beruf verbessern
Damit mehr Jugendlichen der direkte 
Einstieg in eine Ausbildung gelingt, ha-
ben wir in Modellregionen ein Konzept 
für die Neugestaltung des Übergangs 
von der Schule in den Beruf einge-
führt. Der neue Bildungsgang „duale 
Ausbildungsvorbereitung“ (AVdual) 
richtet sich an Jugendliche, die nach 
dem Besuch der allgemeinbildenden 
Schule keinen Ausbildungsplatz ge-
funden und weiteren Förderbedarf 
haben. Wichtiger Bestandteil sind 
Betriebspraktika, um den Jugendli-
chen den Einstieg in eine betriebliche 
Ausbildung zu erleichtern. Unser Ziel 
ist es, dieses betriebsorientierte Über-
gangssystem zwischen Schule und Be-
ruf zukünftig landesweit zu etablieren.

Wirtschaft, Studien- und 
Berufsorientierung
Wir haben bundesweit erstmalig die 
Einführung des Schulfaches Wirt-
schaft/Studien- und Berufsorien-
tierung  an allen weiterführenden 
Schulen auf den Weg gebracht. Wir 
verbinden damit die Erwartung, dass 
Schülerinnen und Schüler sich früh-
zeitig mit Chancen, Perspektiven und 
Herausforderungen der späteren Ar-
beits- und Berufswelt vertraut ma-
chen können. Durch das neue Fach soll 
eine zusätzliche Möglichkeit geschaf-

fen werden, damit Schülerinnen und 
Schüler sich früher mit ihrer individu-
ellen beruflichen Zukunft auseinan-
dersetzen und unterschiedliche Mög-
lichkeiten aufgezeigt bekommen, ihre 
Ziele zu erreichen.

Für die betriebliche 
 ausbildung werben
Um mehr junge Menschen für eine 
betriebliche Ausbildung zu begeistern, 
haben wir die Ausbildungskampagne 
„gut-ausgebildet.de“ initiiert, bei der 
in Videoclips Berufe online vorgestellt 
werden. Darüber hinaus werben im 
Rahmen der Initiative „Ausbildungs-
botschafter“ speziell geschulte Aus-
bildungsbotschafterinnen und Aus-
bildungsbotschafter aus 150 Berufen 
an den Schulen und vermitteln den 
Jugendlichen die Chancen und Vor-
teile einer betrieblichen Ausbildung 
aus erster Hand. Mit mehrsprachigen 
Materialien und Werbemaßnahmen 
sprechen wir besonders Jugendliche 
mit Migrationshintergrund und deren 
Eltern an, um gezielt über die „Chance 
Ausbildung“ zu informieren.

Diese erfolgreichen Initiativen wer-
den wir zukünftig fortsetzen und 
weiter ausbauen. Zudem werden wir 
uns dafür stark machen, dass jungen 
Menschen, die ihr Studium abbre-
chen wollen, die Möglichkeiten der 
betrieblichen Ausbildung als Alterna-
tive aufgezeigt werden. Dazu gehört 
die Anerkennung von erbrachten Stu-
dienleistungen in der betrieblichen 
Ausbildung. Die duale Hochschule 
Baden-Württemberg (DHBW) ist ein 
baden-württembergisches Erfolgs-
modell, das sich weit über die Gren-
zen von Baden-Württemberg hinaus 
verbreitet hat. Wir werden für die 
Studierenden an der DHBW Rechts-
sicherheit schaffen und uns im Bund 
dafür einsetzen, dass Studierende der 
DHBW in das Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) aufgenommen werden, damit 
diese ebenfalls den tarifvertraglichen 
Schutz genießen können, den Auszu-
bildende genießen. 

ausbildung für alle und  
bis zum abschluss
Unser Ziel ist es, dass jeder junge 
Mensch in Baden-Württemberg die 
Chance erhält, eine Ausbildung er-
folgreich abzuschließen. Um Ausbil-
dungsabbrüche zu vermeiden, haben 
wir 2012 das Modellprojekt „Abbruch 
vermeiden – Ausbildung begleiten“ 
auf den Weg gebracht. Kern ist die 
sozialpädagogische Begleitung Aus-
zubildender bei instabilen Ausbil-
dungsverhältnissen und die Schulung 
betrieblicher Ausbilderinnen und Aus-
bilder in Konfliktmanagement. Um die 
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Weiterführende Schulen

Die allgemeinbildenden Gymnasien 
bieten einen anerkannten achtjähri-
gen Bildungsgang zur Hochschulrei-
fe. Wir stehen uneingeschränkt zu 
unseren Gymnasien, weil sie für viele 
Schülerinnen und Schüler den passen-
den Weg zum Abitur darstellen. Auch 
die Gymnasien im Land werden von 
pädagogischer Innovation profitieren, 
deren Qualität nicht nur gesichert, 
sondern stetig ausgebaut wird. Ziel 
muss sein, dass das Leistungsniveau 
an baden-württembergischen Gym-
nasien auf hohem Niveau liegt und 
diese den nationalen wie internatio-
nalen Vergleich nicht scheuen müs-
sen. Durch zusätzliche Poolstunden 
und durch einen neuen Bildungsplan 
haben wir die Qualität an den Gym-
nasien bereits gestärkt, diesen Weg 
wollen wir weitergehen und – durch 
Ressourcen abgesichert – noch bes-
sere Möglichkeiten der individuellen 
pädagogischen Begleitung schaffen. 
Eine pauschale Rückkehr zum Abitur 
nach neun Jahren ist aufgrund der ein-
geleiteten Weiterentwicklung nicht 
notwendig und auch nicht sinnvoll. 
Eltern, die einen neunjährigen Bil-
dungsgang präferieren, können unter 
anderen, ebenso attraktiven Wegen 
wählen. Fast jedes dritte Abitur wird 
bereits heute an einem beruflichen 
Gymnasium erworben.

Die Gemeinschaftsschule wurde 2012 
im Schulgesetz verankert und erfährt 
seitdem große Beliebtheit und breite 
gesellschaftliche Zustimmung. Derzeit 
gibt es über 270 Gemeinschaftsschu-
len mit über 35.000 Kindern. Die Ge-
meinschaftsschule bietet allen Kindern 
durch individuelle und kooperative 
Lernformen den jeweils optimalen Ler-
nerfolg. Die Schülerinnen und Schüler 
lernen nicht nur länger miteinander, 

sondern sie lernen auch voneinan-
der und entwickeln dadurch wichtige 
soziale Kompetenzen. Dadurch, dass 
Kinder nicht bereits mit neun Jahren 
aufgeteilt werden, ist die Gemein-
schaftsschule ein wichtiger Schritt hin 
zu mehr Bildungsgerechtigkeit. 

Alle Kinder werden mit ihren Bega-
bungen und Fähigkeiten bestmöglich 
gefördert und in ihrer individuellen 
Lernentwicklung unterstützt. Alle 
Schulabschlüsse können wohnortnah 
erreicht werden. Durch Lernkonzep-
te, die die einzelne Schülerin und den 
einzelnen Schüler stärker in den Blick 
nehmen, schaffen wir bessere Berufs- 
und Lebenschancen. 

Mit der Gemeinschaftsschule geben 
wir die richtige Antwort auf gesell-
schaftliche Entwicklungen: Der deut-
liche Rückgang der Schülerzahlen und 
die zunehmende Begabungsvielfalt in 
allen Schularten hätten längst ein Um-
denken erfordert. Wir werden deshalb 
den Ausbau der Gemeinschaftsschu-
len weiter voranbringen und für die 
pädagogisch anspruchsvolle Arbeit 
an den Gemeinschaftsschulen alle 
notwendigen finanziellen und per-
sonellen Ressourcen zur Verfügung 
stellen. Dies gilt auch für die Einrich-
tung einer gymnasialen Oberstufe an 
der Gemeinschaftsschule auf Antrag 
des Schulträgers. Dabei werden wir 
den besonderen Bedarf des ländlichen 
Raums berücksichtigen. 

Daneben bestehen für Absolventen 
der Gemeinschaftsschulen nach Klas-
se 10 ausgezeichnete Möglichkeiten, 
den Weg zum Abitur an beruflichen 
Gymnasien fortzusetzen.

Eine weitere attraktive Schulart, die 
sich in Richtung integrativ angeleg-
ter Bildungsgänge entwickelt, ist die 
Realschule. Die Realschulen bieten 
zukünftig neben dem Realschulab-
schluss auch den Hauptschulabschluss 
an. Sie werden damit der Heteroge-
nität in ihrer Schülerschaft besser 
gerecht und leisten ebenfalls einen 
Beitrag, dass flächendeckend Schu-
len vorhanden sind, die den Weg zu 
allen Schulabschlüssen ermöglichen. 
Den unterschiedlichen Lernanforde-
rungen im Klassenverband begeg-
net die Realschule unter anderem 
mit binnen-differenzierten Lehr- und 
Lernkonzepten. Damit die Realschulen 
diesen neuen Anforderungen gerecht 
werden können, haben wir begonnen, 
die Ressourcenausstattung nachhal-
tig zu verbessern. Bereits in diesem 
Schuljahr haben wir die Poolstunden 
an den Realschulen erhöht, um die in-
dividuelle Förderung der Schülerinnen 
und Schüler zu stärken. Diese werden 
wir bis zum Schuljahr 2017/2018 auf 

zehn Poolstunden je Zug weiter er-
höhen. Damit die Weiterentwicklung 
der Realschulen gelingt, werden wir 
umfassende Fortbildungen für die 
Lehrerinnen und Lehrer der über 400 
Realschulen im Land anbieten.

Wo Hauptschulen/Werkrealschulen 
nachgefragt werden, erhalten sie auch 
weiterhin unsere ganze Unterstützung. 
Kein funktionierender Schulstandort 
wird gegen den Willen des Schulträ-
gers aufgegeben. Es ist im Einzelfall zu 
prüfen, ob sich die jeweilige Schule in 
Richtung integrativer Bildungsgänge 
weiterentwickeln möchte und kann.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Für den Erhalt wohnortnaher Schul-
standorte sorgen – „kurze Beine – 
kurze Wege“!

 ■  Die Möglichkeiten individueller 
Förderung in der Grundschule – 
auch durch zusätzliche Lehrerstellen 
– weiter ausbauen,

 ■  das Zwei-Säulen-System aus 
Gymnasium und integrativer Säule 
(Gemeinschaftsschulen oder Real-
schulen) fortentwickeln,

 ■  die Poolstunden an den Realschulen 
deutlich erhöhen, 

 ■  die Gemeinschaftsschulen bedarfs-
orientiert ausbauen.

medienbildung
Die zunehmende Digitalisierung kon-
frontiert unsere Gesellschaft mit 
einem permanenten Veränderungs-
prozess und vielschichtigen Heraus-
forderungen für jeden einzelnen Men-
schen. Dieser Tatsache muss bereits 
in der Schule ausreichend Rechnung 
getragen werden. Medienbildung, 
grundlegende Informatikkenntnisse 
und ein Bewusstsein für die Sensibi-
lität der eigenen digitalen Persönlich-
keit sind tragende Säulen des mündi-
gen Bürgers von heute und morgen. 
Wir werden unsere Schulen so wei-
terentwickeln, dass sie diese Ziele ver-
wirklichen können. Dazu gehört, das 
Fach Informatik in der Schule stärker 
zu verankern.

Lehrkräfte sollen in diesem Bereich 
in ihrer Aus- und Weiterbildung noch 
stärker professionalisiert werden. Wir 
werden ausreichend Ressourcen zur 
Verfügung stellen, damit jede Schule 
einen für sie optimalen Medienent-
wicklungsplan ausarbeiten und um-
setzen kann.

Wichtige Teile des gesellschaftlichen 
Lebens und der täglichen Kommunika-
tion finden mit Hilfe von mobilen End-
geräten und in sozialen Netzwerken 
statt. Beides werden wir noch stärker 
in die Lebenswelt Schule integrieren. 

Nur so kann kritisches und souverä-
nes Handeln in einer digitalen Welt 
erlernt und offensiv mit Gefahren und 
Missbräuchen in der Lebenswelt der 
Schülerinnen und Schüler umgegan-
gen werden.

In einem offenen und demokrati-
schen Prozess werden wir Richtlinien 
und Handlungsempfehlungen zum 
Umgang mit sozialen Netzwerken mit 
allen am Schulleben beteiligten Perso-
nen und Institutionen erarbeiten. 

Privatschulen
Schulen in freier Trägerschaft berei-
chern unsere Bildungslandschaft. Des-
halb gestalten wir die Finanzierung 
gerecht und nachhaltig. Wir haben die 
Landeszuschüsse für den laufenden 
Betrieb seit 2011 insgesamt von 671 
Millionen auf 867 Millionen in 2016 
um knapp 200 Millionen Euro erhöht. 
So haben wir Kostendeckungsgrade 
erreicht, die in früheren Legislaturpe-
rioden in weiter Ferne waren. An einer 
angemessenen finanziellen Unterstüt-
zung werden wir auch in Zukunft fest-
halten. Die Aufträge aus dem jüngsten 
Urteil des Staatsgerichtshofs werden 
wir – in Abstimmung mit den Privat-
schulverbänden – umsetzen.

gute Unterrichtsversorgung 
an unseren Schulen
Eine verlässliche Unterrichtsversor-
gung an allen Schulen ist die Grund-
lage guter Bildung. Deshalb haben 
wir trotz rückläufiger Schülerzahlen 
zusätzliche Lehrerstellen geschaffen 
und die fest installierte Krankheits-
vertretungsreserve erhöht. Auch die 
Einstellungschancen von Junglehre-
rinnen und -lehrern haben wir verbes-
sert. Wir werden dafür sorgen, dass 
die Unterrichtsversorgung auf dem 
erreichten hohen Niveau bleibt und 
dass sich ergebende Spielräume für 
weitere Verbesserungen genutzt und 
auf die verschiedenen Schularten ge-
recht verteilt werden. Ferner sind wir 
bestrebt, die Krankheitsreserve weiter 
zu erhöhen.

gute Lehrerinnen und Lehrer 
legen den grundstein
An unseren Schulen unterrichten 
hervorragende und motivierte Leh-
rerinnen und Lehrer. Sie sind das 
Fundament unserer erfolgreichen Bil-
dungslandschaft und maßgebliche Er-
folgsgaranten für den Bildungserfolg 
unserer Schülerinnen und Schüler. 
Um die Lehrerinnen und Lehrer best-
möglich zu qualifizieren, haben wir die 
Lehrerbildung weiterentwickelt und 
flexibler gestaltet. Zum vergangenen 
Wintersemester wurden alle Lehr-

bis Dreijährige umgesetzt. Die Landes-
zuschüsse für die Kommunen haben 
wir verdreifacht. So sorgen wir für 
beste Bildungschancen von Anfang an. 
Mit Erfolg: Heute besuchen im Süd-
westen über 50 Prozent mehr unter 
Dreijährige eine Kindertageseinrich-
tung als noch unter der Vorgängerre-
gierung im Jahr 2010. Bei der Zahl der 
Plätze haben wir Baden-Württemberg 
von ganz hinten in die Spitzengruppe 
aller Bundesländer geführt. Auch mit 
Blick auf die Qualität des Angebots be-
legt Baden-Württemberg mittlerweile 
im Ländervergleich den Spitzenplatz.

Wir haben das Konzept der Sprachför-
derung in allen Tageseinrichtungen 
für Kinder mit Zusatzbedarf (SPATZ) 
verbessert und mit mehr Mitteln aus-
gestattet. So ermöglichen wir klei-
nere Gruppen, erhöhen die Qualität 
der Sprachbildung und ermöglichen 
mehr Zeit für jedes einzelne Kind. In 
Kitas mit besonders hohem Anteil an 
Kindern mit Migrationshintergrund 
haben wir die Gruppengröße halbiert. 
Klar ist: Der Ausbau erhöht auch den 
Bedarf an qualifizierten Erzieherinnen 
und Erziehern. Deshalb haben wir mit 
neuen Konzepten wie beispielwei-
se der praxisintegrierten Ausbildung 
„PIA“ noch mehr Menschen und vor al-
lem mehr Männer für den Beruf der Er-
zieherin und des Erziehers begeistert.

Diesen erfolgreichen Weg werden 
wir auch in Zukunft fortsetzen. Wir 
werden den quantitativen wie quali-
tativen Ausbau der frühkindlichen Bil-
dung weiter vorantreiben. Der Orien-
tierungsplan muss in den kommenden 
Jahren stufenweise umgesetzt wer-
den. Eine Steigerung des gesellschaft-
lichen Stellenwerts und der Attraktivi-
tät des Berufs der Erzieherin und des 
Erziehers sowie der Kindertagespflege 
werden wir weiter befördern.

Verlässliche ganztags-
angebote schaffen
Damit die Ganztagsangebote nicht 
nach der Kita enden, haben wir die Vo-
raussetzungen dafür geschaffen, dass 
sich möglichst viele Grundschulen so-
wie Grundstufen von Förderschulen 
zu Ganztagsschulen weiterentwickeln 
können. Ob eine Ganztagsschule ge-
wünscht wird, können die Kommunen 
vor Ort entscheiden. Vor Ort wird auch 
entschieden, ob es eine Ganztagsschu-
le in Wahlform oder eine verbindli-
che sein soll. Den jahrzehntelangen 
Schulversuch der Vorgängerregierung 
haben wir beendet und im Einver-
ständnis mit den kommunalen Spit-
zenverbänden verlässliche Rahmenbe-
dingungen geschaffen. Wir stehen für 
eine rhythmisierte Ganztagsschule 
und betrachten die Einbindung au-

ßerschulischer Partner als wichtigen 
Baustein. Zur Finanzierung halten wir 
an dem erfolgreichen Instrument der 
Monetarisierung von Lehrerstunden 
zur Finanzierung qualitativ hochwerti-
ger Kooperationsangebote fest. Ganz-
tagsschule organisieren wir ohne zu-
sätzliche Kosten für die Eltern.

Die Kinder profitieren sehr von der zu-
sätzlichen Zeit zum Lernen in einem 
abwechslungsreichen Umfeld. Deshalb 
werden wir den Weg zu flächende-
ckenden Ganztagsangeboten fortset-
zen. Unser Ziel ist es, dass sich bis zum 
Jahr 2023 70 Prozent der Grundschulen 
zu Ganztagsschulen weiterentwickeln. 
Allen Eltern in Baden-Württemberg ge-
ben wir ein Versprechen: Wir schaffen 
verlässliche Bildungsangebote für alle 
Kinder – wir führen die Ganztagsga-
rantie ein, vom ersten Geburtstag bis 
zum letzten Schultag. So streben wir 
in den kommenden Jahren auch eine 
gesetzliche Verankerung der Ganz-
tagsschule an allen weiterführenden 
Schulen an. Wo immer vor Ort Ganz-
tagsangebote gewünscht werden, sol-
len diese möglich sein.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Eine Ganztagsgarantie vom  
ersten Geburtstag bis zum letzten 
 Schultag einführen,

 ■  schrittweise die Kita- und Kinder-
gartengebühren abschaffen,

 ■  70 Prozent der Grundschulen 
bis 2023 zu Ganztagsschulen 
 weiterentwickeln,

 ■  uns für die Abschaffung des 
 Kooperationsverbots einsetzen.

grundschule
Die Qualität der Grundschule ist für 
die weitere Bildungsbiografie aller 
Kinder maßgeblich, denn hier erlernen 
sie wesentliche schulische Kernkom-
petenzen.

Deshalb werden wir die Grundschule 
in der kommenden Legislaturperiode 
noch stärker in den Mittelpunkt unse-
rer Bildungspolitik rücken.

Seit diesem Schuljahr erhalten die 
Grundschulen im Land erstmals Pool-
stunden, um Kinder mit Sprachförder-
bedarf, Schwierigkeiten beim Lesen, 
Rechtschreiben oder in Mathematik 
gezielter fördern zu können. So kön-
nen Lehrerinnen und Lehrer den un-
terschiedlichen Stärken und Lernent-
wicklungen der Kinder besser gerecht 
werden und die Kinder bis zum Über-
gang in die weiterführenden Schulen 
möglichst individuell begleiten. Die 
Möglichkeiten individueller Förderung 
in der Grundschule werden wir – auch 
durch zusätzliche Lehrerstellen – wei-

ter ausbauen. Unser Ziel ist, dass die 
Wege zum nächsten Grundschul-
standort für alle Kinder kurz bleiben. 
Darum setzen wir uns, vor allem im 
ländlichen Raum, auch weiterhin für 
die Erhaltung der im Moment einzü-
gigen oder im Verbund agierenden 
Grundschulen.

Für uns zählt der Wille der Eltern. Des-
halb haben wir die verbindliche Grund-
schulempfehlung abgeschafft und da-
mit den Eltern das Entscheidungsrecht 
für die Wahl der weiterführenden 
Schule gegeben. Verbunden damit ist 
eine umfassende Beratung der Eltern. 
An dieser Praxis werden wir auch zu-
künftig festhalten und den Dialog 
von Eltern und Grundschule weiter 
stärken. Die weiterführenden Schu-
len unterstützen wir dabei, dass sie 
die Potentiale ihrer Schülerinnen und 
Schüler in der 5. Klassenstufe schnell 
und differenziert erfassen können. 
Die verpflichtende Vorlage der Grund-
schulempfehlung ist deshalb weder 
erforderlich noch sinnvoll.

Schulstrukturen den 
 veränderten gesellschaft-
lichen rahmenbedingungen 
anpassen
Eltern wünschen sich eine verlässliche 
Schulinfrastruktur mit hoher Qualität 
und möglichst wohnortnahen Ange-
boten. Dies wollen wir auch unter den 
Bedingungen des demografischen 
Wandels mit insgesamt sinkenden 
Schülerzahlen gewährleisten. Mit der 
Einführung der regionalen Schulent-
wicklung haben wir einen wichtigen 
Schritt unternommen, damit die jun-
gen Menschen trotz rückläufiger Schü-
lerzahlen in erreichbarer Nähe alle Bil-
dungsabschlüsse erwerben können. 
Damit ist uns ein wichtiger Schritt 
auf dem Weg zu einem zukunftsfähi-

gen Schulsystem gelungen. Über 90 
Prozent der Dialog- und Beteiligungs-
verfahren, die im Rahmen der regio-
nalen Schulentwicklung durchgeführt 
wurden, konnten im Konsens mit al-
len Beteiligten abgeschlossen werden. 
Diesen erfolgreichen Weg werden wir 
in der kommenden Legislaturperiode 
fortsetzen.

Wir haben bei der Übernahme der Re-
gierungsverantwortung im Jahr 2011 
ein stark gegliedertes Schulsystem vor-
gefunden, das den Anforderungen der 
modernen Gesellschaft, vor allem aber 
denen des demografischen Wandels, 
immer schlechter gerecht wurde. Wie 
auch viele andere Bundesländer und 
Staaten haben wir uns für eine Weiter-
entwicklung in Richtung integrativer 
Bildungsgänge – Schulen, in denen ver-
schiedene Bildungsabschlüsse möglich 
sind – entschieden. Wir orientieren uns 
an einem zukünftigen Schulsystem aus 
zwei Säulen – dem etablierten Gymna-
sium einerseits und integrativ angeleg-
ten Bildungsgängen andererseits. Mo-
derne pädagogische Konzepte machen 
es möglich, mit heterogenen Gruppen 
in integrativen Bildungsgängen erfolg-
reich arbeiten zu können.

Diese werden wir weiterhin gezielt 
unterstützen. Eltern, Schülerinnen und 
Schüler sowie Lehrerinnen und Lehrer 
sollen auf verlässliche Schulstrukturen 
im Land vertrauen können. Sie dürfen 
nicht immer wieder verunsichert wer-
den, wie es in Baden-Württemberg 
grundsätzlich und dauerhaft schulpo-
litisch weitergeht. Deshalb werden wir 
unser Angebot für einen Schulfrieden 
nach der Landtagswahl ein drittes Mal 
erneuern.
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schen in Baden-Württemberg sollen 
ihren individuellen Familienwunsch le-
ben können. Zur Familie gehört für uns 
auch die Großelterngeneration, welche 
eine immer aktivere Rolle in den Fami-
lien spielt. Großeltern stehen für ihre 
Kinder und Enkel ein – als konstante 
Bezugspersonen und immer häufiger 
als Unterstützung bei der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. 

Viele Frauen und Männer wollen oder 
müssen gleichermaßen neben der Er-
füllung des Kinderwunsches arbeiten 
und ihre Existenz gemeinsam sichern. 
Gerade junge Familien wollen sich 
sowohl die täglichen Aufgaben, als 
auch die schönen Momente partner-
schaftlich teilen. Für uns ist die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf kein 
Widerspruch. Im Gegenteil: Wir ge-
stalten politisch die Voraussetzungen 
dafür, Arbeit, Familie und Freizeit in ein 
ausgewogenes Verhältnis zu bringen. 
Damit Väter mehr Zeit für ihre Kinder 
haben, Frauen ihre Qualifikationen 
in die Arbeitswelt einbringen können 
und besser vor Altersarmut geschützt 
sind, damit die Kinder gleichermaßen 
Zeit mit ihren Eltern verbringen kön-
nen und die Unternehmen im Land 
zufriedene Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter gewinnen.

Verlässliche ganztags-
angebote für alle Kinder
Kind und Karriere dürfen sich nicht 
ausschließen. Noch immer liegt die 
Verantwortung für die Kindererzie-
hung in unserer Gesellschaft vor allem 
bei den Frauen und noch immer ist es 
nach einer Familienphase schwierig, 
zurück in den Beruf zu finden. Dabei 
gab es noch nie so viele hervorra-
gend qualifizierte Frauen in unserem 
Land. Um die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie zu verbessern, haben wir 

die Kinderbetreuung und die Ganz-
tagsschulen in Baden-Württemberg 
massiv ausgebaut. Mit dem Pakt für 
Familien haben wir die Mittel für die 
Kleinkindbetreuung mehr als versie-
benfacht. Damit unterstützen wir die 
Städte und Gemeinden bei der Schaf-
fung qualitativ hochwertiger Betreu-
ungsplätze. Sowohl mit Blick auf die 
Zahl als auch hinsichtlich der Qualität 
der Betreuungsplätze belegt Baden-
Württemberg mittlerweile im Bundes-
vergleich einen Spitzenplatz. Von der 
besseren Kinderbetreuung profitieren 
Frauen im Besonderen. Vor allem für 
Alleinerziehende, die am Arbeitsmarkt 
oft benachteiligt sind, senkt eine gu-
te Kinderbetreuung das Armutsrisiko 
nachweislich. Damit Ausbildung und 
Familie besser miteinander in Einklang 
gebracht werden können, haben wir 
zudem die Teilzeitausbildung ausge-
baut und verbessern damit die Berufs-
chancen Alleinerziehender. 

Für die kommende Legislaturperiode 
geben wir den Eltern in Baden-Würt-
temberg eine Garantie: Wir schaffen 
verlässliche Ganztagsangebote für 
alle Kinder und führen die Ganztags-
garantie ein, vom ersten Geburtstag 
bis zum letzten Schultag. Dafür wer-
den wir die Kitas ausbauen, deren 
Qualität weiter verbessern und die 
Öffnungszeiten bedarfsorientiert ver-
längern. Für Schulkinder werden wir 
den Ausbau der Ganztagsschulen kon-
sequent fortsetzen, sodass bis 2023 
70 Prozent der Grundschulen im Land 
Ganztagsunterricht anbieten. Darüber 
hinaus werden wir mit unseren Part-
nern in den Kommunen die Angebote 
der Ferienbetreuung in erreichbarer 
Nähe verbessern, denn Kinder haben 
nicht ohne Grund mehr Freizeit als ar-
beitende Erwachsene. Hierfür streben 
wir eine schrittweise Ausweitung des 
Angebots an. In einem ersten Schritt 
wollen wir während der Sommerfe-
rien für drei Wochen eine Betreuung 
garantieren und die garantierte Min-
destbetreuungsdauer schrittweise 
ausweiten. Damit schließen wir eine 
wichtige Lücke im Betreuungssystem 
für unsere Kinder.

Familien finanziell unter-
stützen: Kita- und Kinder-
gartengebühren abschaffen

Wir setzen uns für die finanzielle Un-
terstützung von Familien ein. Denn 
finanzielle Sicherheit ist eine wichtige 
Grundlage der Entscheidung für Kin-
der. Um Familien weiter spürbar zu 
entlasten, werden wir in der kommen-
den Legislaturperiode schrittweise 
die Beitragsfreiheit für Kindergärten, 
Kindertagesstätten und die Kinderta-
gespflege im Land einführen. Um die 
Kommunen zu entlasten, werden wir 

uns an einem Zuschuss pro Betreu-
ungsstunde in der Kindertagespflege 
beteiligen. Darüber hinaus werden 
wir uns im Bund für eine finanzielle 
Besserstellung von Alleinerziehenden 
einsetzen. Denn diese haben es meist 
besonders schwer, Beruf und Kinder 
unter einen Hut zu bringen. Wir wol-
len den steuerlichen Entlastungsbe-
trag für Alleinerziehende durch einen 
Zuschlag zum Kindergeld ersetzen. 
Dieser soll 100 Euro im Monat für das 
erste Kind und 20 Euro für alle weite-
ren Kinder betragen.

eltern unterstützen –  
Zeit für Familie schaffen

Kinder machen Freude. Aber sie ma-
chen auch viel Arbeit, vor allem im 
Haushalt. Wir wollen, dass Eltern mehr 
Zeit mit ihren Kindern verbringen 
können und weniger Zeit für Haus-
haltstätigkeiten aufwenden müssen. 
Deshalb werden wir über eine geziel-
te staatliche Förderung mehr bezahl-
bare und legale Angebote im Bereich 
der haushaltsnahen Dienstleistungen 
unterstützen. Damit werden wir die 
Familien entlasten, den Schwarzmarkt 
bekämpfen und im Sinne guter Arbeit 
mehr sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse schaffen.  

Eine Familie zu gründen, ist für viele 
Paare ein großer Schritt. Wir werden 
Familienlotsen etablieren und damit 
die Beratungsangebote für Familien 
ausbauen. Gemeinsam mit den Kom-
munen sollen diese beratend tätig sein 
und unnötige Behördengänge oder 
Recherchen nach Unterstützungsan-
geboten ersparen. Das Beratungsan-
gebot soll sich von familienpolitischen 
Angeboten vor Ort über Fragen zu Kin-
der- und Elterngeld, Ärzten und Fami-
lienbildung bis hin zu Elternberatung 
oder Familienhilfen erstrecken.

Zusammenleben der 
 generationen
Wir unterstützen die Mehrgenerati-
onenhäuser im Land als Ort der Be-
gegnung zwischen den Generationen 
und als zukunftsfähige Lebens- und 
Wohnform. Mehrgenerationenhäu-
ser können eine Antwort geben auf 
die Herausforderungen, die die ver-
schiedenen Lebensphasen stellen: Die 
Großelterngeneration wird weiterhin 
gebraucht, mithin wird der Einsamkeit 
im Alter entgegengewirkt. Aber auch 
die Elterngeneration, die sich in der 
viel beklagten Rushhour des Lebens 
befindet, wird entlastet.

Familie geht uns alle an

Unser Ziel bleibt es, die gleichberech-
tigte Teilhabe am Erwerbs- und Fa-
milienleben für Frauen und Männer 
weiter zu verbessern. Wir wollen die 
Menschen im Land dabei unterstüt-
zen, Anspruch und Wirklichkeit bes-
ser miteinander in Einklang zu brin-
gen und Familien-, Haushalts- und 
Erwerbsarbeit fairer aufzuteilen. Als 
Land werden wir mit gutem Beispiel 
vorangehen und Väter aktiv ermuti-
gen, Elternzeit auch über die bisher 
üblichen zwei Monate hinaus zu neh-
men. Wir sind davon überzeugt, dass 
diese „Vätermonate“ auch eine Berei-
cherung für Unternehmen sind, da 
die Mitarbeiter mit neuen, wertvollen 
Erfahrungen an den Arbeitsplatz zu-
rückkommen. Mit einer Änderung des 
Beamtenrechts werden wir auch Füh-
rungskräften flexible Arbeitsmodelle 
wie Teilzeit oder Homeoffice ermög-
lichen.

ehe für alle
Wir orientieren unsere Familienpo-
litik an der gesellschaftlichen Wirk-
lichkeit. Wir wollen den Menschen 
kein Lebensmodell vorschreiben. Des-
halb haben wir dafür gesorgt, dass 
gleichgeschlechtliche Paare auch in 
Baden-Württemberg endlich in ei-
nem würdigen Rahmen – also auf 
dem Standesamt – ihre Lebenspart-
nerschaft schließen können. Auch im 
öffentlichen Recht wurden homose-
xuelle Lebenspartnerschaften gleich-
gestellt: Verpartnerte Beamtinnen 
und Beamte werden im Besoldungs-, 
Beihilfe- und Versorgungsbereich nun 
genauso behandelt wie ihre verheira-
teten Kolleginnen und Kollegen. Wir 
werden die Gleichstellung im Land 
auch zukünftig weiter vorantreiben. 
Auf Bundesebene werden wir uns 
für die Öffnung der Ehe für gleichge-
schlechtliche Paare einsetzen.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Eine Ganztagsgarantie vom ersten 
Geburtstag bis zum letzten Schul-
tag einführen,

 ■  schrittweise die Kita- und Kinder-
gartengebühren abschaffen,

 ■  70 Prozent der Grundschulen bis 
2023 zu Ganztagsschulen weiter-
entwickeln,

 ■  mehr wohnortnahe Angebote für 
Ferienbetreuung schaffen, 

 ■  für die finanzielle Besserstellung 
von Familien kämpfen,

 ■  für die vollständige Gleichstel-
lung gleichgeschlechtlicher Paare 
eintreten. 

amtsstudiengänge auf Bachelor- und 
Masterstudiengänge umgestellt. Zu-
dem haben wir entschieden, dass sich 
die zukünftige Besoldung von Lehre-
rinnen und Lehrern an Sekundarstufen 
einheitlich nach A13 richtet.

Wir werden die Aus- und Fortbildung 
der Lehrerinnen und Lehrer weiter ver-
bessern und dabei die Themen Inklu-
sion, individuelle Förderung, Medien-
bildung und den Bildungsplan in den 
Vordergrund stellen. Gesundheitsprä-
vention für Lehrerinnen und Lehrer 
ist uns ein wichtiges Anliegen. Ferner 
werden wir Haupt- und Werkrealschul-
lehrkräften die Möglichkeit zu einer 
beruflichen Weiterqualifizierung er-
öffnen. Zum besseren Austausch von 
Lehr- und Lernmaterialien haben wir 
eine „Digitale Bildungsplattform“ auf 
den Weg gebracht, die wir in der kom-
menden Legislaturperiode ausbauen 
und erweitern werden.

In der aktuellen Lage benötigen wir 
jede Lehrkraft. Um den Lehrberuf at-
traktiver zu machen, wollen wir die 
Lehrkräfte, die durchgängig ein Schul-
jahr an unseren Schulen unterrichtet 
haben und für das folgende Schuljahr 
eine Anschlussbeschäftigung vorwei-
sen können, auch über die Sommer-
ferien beschäftigen. Der Nachwuchs 
an Lehrkräften liegt uns ebenfalls 
am Herzen. Deshalb wollen wir Lehr-
amtsreferendare, die ihre Ausbildung 
erfolgreich vollendet haben und eine 
Beschäftigungszusage durch das Land 
Baden-Württemberg vorweisen kön-
nen, auch über den Zeitraum der Som-
merferien bezahlen.

Schule als Ort der toleranz 
und Vielfalt
Unsere Schulen in Baden-Württem-
berg sollen Orte der Toleranz, des Re-
spekts und der gegenseitigen Wert-
schätzung sein. Dies ist ein wichtiger 
Beitrag für ein friedvolles Miteinander 
in unserer Gesellschaft. Deshalb haben 
wir die Bildungspläne in Baden-Würt-
temberg in einem umfangreichen 
Beteiligungsprozess weiterentwickelt 
und die Inhalte an die gesellschaftliche 
Realität und zukünftige Herausforde-
rungen angepasst. Mit einer neuen 
Leitperspektive setzen wir Impulse 
für mehr Toleranz und Akzeptanz im 
Hinblick auf Menschen unterschied-
licher Herkunft, Religion, Weltan-
schauung, sexueller Orientierung und 
geschlechtlicher Identität. Darüber 
hinaus haben wir das Modellprojekt 
zum islamischen Religionsunterricht 
ausgeweitet, um jungen Musliminnen 
und Muslimen auch in den Schulen die 
Möglichkeit zu geben, sich intensiv mit 
ihrer Religion auseinanderzusetzen.

Die SPD steht dazu, dass Kinder und 
Jugendliche sich mit der Vielfalt in 
einer modernen Gesellschaft ausei-
nandersetzen und dabei eine wert-
schätzende Haltung gegenüber Mit-
menschen entwickeln können sollen. 
Das Fach Ethik werden wir neben dem 
Fach Religion als Alternative schritt-
weise ab Klasse 1 beginnend im Schul-
jahr 2017/2018 einführen. Wir streben 
weiterhin den stufenweisen Ausbau 
von Ethik als Fach in den allgemeinen 
Schulen an. Wir werden uns auch für 
den Ausbau des islamischen Religions-
unterrichts einsetzen. Ferner werden 
wir dafür sorgen, dass die Themen 
Flucht, Asyl, Gewalt und Krieg in allen 
öffentlichen Bildungseinrichtungen 
dem Alter der Kinder und Jugendlichen 
entsprechend aufgearbeitet werden 
und dass dabei auch die Friedens- und 
Menschenrechtsbildung ihren Platz 
findet. Es ist wichtig, dass Kinder und 
Jugendliche über Fluchtursachen auf-
geklärt werden und lernen, aus wel-
chen Gründen Menschen in Deutsch-
land Schutz suchen. Dazu gehört auch, 
dass in den Kindertagesstätten und 
Schulen Vorurteilen entgegengetreten 
wird und eine offene Diskussion über 
die Herausforderungen in unserer Ge-
sellschaft erfolgt.

Beste Bildung für alle
Es ist uns gelungen die  Schulsozialar-
beit in Baden-Württemberg mit einer 
Förderung in Höhe von jährlich 25 Mil-
lionen Euro massiv auszubauen. Da-
mit werden wir auch weiterhin einen 
wertvollen Beitrag zur Integration und 
Gewaltprävention – ergänzend zum 
Bildungs- und Erziehungsauftrag der 
Schule – leisten.

Wir werden bei steigender Zahl von 
Flüchtlingen die Formen und den Um-
fang der Förderangebote entsprechend 
ausbauen. Auch in die Sprachförde-
rung in der frühkindlichen Bildung 
werden wir weiter intensiv investieren. 
Schon jetzt haben wir Mittel für über 
1100 neue Lehrerstellen bereitgestellt. 
Wir werden auch zukünftig dafür sor-
gen, mit flexiblen Maßnahmenpaketen 
schnelle und bedarfsgerechte Unter-
stützung bereitzustellen, die vor Ort 
bei den Schulen ankommt, um Flücht-
lingskindern und -jugendlichen einen 
guten Start zu ermöglichen.

Inklusion verwirklichen
Wir haben die gesetzliche Grundlage 
für die Inklusion geschaffen. Kinder 
und Jugendliche mit einer Behinde-
rung gehören in die Mitte unserer 
Gesellschaft und nicht an ihren Rand. 
Dies gilt für den Bereich der frühkindli-
chen Bildung und für den Schulbereich 
im Besonderen. Wir werden durch 

Verhandlungen mit den kommunalen 
Spitzenverbänden einen flächende-
ckenden Ausbau von inklusiven Kita-
plätzen vorantreiben. Aufgrund unse-
rer Schulgesetzänderung haben Eltern 
von Kindern mit Behinderung jetzt 
die Wahlmöglichkeit, ob ihr Kind eine 
allgemeine Schule oder ein Sonderpä-
dagogisches Bildungs- und Beratungs-
zentrum besuchen soll. Wir wollen, 
dass Eltern von Kindern mit Behinde-
rung zwischen qualitativ vergleichba-
ren Angeboten entscheiden können. 
Deshalb stellen wir sicher, dass ein 
hohes Niveau sonderpädagogischer 
Angebote an allgemeinen Schulen 
geschaffen und die Qualität der Son-
derpädagogischen Bildungs- und Be-
ratungszentren erhalten wird. Daher 
werden wir Schulträger auch weiter-
hin beim Ausbau inklusiver Angebote 
unterstützen und das Netzwerk inklu-
siv arbeitender Schulen bedarfsorien-
tiert ausbauen.

gebührenfreies Studium
Damit der Zugang zu höchster Bildung 
nicht von Einkommen oder Herkunft 
der Eltern abhängt, haben wir die Stu-
diengebühren in Baden-Württemberg 
abgeschafft. Den Hochschulen wur-
den die Einnahmen komplett ersetzt. 
Mit der SPD wird es auch in Zukunft 
keine Studiengebühren an den Hoch-
schulen geben, auch nicht bei Master-
studiengängen.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Die Unterrichtsversorgung auf dem 
erreichten hohen Niveau halten,

 ■  die Krankheitsreserve weiter 
 erhöhen,

 ■  die Lehrkräfte, die durchgängig ein 
Schuljahr an unseren Schulen unter-
richtet haben und für das folgende 
Schuljahr eine Anschlussbeschäfti-
gung vorweisen können, auch über 
die Sommerferien beschäftigen,

 ■  Ethik als Fach in den allgemeinen 
Schulen stufenweise ausbauen,

 ■  schnelle und bedarfsgerechte 
Unterstützung bereitstellen, um 
Flüchtlingskindern und -jugend-
lichen einen guten Start zu ermög-
lichen,

 ■  Schulträger auch weiterhin beim 
Ausbau inklusiver Angebote unter-
stützen und das Netzwerk inklusiv 
arbeitender Schulen bedarfsorien-
tiert ausbauen. 

Zeit füR  
famiLie

Baden-Württemberg hat mit uns ei-
ne Landesregierung, die so offen und 
modern ist, wie die Menschen im Land. 
Wir erkennen die Vielfalt unserer Ge-
sellschaft nicht nur an, sondern sehen 
in ihr eine Bereicherung. Egal ob „klas-
sische“ Familie, alleinerziehend oder 
Patchwork-Familie – die SPD hat die 
Zeichen der Zeit erkannt und beant-
wortet nicht die Fragen der Vergan-
genheit, sondern gestaltet Zukunft. 
Für uns ist Familie der Ort, an dem 
Menschen füreinander einstehen. Der 
Ort, an dem man füreinander sorgt, 
unabhängig von sexueller Orientie-
rung, Staatsangehörigkeit und anderen 
persönlichen Eigenschaften. Alle Men-
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können. Wir stärken den ländlichen 
Raum und sorgen für gleichwertige 
Lebensverhältnisse in der Fläche. Wir 
bekämpfen Diskriminierung und ver-
wirklichen Inklusion, um Teilhabe für 
alle zu ermöglichen und kein Potential 
unserer Gesellschaft ungenutzt zu las-
sen. Wir stärken den Sport als wichti-
ge Brücke zwischen Menschen unter-
schiedlicher Generation und Herkunft. 
Wir sorgen dafür, dass der Zugang zu 
Kunst und Kultur allen Menschen im 
Land offen steht.

Bezahlbares Wohnen
Baden-Württembergs Städte und Ge-
meinden sind bunt und dynamisch. 
Sie geben Millionen Menschen Raum 
zu leben, zu arbeiten und sich zu ent-
falten. Diese Vielfalt setzt verfügbaren 
Wohnraum und bezahlbare Mieten vo-
raus. In vielen Städten, insbesondere 
Universitätsstädten und Ballungsräu-
men, ist die Lage am Wohnungsmarkt 
jedoch angespannt. Dramatische 
Mieterhöhungen sind keine Seltenheit. 
Die SPD ist die Partei für bezahlbaren 
Wohnraum! Alle Menschen im Land – 
jüngere wie ältere, mit kleinem oder 
größerem Geldbeutel, Familien mit 
Kindern oder Alleinstehende, Studie-
rende und Auszubildende, Flüchtlinge 
und Einwanderinnen und Einwanderer 
– sollen in Baden-Württemberg in al-
len Teilen unserer Städte und Gemein-
den ein Zuhause finden, das sie sich 
leisten können.

Wir setzen uns dafür ein, bestehenden 
Wohnraum zu erhalten und neuen 
Wohnraum zu schaffen. Die bewähr-
ten Instrumente der städtebaulichen 
Erneuerung tragen bereits bisher in er-
heblichem Umfang zur Verbesserung 
und der bedarfsgerechten Anpassung 
des Wohnungsbestandes bei. Sie er-
möglichen den Kommunen in Sanie-
rungsgebieten zeitnah die Schaffung 
von Wohnraum, insbesondere für 
benachteiligte Bevölkerungsgruppen, 
durch Umnutzung, Modernisierung, 
Flächenaktivierung (z.B. auf Gewer-
bebrachen oder militärischen Kon-
versionsflächen) und die Aktivierung 
von Leerstandsimmobilien. Wir sehen 
die Erhaltung und Aufwertung des 
Wohnungsbestandes als wichtigen 
Schwerpunkt der Städtebauförderung.

Wir haben die Landeswohnraumför-
derung verstärkt auf soziale Aspekte 
ausgerichtet und deutlich aufge-
stockt. 2015 lag das Fördervolumen 
über 60 Prozent höher als noch im Jahr 
2010. Dabei haben wir die Förderung 
preisgünstiger Mietwohnungen in 
den Mittelpunkt gestellt und die hier-
für zur Verfügung stehenden Finanz-
mittel fast verdreifacht. So entstehen 
gerade in Ballungszentren, in denen 

preiswerter Wohnraum besonders 
knapp ist, neue Mietwohnungen. Die-
se Offensive für bezahlbaren Wohn-
raum haben wir nochmals erweitert. 
Das heißt, dass wir neben einer zu-
sätzlichen Erhöhung der Landeswohn-
raumförderung auch Lockerungen im 
Baurecht und bei der Raumplanung 
ermöglichen wollen. Das bestehende 
Planungs- und Baurecht wollen wir 
durch die Pauschalisierung von Aus-
gleichmaßnahmen entbürokratisie-
ren. Darüber hinaus setzen wir uns 
auf Bundesebene dafür ein, die erhöh-
te steuerliche Absetzbarkeit von sozial 
gebundenem Wohnungsbau wieder 
einzuführen, um mehr privates Kapital 
für den Wohnungsbau zu mobilisieren. 
Damit Vermieterinnen und Vermieter 
die Maklerprovision nicht mehr wie 
bisher einfach auf Mieterinnen und 
Mieter umwälzen können, haben wir 
im Bund die Einführung des „Bestel-
lerprinzips“ durchgesetzt.

In der kommenden Legislaturperio-
de wollen wir den von uns initiier-
ten Wohnungsbaugipfel zu einem 
landesweiten „Pakt für bezahlbares 
Wohnen“ weiterentwickeln. In die-
sem Pakt wollen wir gemeinsam mit 
allen Beteiligten Vereinbarungen zur 
Landesförderung von preiswerten 
Mietwohnungen und zu ehrgeizigen 
Neubauzielen erreichen. Die Förde-
rung des sozialen Wohnungsbaus hat 
für uns oberste Priorität. Wir wollen 
die finanzielle Kraftanstrengung des 
Landes in diesem Bereich weiter ver-
stärken und dadurch in einem ersten 
Schritt die Zahl der neu geförderten 
Sozialwohnungen im Land bis Ende 
2016 verdoppeln. Dieser Ausbau muss 
dann auch in den kommenden Jahren 
weitergeführt werden. Bis zum Ende 
der Legislaturperiode sollen so 25.000 
Sozialwohnungen entstehen. 

Bei der Weiterentwicklung der Lan-
desförderung werden wir den Fokus 
auf eine effektivere Förderung preis-
werter Mietwohnungen legen. Dazu 
werden wir unter anderem den Vor-
schlag prüfen, den Wohnungsneubau 
mit direkten Zuschüssen zu fördern, 
um das bestehende Förderinstrument 
des zinslosen Darlehens zu ergänzen. 
Bei der Weiterentwicklung der Landes-
wohnraumförderung wollen wir zu-
dem die Förderbedingungen für Klein- 
und Kleinstwohnungen verbessern 
und die Umsetzung von Mehrgenera-
tionenkonzepten unterstützen. Auch 
das Instrument des Erwerbs von Miet- 
und Belegungsrechten im Bestand 
wollen wir weiterentwickeln. Dabei 
haben wir besonders die zahlreichen 
in den letzten Jahren ausgelaufenen 
Sozialbindungen im Blick, von denen 
viele auf diesem Weg wieder aufleben 
können. Wir werden die Gründung 

gemeinnütziger oder genossenschaft-
licher Wohnungsbaugesellschaften 
weiterhin aktiv fördern.

Dort, wo Wohnungen besonders 
knapp sind, haben wir gehandelt und 
die Instrumente, die uns der Bund an 
die Hand gegeben hat, konsequent 
umgesetzt. Dies gilt sowohl für die 
reduzierte Kappungsgrenze bei be-
stehenden Mietverhältnissen, mit 
der Mieterhöhungen innerhalb von 
drei Jahren auf maximal 15 Prozent 
begrenzt werden, wie auch für die 
Mietpreisbremse bei Wiedervermie-
tungen, mit der die Miete für neue 
Mieterinnen und Mieter auf maxi-
mal 10 Prozent über der ortsüblichen 
Vergleichsmiete begrenzt wird. Die 
Gebietskulissen dafür werden wir bei 
Bedarf neu justieren.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Einen landesweiten „Pakt für 
 bezahlbares Wohnen“ schließen,

 ■  die Zahl der neu geförderten 
 Sozialwohnungen im Land bis Ende 
2016 verdoppeln,

 ■  bis zum Ende der Legislaturperiode 
25.000 neue Sozialwohnungen 
schaffen.

 Lebensräume gestalten – 
Quartiere aufwerten
Wir haben die hohe Städtebauförde-
rung des Landes verstetigt und er-
reicht, dass die Bundesfinanzhilfen, 
insbesondere für das Bund-Länder-
Förderprogramm „Soziale Stadt“, deut-
lich erhöht wurden. Insgesamt wurden 
2011 bis 2016 rund 750 Millionen Euro 
Landesmittel und 330 Millionen Euro 
Bundesmittel den Städten und Ge-
meinden im Land für deren zukunfts-
orientierte Entwicklung zur Verfügung 
gestellt. Für die Umnutzung militä-
rischer Konversionsflächen wurden 
2014 und 2015 davon insgesamt rund 
19 Millionen Euro an Kommunen be-
willigt. Ein erheblicher Teil dieser Mittel 
fließt in die Sicherung und Aufwertung 
des Wohnungsbestandes sowie des 
Wohnumfeldes. Dabei kommen immer 
stärker benachteiligte Ortsteile in den 
Blickpunkt, in denen sich hohe Arbeits-
losigkeit und niedriges Bildungsniveau 
mit städtebaulichen Defiziten überla-
gern. Das Land stellt seit 2015 jährlich 
eine Million Euro freie Finanzhilfen 
ein, mit denen auch nichtinvestive 
Städtebauförderung betrieben wird. 
Damit wird dem Wunsch vieler Städte 
und Gemeinden Rechnung getragen, 
auch die Einrichtung von Verfügungs-
fonds und den Einsatz von Quartiers-
managerinnen und -managern zu 
unterstützen. Die bewährten Förder-
schwerpunkte der Stadterneuerung 
zur Stärkung bestehender Zentren, 

zum Erhalt denkmalpflegerischer Bau-
substanz, zur Anpassung vorhandener 
Strukturen an den demografischen 
Wandel und zur Förderung Klimaver-
träglicher Bauweisen, helfen unseren 
Kommunen jeden Tag aufs Neue.

Quartiere und Ortskerne leben von 
den Ideen und Initiativen der dort 
ansässigen Menschen, Läden, Vereine 
und Verbände. Sie sind Knotenpunk-
te für Gewerbetreibende und können 
ein fruchtbarer Boden für Kreative, 
Gründerinnen und Gründer sowie 
Tüftlerinnen und Tüftler sein. Unsere 
Stadt- und Quartiersentwicklung hat 
zum Ziel, die Verwirklichung dieser 
Ideen und Initiativen zu ermöglichen. 
Deshalb haben wir ein Gesetz zur 
Stärkung der Quartiersentwicklung 
durch Privatinitiativen auf den Weg 
gebracht. Damit schaffen wir zum 
ersten Mal in Baden-Württemberg 
die Voraussetzungen für sogenann-
te „Business Improvement Districts“ 
bzw. „Urban Improvement Districts“. 
So können Grundstückseigentümer 
in privater Verantwortung zur Steige-
rung der Attraktivität eines Quartiers 
beitragen. Mit unserem Landespro-
gramm „Gemeinsam sind wir bunt“ 
fördern wir Modellprojekte in Städten 
und Gemeinden, die erproben, wie ein 
solidarisches Zusammenleben in einer 
vielfältigen Gesellschaft verbessert 
werden kann. Diesen erfolgreichen 
Weg werden wir auch in Zukunft 
fortsetzen und dabei insbesondere 
Leuchtturmprojekte in der Quartiers- 
und Stadtentwicklung verstärkt för-
dern.

gleichwertige 
 Lebens verhältnisse im 
 ländlichen raum

Der ländliche Raum in Baden-Würt-
temberg zeichnet sich durch eine star-
ke mittelständische Wirtschaft und 
die Vielfalt einzigartiger Landschaften 
aus. Gleichzeitig stehen wir – durch 
Globalisierung, demografischen Wan-
del, wirtschaftliche Konzentrations-
prozesse und den Klimawandel – vor 
besonderen Herausforderungen in 
der Fläche. Ziel unserer Politik ist es, 
den ländlichen Raum weiter zu stär-
ken und für Familien und Wirtschaft 
attraktiv zu halten. Dafür braucht es 
die Unterstützung des Landes in allen 
Bereichen der öffentlichen Daseins-
vorsorge sowie leistungsfähige und 
bürgernahe Kommunalverwaltungen. 
Hierfür wollen wir Verwaltungsge-
meinschaften in ihrer Aufgabenwahr-
nehmung stärken und so interkommu-
nale Zusammenarbeit erleichtern. 

Wir begreifen den Ausbau der Infra-
struktur im ländlichen Raum im Sin-
ne gleichwertiger Lebensverhältnisse 

gesund und 
Lange LeBen  
in Baden- 
WüRttemBeRg
Unser Ziel ist eine flächendeckende, 
bedarfsgerechte und qualitativ hoch-
wertige gesundheitliche und medi-
zinische Versorgung in Baden-Würt-
temberg. Wir sichern die ärztliche 
Versorgung und schaffen die Rahmen-
bedingungen für leistungsfähige Kran-
kenhäuser. Durch neue und ambulante 
Ansätze fördern wir die Pflege im Land 
und sorgen dafür, dass ältere und auf 
Unterstützung angewiesene Men-
schen möglichst lange im heimischen 
Umfeld versorgt werden können.

Bei all unseren gesundheitspolitischen 
Überlegungen steht der Mensch im 
Mittelpunkt. Deshalb stärken wir die 
Bürger- und Patientenorientierung im 
Gesundheitswesen. In Gesundheits-
dialogen haben wir zusammen mit 
Bürgerinnen und Bürgern sowie re-
levanten Akteuren des Gesundheits-
wesens einen „Zukunftsplan Gesund-
heit“ entwickelt. Für die Umsetzung 
dieses Gesundheitsleitbildes haben 
wir eine Landesgesundheitskonferenz 
eingerichtet, die das Dach der gesund-
heitspolitischen Gremien im Land bil-
det. Hinzu kommen die kommunalen 
Gesundheitskonferenzen, die in den 
Land- und Stadtkreisen eingerichtet 
wurden und den Diskussionsprozes-
sen über kommunale Gesundheitszie-
le sektorenübergreifend Raum geben.

Den Weg des Dialoges werden wir fort-
setzen. Wir werden Bürgerdialoge auf 
örtlicher, regionaler und Landesebene 
führen, damit die Menschen im Land 
ihre Interessen auch weiterhin in unser 
Gesundheitswesen einbringen können. 
Die Kommunen werden wir dabei un-
terstützen, die Angebote Prävention 
und Gesundheitsförderung unter dem 
Dach des öffentlichen Gesundheits-
wesens auszubauen. Um Patientinnen 
und Patienten, zu Pflegenden und ih-
ren Angehörigen einen Sprecher für 
ihre Interessen und Belange zu geben, 
werden wir das Amt eines Landespa-
tienten- und Pflegebeauftragten ein-
richten. Zudem werden wir zum paritä-
tischen Beitragssatz zurückkehren und 
uns für die schrittweise Einführung der 
Bürgerversicherung einsetzen.

medizinische Versorgung 
sicherstellen
Die ärztliche Versorgung in Baden-
Württemberg durch Haus- und Fach-
ärzte ist umfassend und gut. Aller-

dings gehen in den nächsten Jahren 
viele Ärztinnen und Ärzte in den Ru-
hestand. In manchen Gegenden, ins-
besondere im ländlichen Raum, ist es 
vor allem im hausärztlichen Bereich 
schwierig, eine Praxisnachfolge zu 
finden. Um dem entgegenzuwirken, 
haben wir das „Förderprogramm Land-
ärzte“ wesentlich ausgebaut. Damit 
unterstützen wir gezielt die Niederlas-
sung von Ärztinnen und Ärzten in un-
terversorgten Gebieten und tragen so 
zu einer Verbesserung der ambulanten 
hausärztlichen Versorgung im Land 
bei. Darüber hinaus wollen wir mehr 
jungen Menschen mit einer Leiden-
schaft für den Arztberuf den Zugang 
zum Medizinstudium ermöglichen, 
um den Ärztemangel insbesondere im 
ländlichen Raum zu beheben. Deshalb 
wollen wir die Anzahl der Studienplät-
ze erhöhen und der Abiturnote als 
Zulassungskriterium künftig weniger 
Gewicht beimessen.

Die Hebammen im Land leisten einen 
wertvollen Beitrag für die Gesundheit 
der Jüngsten und deren Mütter. Die Be-
gleitung vor, während und nach der Ge-
burt ist unverzichtbar für einen guten 
und gesunden Start ins Leben. Deswe-
gen setzen wir uns dafür ein, dass die 
freiberuflich tätigen Hebammen diese 
wichtige Arbeit auch zukünftig leisten 
und auch von dieser Arbeit leben kön-
nen. Im Bund werden wir darauf hin-
wirken, Lösungswege für das Problem 
der hohen Haftpflichtversicherungs-
prämien zu erarbeiten und zukünftig 
die flächendeckende Versorgung durch 
Hebammen sicherzustellen.

gute Krankenhäuser
Zu einem guten Gesundheitswesen 
gehört vor allem eine gute Kranken-
hausversorgung. Wir haben den von 
den Vorgängerregierungen über viele 
Jahre hinweg aufgebauten Antrags-
stau abgebaut und die Mittel für den 
Krankenhausbau um mehr als 35 Pro-
zent aufgestockt. Ergebnis unserer Po-
litik ist eine leistungsfähige Kranken-
hausversorgung, die deutschlandweit 
Maßstäbe setzt: Kein Bundesland hat 
eine geringere Zahl an Krankenhaus-
fällen und niedrigere Krankenhausbe-
handlungskosten pro Kopf. Auch den 
Etat für die Zentren für Psychiatrie ha-
ben wir deutlich erhöht.

Wir werden die Krankenhausland-
schaft in Baden-Württemberg auch in 
Zukunft weiterentwickeln. Unser Ziel 
ist eine regional abgestimmte sekto-
renübergreifende Planung, die sich 
am Versorgungsbedarf ausrichtet und 
dabei ambulante und stationäre An-
gebote stärker verzahnt. Die Kranken-
hausfinanzierung werden wir weiter 
stärken und die Mittel für den Kran-

kenhausbau weiter bedarfsgerecht 
aufstocken.

gute Pflege und Betreuung
Alle Menschen sollen ihr Lebensum-
feld selbstbestimmt und in Würde 
gestalten können, selbstverständlich 
auch dann, wenn sie auf Pflege und 
Unterstützung angewiesen sind. Des-
halb schaffen wir Pflege- und Unter-
stützungsangebote, die sich in das ver-
traute Lebensumfeld einfügen und ein 
Höchstmaß an Häuslichkeit, Normali-
tät und Privatheit bieten. Wir unter-
stützen die Menschen dabei, auch im 
Alter oder bei Behinderungen mitten 
im Leben zu bleiben.

Mit dem neuen Wohn-, Teilhabe- und 
Pflegegesetz ist Baden-Württemberg 
Vorreiter: Unsere neue Regelung för-
dert eine nie dagewesene Vielfalt von 
Wohn- und Versorgungsformen, vor 
allem unterschiedliche Formen ambu-
lant betreuter Wohngemeinschaften. 
Eine neue landesweite Beratungsstel-
le unterstützt die Kommunen und 
Kreise vor Ort beim Auf- und Ausbau 
ambulant betreuter Wohngemein-
schaften. Mit einer Neufassung der 
Landesbauordnung schaffen wir mehr 
Barrierefreiheit und legen fest, dass 
bei Neubauvorhaben für Wohngebäu-
de mit mehr als zwei Wohnungen alle 
Wohnungen einer Etage barrierefrei 
erreichbar sein müssen.

Der Bedarf an wohnortnaher Beratung 
zu Fragen der Pflege ist groß. Deshalb 
haben wir uns für die Einrichtung von 
Pflegestützpunkten eingesetzt. Als 
zentrale Anlaufstellen beraten die-
se Pflegebedürftige und Angehörige 
Pflegebedürftiger kostenlos rund um 
das Thema Pflege und koordinieren 
Hilfs- und Unterstützungsangebote 
bei der wohnortnahen Betreuung und 
Versorgung. Darüber hinaus haben wir 
das Modellprojekt „Präventive Haus-
besuche“ ins Leben gerufen. Im Rah-
men dieser Initiative suchen eigens 
geschulte Beraterinnen und Berater 
ältere Menschen zu Hause auf, um be-
reits zu einem möglichst frühen Zeit-
punkt über konkrete Unterstützungs-
möglichkeiten zu informieren.    

Unser Ziel ist es, alten Menschen ein 
langes und möglichst selbstständiges 
Leben zu ermöglichen. Deswegen ha-
ben wir das Landes-Geriatriekonzept 
grundlegend überarbeitet und legen 
den Schwerpunkt auf den Grundsatz 
„Rehabilitation vor Pflege“. Daneben 
setzen wir auf eine Stärkung der am-
bulanten Strukturen vor Ort.   

Auch in Zukunft werden wir es älte-
ren und auf Hilfe angewiesenen Men-
schen ermöglichen, im vertrauten 

Umfeld zu bleiben, wenn sie auf Hilfe 
angewiesen sind. Nach dem Grund-
satz „so viel Selbstständigkeit wie 
möglich, so viel Hilfe wie nötig“ wer-
den wir die beratenden Hilfen bei der 
Wohnungsanpassung ausbauen und 
mehr individuell gestaltbare Wohnfor-
men für ältere Menschen als Alternati-
ve zum Alten- oder Pflegeheim schaf-
fen. Wir werden mehr wohnortnahe 
gemeinschaftliche Wohnformen mit 
ambulanten Versorgungsstrukturen 
etablieren und uns zudem für einen 
weiteren Ausbau der Pflegestützpunk-
te einsetzen.

Dazu gehört für uns auch, Pflegebe-
dürftigen und Menschen mit Demenz 
so lange wie möglich das Leben im 
vertrauten Umfeld zu ermöglichen. 
Durch Unterstützungssysteme wie 
elektronisch gestützte Netzwerke, die 
aus Haupt- und Ehrenamtlichen sowie 
Angehörigen bestehen, ermöglichen 
wir länger selbstbestimmtes Leben, 
Teilhabe und achtsames nachbar-
schaftliches Miteinander im vertrau-
ten Wohnquartier.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Das Amt eines Landespatienten- 
und Pflegebeauftragten einrichten, 

 ■  zum paritätischen  Beitragssatz 
 zurückkehren und uns für die 
schrittweise Einführung der 
 Bürgerversicherung einsetzen,

 ■  die Krankenhausfinanzierung 
 weiter stärken und die Mittel für 
den Krankenhausbau bedarfs-
gerecht aufstocken,

 ■  mehr wohnortnahe gemeinschaft-
liche Wohnformen mit ambulanten 
Versorgungsstrukturen etablieren 
und uns für einen weiteren Ausbau 
der Pflegestützpunkte einsetzen.

gut und 
 gemeinsam 
 LeBen 
in Baden- 
WüRttemBeRg
Unsere Gesellschaft ist bunt und viel-
fältig, offen und sozial. Sie ist geprägt 
von beispiellosem bürgerschaftlichen 
Engagement – fast jeder Zweite im 
Land engagiert sich in seiner Freizeit 
ehrenamtlich für andere. Diesen Zu-
sammenhalt wollen wir erhalten und 
stärken. Wir schaffen mehr bezahl-
baren Wohnraum für alle, damit auch 
junge Familien und Menschen mit klei-
nem Geldbeutel ein Zuhause in unse-
ren Städten finden, das sie sich leisten 
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stützungsnetz für alle vor Ort erpro-
ben und fördern.

Kinder und Jugendliche 
stärken
Kinder haben ein Recht auf ein gesun-
des und gewaltfreies Aufwachsen. 
Unser Ziel ist die Verwirklichung der 
UN-Konvention über die Rechte des 
Kindes in Deutschland ebenso wie die 
Verwirklichung der Kinderrechte aus 
der UN-Behindertenrechtskonvention. 
Unser Ziel ist es, allen Kindern und Ju-
gendlichen in unserem Land die glei-
chen Entwicklungschancen zu ermög-
lichen. Deshalb unterstützen wir seit 
mehreren Jahren unter anderem den 
Auf- und Ausbau der Frühen Hilfen 
im Rahmen unseres Kinderschutzkon-
zepts. Wir werden die bestehenden 
Programme, insbesondere im Bereich 
der Frühen Hilfen und der Prävention, 
nach erfolgreicher Evaluation weiter-
führen und stärken. Dabei prüfen wir, 
ob erfolgreiche Projekte in dauerhafte 
Programme überführt werden kön-
nen.

Um die Kinderrechte zukünftig noch 
stärker ins öffentliche Bewusstsein 
zu rücken, haben wir Kinder- und Ju-
gendrechte in der Landesverfassung 
verankert. Um diese Rechte mit Leben 
zu füllen, werden wir unter anderem 
niedrigschwellige Beratungs- und 
Unterstützungsangebote ausbauen 
und generelle Schutzkonzepte für In-
stitutionen entwickeln. Unser Ziel ist, 
dass Kinder und Jugendliche in allen 
Lebensbereichen, die sie mittelbar so-
wie unmittelbar betreffen, ihrem Alter 
entsprechend informiert, angehört 
und mit einbezogen werden, sowohl 
in ihren Familien als auch in Instituti-
onen, Kommunen und im Land. Auch 
aus diesem Grund haben wir das Kom-
munalwahlalter auf 16 Jahre gesenkt 
und die Beteiligungsrechte von Kin-
dern und Jugendlichen verbindlich in 
der Gemeindeordnung verankert.

Nach Jahrzehnten des Stillstands ha-
ben wir die Jugendförderung deutlich 
erhöht, die Zahl der Jugendbildungs-
referenten fast verdoppelt und durch 
die Absenkung der Altersgrenzen mehr 
Kindern und Jugendlichen die Teilnah-
me an altersgerechten Seminaren er-
möglicht. In einem „Zukunftsplan Ju-
gend“ haben wir gemeinsam mit den 
Jugendverbänden Weichenstellungen 
für die Entwicklung der Jugendarbeit 
vorgenommen und hierfür zusätzliche 
Gelder bereitgestellt. Für uns hat au-
ßerschulische Jugendarbeit einen sehr 
hohen Wert. Deswegen werden wir 
den „Zukunftsplan Jugend“ gemein-
sam mit den Verbänden fortschreiben, 
die strukturelle Finanzausstattung der 
Jugendarbeit weiter ausbauen und für 

eine Dynamisierung der Förderung der 
verbandlichen Jugendarbeit sorgen. 

Die Fördersätze im Landesjugendplan 
wollen wir an die Lohn- und Preis-
entwicklung anpassen. Langfristig 
streben wir ein Förderverhältnis von 
5:1, also fünf Kindern je Betreuer an. 
Außerdem wollen wir Unterkunft 
und Verpflegung bei Schulungen 
für Jugendgruppenleiterinnen und 
Jugendgruppenleiter künftig durch 
Landesmittel decken und damit die 
ehrenamtliche Jugendarbeit stärken. 
Darüber hinaus möchten wir in der 
kommenden Legislaturperiode  darauf 
hinwirken, das Gefälle der finanziellen 
Ausstattung der Jugendhilfe in den 
Stadt- und Landkreisen, insbesondere 
aber in den ländlichen Gebieten, in 
Angriff zu nehmen. Wir werden da-
für sorgen, dass alle Jugendlichen in 
Baden-Württemberg den Zugang zu 
einer gut ausgebauten Jugendhilfe ha-
ben, unabhängig davon, an welchem 
Ort sie wohnen.

Für eine Kultur des Ermöglichens, statt 
des Verbietens. Die SPD hat in vielen 
Bereichen mit der Verbotspolitik ge-
brochen. Wir haben das Sonn- und 
Feiertagsgesetz reformiert und den 
Großteil der Tanzverbote abgeschafft. 
Außerdem haben wir Alkoholkon-
sumverbote auf öffentlichen Plätzen 
verhindert und stattdessen die Prä-
ventionsarbeit deutlich ausgeweitet. 
Wir stehen für eine Politik, die den 
Menschen nicht vorschreibt, wie sie zu 
leben haben. Wir wollen weg von einer 
Kultur des Verbietens und hin zu einer 
Kultur des Ermöglichens. Deswegen 
werden wir Alkoholverkaufsverbote 
ab 22 Uhr abschaffen und sprechen 
uns auch weiterhin gegen Alkoholkon-
sumverbote auf öffentlichen Plätzen 
aus. Wir wollen die Präventions- und 
Jugendarbeit vor Ort weiter ausbauen 
und stärken.

Sportland  
Baden-Württemberg
In Baden-Württemberg sind über 3,7 
Millionen Mitglieder in über 11.400 
Sportvereinen engagiert. Der Sport 
leistet einen außerordentlich wich-
tigen und vielseitigen Beitrag für die 
Gesellschaft: Sport integriert, ver-
mittelt Werte wie Toleranz, Fairness 
und Solidarität, überwindet soziale 
und kulturelle Barrieren und dient der 
Gesundheitsvorsorge. Die Sportorga-
nisationen und ihre Vereine leisten 
damit einen dauerhaften Beitrag zum 
Gemeinwohl. Weil wir um die wichti-
ge Bedeutung des Sports wissen, ha-
ben wir mit der Fortschreibung des 
Solidarpakts Sport dafür gesorgt, dass 
die Sportorganisationen auch künftig 
ihre vielfältigen und zunehmenden 

Aufgaben bewältigen können und das 
Fördervolumen deutlich aufgestockt. 
Über die Laufzeit des Solidarpakts 
Sport III von 2017 bis 2021 werden 
dem Sport insgesamt 87,5 Millionen 
Euro zusätzlich zur Verfügung gestellt. 
Wir haben wichtige Maßnahmen auf 
den Weg gebracht und werden diese 
fortsetzen.

Wir werden die Kooperationen von 
Schulen und Sportvereinen weiter 
stärken und uns dafür einsetzen, dass 
verlässliche und effiziente Koordinie-
rungsstrukturen aufgebaut werden. 
Wir wollen Spitzensportlerinnen und 
Spitzensportler darin unterstützen, 
dass sie ihre Ausbildung und ihren 
Beruf mit ihrer sportlichen Karriere 
vereinbaren können und den Ausbau 
inklusiver und integrativer Sportan-
gebote weiter voranbringen. Darüber 
hinaus werden wir uns für eine umfas-
sende Aufarbeitung der Dopingver-
gangenheit in Baden-Württemberg 
einsetzen. Um Doping wirksam zu be-
kämpfen, werden wir die Ausstattung 
der Schwerpunktstaatsanwaltschaft 
in Freiburg weiter verbessern und die 
Zusammenarbeit von Justiz, Polizei 
und der Nationalen Anti Doping Agen-
tur intensivieren.

Kunst und Kultur für alle
Kunst und Kultur sind Teil unseres ge-
samten gesellschaftlichen Lebens. Sie 
stiften Identität und sind Ausdruck ei-
ner offenen Gesellschaft. Ziel unserer 
Kulturpolitik ist es, die bestmöglichen 
Rahmenbedingungen für die vielfälti-
ge Kunst- und Kulturszene in Baden-
Württemberg zu schaffen. Orientiert 
an unseren vier Leitlinien Subsidiarität, 
Dezentralität, Pluralität und Liberalität 
haben wir die Kunstförderung ver-
bessert und die Finanzmittel für den 
Kunst- und Kulturbereich erhöht. Wir 
haben die Empfehlungen der Kultur-
konzeption „Kultur 2020“ umgesetzt 
und darüber hinaus einen Innovations-
fonds Kunst eingerichtet.

Diese verlässliche Förderung werden 
wir auch in Zukunft beibehalten. Die 
interkulturelle Kulturarbeit zur Stär-
kung des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts in Städten und Kommunen 
ist uns dabei ein besonderes Anliegen. 
Wir werden die Kulturkonzeption „Kul-
tur 2020“ weiter konsequent umsetzen 
und den Innovationsfonds fortführen. 
Kulturelle Teilhabe muss allen Men-
schen in Baden-Württemberg möglich 
sein, deshalb werden wir Kunst und 
Kultur für alle Bürgerinnen und Bürger 
zugänglich halten. Nach dem Grund-
satz „Fördern in der Spitze und Breite“ 
werden wir etablierte Einrichtungen 
und Leuchtturmprojekte weiterentwi-
ckeln, die freie Kulturszene ausbauen, 

die Kreativwirtschaft stärken und eine 
feste Kooperation mit den Kulturein-
richtungen im Land pflegen. Darüber 
hinaus setzen wir uns für eine dauer-
hafte Verankerung von Kunst und Kul-
tur im Schulalltag ein.

Ein wichtiger Aspekt ist und bleibt 
die kulturelle Bildung. Der Ausbau der 
Schulen zu „echten“ Ganztagsschu-
len ist dabei eine besondere Chance 
für die kulturelle Bildung, der in die-
sem Rahmen ein hoher Stellenwert 
zukommt. Die Möglichkeiten zur Ko-
operation zwischen Schule und au-
ßerschulischen Einrichtungen werden 
so in erheblichem Maße erweitert. 
Aber wir wollen auch im außerschu-
lischen Bereich die kulturelle Bildung 
weiter fördern, indem Einrichtungen 
wie Museen und Theater, aber auch 
Musik- und Kunsthochschulen sowie 
Bibliotheken ihre bereits vielfältigen 
Vermittlungsangebote auf alle Le-
bens- und damit Bildungsphasen er-
weitern können.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Den ländlichen Raum in allen 
 Bereichen der öffentlichen Daseins-
vorsorge unterstützen, 

 ■  weitere Verbesserungen beim 
Bildungszeitgesetz prüfen, um den 
vielen Vereinen und Ehrenamtlichen 
im Land mehr Weiterbildung zu 
ermöglichen,

 ■  uns für eine umfassende Auf-
arbeitung der unrühmlichen Verfol-
gungsgeschichte schwuler Männer 
in Baden-Württemberg sowie eine 
finanzielle Kompensation für noch 
lebende Opfer einsetzen,

 ■  die Schaffung barrierefreien Wohn-
raumes beschleunigen und den 
barrierefreien Tourismus ausbauen,

 ■  für eine Dynamisierung der 
 Förderung der verbandlichen 
Jugend arbeit sorgen,

 ■  Alkoholverkaufsverbote ab 22 Uhr 
abschaffen.

exZeLLent 
foRschen und 
 studieRen
An den exzellenten und innovativen 
Hochschulen im Land lernen Studie-
rende für die Gegenwart und ihre Zu-
kunft, es wird in vielfältigen Bereichen 
mit großem Erfolg geforscht und In-
ternationalität gelebt. Damit all dies 
gelingt, müssen Hochschulen in For-
schung und Lehre Freiräume bieten 
und auf eine langfristige finanzielle Si-
cherheit bauen können. Wir haben uns 
erfolgreich dafür eingesetzt, diese Frei-

als Aufgabe für die gesamte Landes-
politik. Wir haben die Mittel für den 
Breitbandausbau im Vergleich zur 
schwarz-gelben Vorgängerregierung 
verdreifacht. Damit haben wir „wei-
ße Flecken“ der Breitbandversorgung 
in Stadt und Land beseitigt und eine 
wichtige Voraussetzung für die wirt-
schaftliche Entwicklung im ländlichen 
Raum geschaffen. Darüber hinaus 
unterstützen wir Gemeinden und in-
terkommunale Projekte mit dem Ent-
wicklungsprogramm Ländlicher Raum 
(ELR) bei der Strukturentwicklung. Hier 
haben wir neue Schwerpunkte gesetzt 
und fördern verstärkt den Erhalt der 
Ortskerne, wohnortnaher Grundver-
sorgung und die Sicherung von Ar-
beitsplätzen in kleinen und mittleren 
Unternehmen. Zudem macht unsere 
Schulpolitik nicht nur unser Bildungs-
system gerechter, sondern ist zugleich 
strukturpolitisch sinnvoll: Ein Netz von 
Ganztags- und Gemeinschaftsschulen 
stärkt die Bildungslandschaft im länd-
lichen Raum und sichert den Erhalt 
weiterführender Schulen in der Fläche. 
Die Ausstattung der Volkshochschulen 
haben wir verbessert und die Kinder-
betreuung ausgebaut. Unsere Touris-
musförderung sowie unsere Maßnah-
men zum Ausbau des Nahverkehrs 
kommen überwiegend dem ländlichen 
Raum zugute. Darüber hinaus eröffnet 
lokale Vermarktung, wie etwa durch 
Dorfläden, einen wichtigen Beitrag zur 
Verbesserung der örtlichen Nahver-
sorgung. Ebenso bieten auch andere 
alternative Konzepte, wie sie in „Der 
Nahversorgung eine Chance“ des Fi-
nanz- und Wirtschaftsministeriums 
vorgestellt werden, wichtige Ideen für 
eine gute Versorgung im ländlichen 
Raum.

Ob medizinische Versorgung, Ver-
kehrs- und Kommunikationsnetze, 
die gezielte Überprüfung von Ver-
waltungsregelungen im Bezug auf 
Auswirkungen auf den ländlichen 
Raum oder bei der Bereitstellung von 
Gütern des täglichen Bedarfs – wir 
werden den ländlichen Raum in der 
kommenden Jahren weiter stärken. 
Dazu gehört auch eine angemessene 
Siedlungsentwicklung der Gemeinden. 

Stark im ehrenamt
Unsere Gesellschaft ist offen und hilfs-
bereit. Das zeigt sich vor allem daran, 
dass sich 41 Prozent der Bevölkerung 
freiwillig und unentgeltlich für andere 
engagieren. Damit sind wir Spitze in 
Deutschland. Die SPD steht an der Sei-
te der Ehrenamtlichen. Deshalb haben 
wir die „Engagementstrategie Baden-
Württemberg“ entwickelt, mit der wir 
bürgerschaftliches Engagement stär-
ken und dem Ehrenamt einen verläss-
lichen Rahmen bieten.

Mit dem „Kompass Seniorenpolitik“ 
haben wir eine zukunftsweisende An-
leitung für die Nutzung der Potentiale 
und Fähigkeiten der älteren Generati-
onen geschaffen. Darüber hinaus stär-
ken wir das Engagement von Älteren 
und Menschen mit Migrationshinter-
grund mit der Initiative „Mittendrin“. 
Die Mittel für das Freiwillige Soziale 
Jahr (FSJ) haben wir erhöht und dafür 
gesorgt, dass die Förderung des Ehren-
amts als Staatsziel in die Landesver-
fassung aufgenommen wurde.

Besonders große Hilfsbereitschaft er-
leben wir vor dem Hintergrund der ak-
tuellen Flüchtlingssituation. Deshalb 
haben wir das Förderprogramm „Ge-
meinsam in Vielfalt“ aufgelegt, mit 
dem wir jene unterstützen, die sich für 
die Flüchtlinge im Land engagieren. Als 
zentrales Element einer solidarischen 
Gesellschaft werden wir das ehren-
amtliche Engagement auch in Zukunft 
bestmöglich unterstützen. Dafür wer-
den wir die entsprechenden Rahmen-
bedingungen weiter verbessern und 
unsere bewährten Programme zur Un-
terstützung bürgerschaftlichen Enga-
gements fortführen. Darüber hinaus 
werden wir weitere Verbesserungen 
beim Bildungszeitgesetz prüfen, um 
den vielen Vereinen und Ehrenamtli-
chen im Land mehr Qualifizierung und 
Weiterbildung zu ermöglichen.

diskriminierung, 
 ausgrenzung und gewalt 
bekämpfen

Wir wollen nicht hinnehmen, dass 
Menschen im reichen Baden-Würt-
temberg unter Armut und Ausgren-
zung leiden. Deshalb setzen wir den 
von uns eingeführten Prozess der 
Armuts- und Reichtumsberichterstat-
tung fort und die im ersten Bericht 
aufgeführten Maßnahmen weiter um.

Wir stehen für eine Gesellschaft, die 
jede Form von Benachteiligung oder 
Diskriminierung bekämpft. Deshalb 
haben wir ein landesweites Netzwerk 
für Antidiskriminierung eingerich-
tet und fördern die neu geschaffene 
Vernetzungs- und Anlaufstelle zur 
Bekämpfung von Rassismus, Rechts-
extremismus und gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit bei der „Lan-
desgemeinschaft Offene Jugendbil-
dung e.V.“. Mit der Initiative für Ak-
zeptanz und gleiche Rechte haben 
wir einen landesweiten Aktionsplan 
entwickelt, um Vorurteile gegenüber 
lesbischen, schwulen, bisexuellen, 
transsexuellen, transgendern, interse-
xuellen und queeren Menschen (LSBT-
TIQ) abzubauen. Wir werden auch in 
Zukunft jede Form von Diskriminie-
rung bekämpfen. Dafür werden wir 
unsere gute Zusammenarbeit mit allen 

gesellschaftlichen Akteuren fortführen 
und eine unabhängige Antidiskriminie-
rungsstelle des Landes schaffen.

Baden-Württemberg blickt auf eine 
unrühmliche Verfolgungsgeschichte 
schwuler Männer zurück, die auf Basis 
der Gesetzgebung durch die Natio-
nalsozialisten nach Paragraph 175 bis 
1994 dauerte. Wir werden uns weiter-
hin für die Aufhebung dieser Urteile 
auf Bundesebene einsetzen und stre-
ben eine umfassende historische  Auf-
arbeitung der Verfolgungsgeschichte 
an. Gleichzeitig streben wir eine fi-
nanzielle Kompensation für die noch 
lebenden Opfer an. 

Sensibilisierung der 
 exekutivkräfte gegenüber 
LSBttIQ

Durch die Einrichtung des Landesnetz-
werkes LSBTTIQ Baden-Württemberg 
wurde ein großer Schritt in Richtung 
einer Vernetzung der landesweiten 
Interessengruppen gegangen, um ei-
ne bessere Zusammenarbeit mit der 
Landesregierung zu ermöglichen. Wir 
wollen in der Regierung weiterhin 
aktiv an der Sensibilisierung der Exe-
kutivkräfte, wie zum Beispiel der Lan-
despolizei, arbeiten, um das Vertrauen 
der LSBTTIQ-Community gegenüber 
den Exekutivkräften zu stärken. Dafür 
bedarf es Stellen für Ansprechpartne-
rinnen und Ansprechpartner in den 
betroffenen Institutionen. Gleichzeitig 
setzen wir uns für die Aufnahme des 
Begriffs „Hassverbrechen aufgrund 
sexueller Identität“ in das Strafrecht 
auf Bundesebene ein. 

Gewalt gegen Frauen in jeglicher Form, 
sei es häusliche Gewalt, Zwangsheirat 
oder Zwangsprostitution und Men-
schenhandel wollen wir stärker be-
kämpfen. Die Inhalte des neuen Akti-
onsplans gegen Gewalt an Frauen sind 
dazu für uns richtungsweisend. Für ei-
ne Fortschreibung des Aktionsplanes 
werden wir uns einsetzen. Den run-
den Tisch Menschenhandel wollen wir 
in der kommenden Legislaturperiode 
wieder regelmäßig tagen lassen, damit 
die zuständigen Akteure in einen Dia-
log treten können. Auf Bundesebene 
setzen wir uns weiterhin für eine ein-
heitliche Finanzierung der Frauen- und 
Kinderschutzhäuser ein.

Inklusion verwirklichen
In Baden-Württemberg leben rund 
1,5 Millionen Menschen mit Behinde-
rungen, davon sind fast eine Million 
Bürgerinnen und Bürger als schwer-
behindert anerkannt. Sie gehören in 
die Mitte unserer Gesellschaft und 
müssen in allen Lebensbereichen 
gleichberechtigt und selbstbestimmt 

teilhaben können. Mit dem Landesbe-
hindertengleichstellungsgesetz haben 
wir bundesweit eines der modernsten 
Gleichstellungsgesetze geschaffen. 
Damit verbessern wir die Barrierefrei-
heit im Land, sorgen für eine effek-
tivere Durchsetzung der Rechte von 
Menschen mit Behinderungen und 
stärken die Vertretung ihrer Interes-
sen. Wir haben Stadt- und Landkreise 
verpflichtet, Behindertenbeauftragte 
zu bestellen und geben Familien da-
mit einen verlässlichen Ansprechpart-
ner vor Ort. Wir beteiligen den Lan-
desbehindertenbeirat frühzeitig bei 
allen Gesetzen und Verordnungen, die 
die Belange von Menschen mit Behin-
derungen berühren. Auch zukünftig 
werden wir das Netz der kommuna-
len Behindertenbeauftragten weiter 
ausbauen. Wir wollen flächendeckend 
Beteiligungsformen von Anfang an bei 
der Gewährung von Hilfen etablieren, 
z.B. in Hilfeplankonferenzen. Eine un-
abhängige Beratung auch von Betrof-
fenen für Betroffene (Peer-Counceling) 
ist uns dabei ein wichtiges Anliegen.

Wir werden die Barrierefreiheit in Ba-
den-Württemberg weiter verbessern. 
Dafür werden wir den barrierefreien 
Zugang zu öffentlichen Gebäuden, 
Straßen und Plätzen, Nahverkehr, Me-
dien und kulturellem Leben in einem 
neuen Infrastrukturprogramm um-
setzen. Ein Landeskompetenzzentrum 
Barrierefreiheit unter dem Dach der 
Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthil-
fe soll dazu beitragen, die fachlichen 
Aspekte umfassend abzudecken. Dar-
über hinaus werden wir die Schaffung 
barrierefreien Wohnraumes beschleu-
nigen und den barrierefreien Touris-
mus ausbauen.

Alle Unterstützungsleistungen für 
Menschen mit Behinderungen sollen 
aus einer Hand kommen. Wir setzten 
uns dafür ein, dass vor Ort zusätzliche 
Mittel zu Verfügung stehen, um eine 
moderne und flächendeckende Un-
terstützung weiter auszubauen. Das 
Bundesteilhabegesetz soll durch zahl-
reiche Verbesserungen für Menschen 
mit Behinderungen eine solide Grund-
lage hierfür schaffen. Wir wollen die 
ambulanten Angebote und bedarfs-
gerechte Hilfen stärken. Dazu werden 
wir den Ausbau dezentraler Angebote 
vorantreiben. Mit einem Landesinklu-
sionsgesetz werden wir verbesserte 
Rahmenbedingungen für ein lebens-
nahes Hilfsnetz schaffen. Hilfeleistun-
gen sollen unabhängig davon genutzt 
werden, ob die Hilfe aufgrund einer 
Behinderung, einer Erkrankung oder 
Pflegebedürftigkeit notwendig ist. 
Maßgebend soll der Bedarf der Men-
schen sein und nicht die Orientierung 
an Kostenträgern und Kostenstellen. 
Wir wollen ein ganzheitliches Unter-
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Stellenausschreibungen im öffentli-
chen Dienst an baden-württember-
gischen Hochschulen aufgrund des 
Teilzeit- und Befristungsgesetzes kei-
nen Nachteil aus ihrer studentischen 
Tätigkeit haben und nicht von vornhe-
rein bei der Auswahl ausgeschlossen 
werden müssen.

Frauen sind in der Wissenschaft unter-
repräsentiert. Im Verlauf einer wissen-
schaftlichen Karriere – vom Studium 
über die Promotion und Juniorprofes-
sur oder Habilitation bis zur Professur 
– nimmt der Frauenanteil kontinuier-
lich ab. Im Sinne der Gleichstellung an 
Hochschulen und der Verbesserung 
der Perspektiven von Frauen in der 
baden-württembergischen Wissen-
schaft wurde mit der Novellierung 
des Landeshochschulgesetzes sowie 
des Hochschulfinanzierungsvertrags 
„Perspektive 2020“ vieles auf den Weg 
gebracht. Wir haben Standards für 
professionelle und gendergerechte 
Berufungsverfahren eingeführt und 
den Gleichstellungsbeauftragten ein 
Stimmrecht gegeben. Durch die neuen 
Tenure Track-Regelungen schaffen wir 
Juniorprofessuren mit verlässlicher Be-
schäftigungsperspektive. Wir sichern 
Qualität durch individuelle gleichstel-
lungsbezogene Kennzahlen sowie in-
dividuelle Ziel- und Zeitvorgaben für 
die Erhöhung des Frauenanteils. Auch 
haben wir die finanzielle Grundaus-
stattung für die Gleichstellungsbeauf-
tragten an den Universitäten verbes-
sert. Der Frauenanteil gerade in den 
MINT-Fächern ist immer noch gering. 
Aus diesem Grund setzen wir uns für 
verbindliche Frauenquoten bei Neu-
einstellungen ein. Darüber hinaus ver-
folgen wir bereits bestehende Ansätze 
für die Förderung von Frauen in der 
Wissenschaft und wollen gezielt Anrei-
ze für die Aufnahme eines Studiums in 
den MINT-Fächern setzen. Nachwuchs-
förderung muss für eine nachhaltige 
Entwicklung in der Gesellschaft insbe-
sondere Frauen zugutekommen.

Bessere Perspektiven für 
den wissenschaftlichen 
nachwuchs

Wir sorgen dafür, dass unsere Hoch-
schullandschaft im Wettbewerb um 
vielversprechende junge Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler 
gegenüber der Wirtschaft und aus-
ländischen Forschungseinrichtungen 
konkurrenzfähig bleibt. Dafür haben 
wir die Juniorprofessuren gestärkt 
und eine frühere Selbstständigkeit 
in Forschung und Lehre ermöglicht. 
Mit einer verbindlichen Tenure Track-
Regelung wird in einem qualitätsgesi-
cherten Verfahren die Übernahme auf 
eine W3-Professur gewährleistet. Mit 
der Einführung verbindlicher Betreu-

ungsvereinbarungen zwischen den 
Doktorandinnen und Doktoranden 
und ihren betreuenden Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrern sowie 
der Einführung von Ombudspersonen 
für Konfliktfälle und Doktoranden-
Konventen als Beratungsgremium 
haben wir die Promotionsverfahren 
verbessert.

Wir setzen uns auch künftig für gu-
te Karriereperspektiven des wissen-
schaftlichen Nachwuchses ein. Dafür 
werden wir die Juniorprofessur mit 
Tenure Track weiter ausbauen und 
auf Habilitierte und Nachwuchsgrup-
penleiterinnen und -leiter erweitern. 
Wir werden den akademischen Mit-
telbau stärken und attraktive Perso-
nalkategorien unterhalb der Professur 
schaffen. Wir unterstützen die weite-
re Öffnung der Universitäten für die 
Promotion in Kooperation mit den 
Hochschulen für Angewandte Wis-
senschaften. Wir werden aber auch 
in Zukunft weiter das Ziel verfolgen, 
mit der so genannten Experimentier-
klausel im Landeshochschulgesetz das 
befristete Promotionsrecht für Hoch-
schulverbünde der Hochschulen für 
Angewandte Wissenschaften Realität 
werden zu lassen.

gute Lehre
Um den Studienort Baden-Württem-
berg auch weiterhin wettbewerbsfä-
hig zu halten, ist die Verbesserung der 
Lehrqualität essentiell. Neben der be-
reits angesprochenen Flexibilisierung 
des Studiums durch z.B. E-Learning 
Angebote, setzt sich die SPD deshalb 
auch für eine stärkere Berücksichti-
gung didaktischer Qualifizierung des 
wissenschaftlichen Lehrpersonals ein.

Ein umfassendes Weiterbildungs- und 
Qualifizierungsangebot im Bereich der 
Hochschuldidaktik, sowie das gezielte 
Setzen von Anreizen, dieses auch zu 
nutzen, steht deshalb im Fokus. Für 
junge Nachwuchswissenschaftler und 
Nachwuchswissenschaf tlerinnen, 
Doktoranden und Doktorandinnen 
und den bereits jetzt oft mit der Leh-
re betrauten Mittelbau ist dies zudem 
ein nicht zu unterschätzender Wettbe-
werbsvorteil bei dem Verfolgen einer 
akademischen Karriere.

Verlässliche Finanzierung
Wir schaffen Verlässlichkeit und Plan-
barkeit für die Hochschulen im Land. 
Die Hochschulen in Baden-Württem-
berg erhalten deshalb in den Jahren 
2015 bis 2020 rund 1,7 Milliarden Euro 
zusätzlich. Mit dem Hochschulfinan-
zierungsvertrag „Perspektive 2020“ 
haben wir erreicht, dass die Grundfi-
nanzierung der Hochschulen jährlich 

um mindestens drei Prozent steigt. 
Und wir haben die Mittel für den 
Hochschulbau deutlich erhöht. Wir 
haben dafür gesorgt, dass die Hoch-
schulen im Land nicht mehr aufgrund 
einer veralteten Kostenpauschale 
auf ihren Energiekosten sitzen blei-
ben und wichtige Mittel für die Lehre 
„verheizt“ werden müssen. Wir haben 
durchgesetzt, dass baureife Projekte 
derzeit und in Zukunft gebaut werden. 
Die besondere Kostenstruktur bei der 
Universitätsmedizin wird durch eine 
zusätzliche Förderlinie finanziert. Um 
die Möglichkeiten der Studierenden, 
die Lehre und die Lehrbedingungen 
mitzugestalten, auszubauen, müssen 
die Gestaltungsmöglichkeiten bei 
der Mittelvergabe durch Studierende 
deutlich ausgebaut werden.

Spitze in der Forschung –  
anwendungs- und 
 innovationsorientiert

In Baden-Württemberg trifft eine for-
schungsstarke Industrie auf eine viel-
fältige Hochschul- und Forschungs-
landschaft. Auch deshalb nehmen wir 
eine Spitzenposition innerhalb der For-
schungslandschaft ein. Damit dies so 
bleibt, brauchen unsere Forscherinnen 
und Forscher finanzielle Planungssi-
cherheit, die Bereitstellung moderner 
Infrastrukturen und ein forschungs- 
und innovationsfreundliches Klima. 
Wir setzen deshalb auf eine umfang-
reiche Cluster- und Netzwerkstrategie 
zur Vernetzung von Wissenschaft, 
Wirtschaft und weiteren Akteuren, 
beispielsweise den Landesagenturen 
und den Berufs- und Industrieverbän-
den. Gleichzeitig muss allerdings auch 
die Unabhängigkeit von Lehre und 
Forschung garantiert werden. Durch 
die Erhöhung der Grundfinanzierung 
haben wir eine verlässliche finanzi-
elle Basis geschaffen – ebenso durch 
die vielfältigen Förderprogramme zur 
weiteren Qualifizierung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses, die das 
Fundament und die Zukunft unserer 
leistungsstarken Forschung sind.

Unser Ziel ist der weitere Ausbau des 
Wissens- und Technologietransfers 
zwischen den Hochschulen und den 
außeruniversitären Forschungsein-
richtungen sowie der Wirtschaft und 
Gesellschaft. Wir werden die ange-
wandte Forschung gezielt fördern und 
stärken. Dabei liegt unser Augenmerk 
vor allem auf der Unterstützung des 
Ausbaus der Kooperation von Hoch-
schulen und kleineren und mittleren 
Unternehmen, um wichtige Innovati-
onen in den einzelnen Regionen voran-
zubringen.

Baden-Württemberg ist das erfolg-
reichste Land in der Exzellenzinitia-

tive von Bund und Ländern. Mit den 
Universitäten Heidelberg, Konstanz 
und Tübingen befinden sich drei der 
bundesweit insgesamt elf Exzellenzu-
niversitäten in Baden-Württemberg. 
Fest steht, die Exzellenzinitiative geht 
auch 2017 weiter. Wir setzen uns beim 
Bund dafür ein, dass die exzellenten 
Universitätsstandorte im Land auch 
in der nächsten Runde wieder ihre 
Chance bekommen. Allerdings wol-
len wir keine Konzentration auf nur 
drei bundesweite Spitzenforschungs-
standorte: Die Gefahr ist groß, dass 
aus politischen Gründen die Exzellenz 
in Baden-Württemberg bei der nächs-
ten Vergaberunde nicht die Beachtung 
und Förderung findet, die ihr aufgrund 
ihrer Leistungs- und Innovationsfähig-
keit zusteht. Auch den Ansatz einer 
weiteren Exzellenz-Förderlinie „Exzel-
lente Hochschulnetzwerke für Innova-
tion“ für regionale Zusammenschlüsse 
von Universitäten, Hochschulen für 
Angewandte Wissenschaften, auße-
runiversitären Instituten und Unter-
nehmen werden wir im Bund unter-
stützen.

Hochschule 4.0 – 
 digitalisierung der Lehre
Der digitale Wandel stellt auch den 
Bereich der Bildung und Wissenschaft 
vor neue An- und Herausforderungen. 
Digitale Medien und Bildungsangebote 
bieten neue Möglichkeiten, das Lernen 
zu unterstützen und den Zugang zur 
Bildung zu erweitern. Die Hochschulen 
sollen hier eine Schlüsselrolle einneh-
men und die digitalen Technologien 
als Mittel zur Optimierung in diversen 
Leistungsbereichen, insbesondere zur 
Weiterentwicklung und Verbesserung 
der Lehre nutzen – als verstärkte Er-
gänzung und Erweiterung der klassi-
schen Präsenzlehre. Die Bedeutung 
digitaler Angebote für Hochschulen 
wächst auch mit der zunehmenden 
Heterogenität von Studieninteres-
sierten und Studierenden, ermöglicht 
leichtere Bildungsübergänge und bie-
tet die Möglichkeit einer breiten Öff-
nung und Durchlässigkeit von Bildung 
in der Gesellschaft. Damit eröffnen 
sich neue Möglichkeiten für individuel-
le Bildungschancen und -karrieren und 
es erschließen sich neue Zielgruppen 
im Bereich der beruflichen Weiter-
bildung. Wir werden in den nächsten 
Jahren den Ausbau der lernendenzen-
trierten E-Learning-Ansätze und die 
Entwicklung der Open Educational Re-
sources (OER) in Baden-Württemberg 
vorantreiben und die entsprechende 
Etablierung der notwendigen Struk-
turen fokussieren. Auf diesem Weg 
ermöglichen wir den Studierenden ein 
selbstbestimmteres Studium, welches 
Freiräume für eine individuelle Studi-
engestaltung schafft.

räume für Hochschulen auszubauen 
und sie auch zu schützen. Wir haben 
eine solide Finanzbasis geschaffen und 
dazu einen rechtlichen Rahmen veran-
kert, der es den Hochschulen ermög-
licht, sich weiterzuentwickeln. Den 
Studierenden im Land haben wir durch 
demokratisch gewählte Vertretungen 
wieder eine starke Stimme gegeben.

Studieren in 
 Baden-Württemberg
Die Hochschulen in Baden-Württem-
berg sind geprägt durch ihre Vielfäl-
tigkeit und ihren großen Erfolg. Ins-
gesamt neun Landesuniversitäten, 
sechs Pädagogische Hochschulen, 
über 20 staatliche Hochschulen für 
Angewandte Wissenschaften, die 
Verwaltungshochschulen, die Duale 
Hochschule Baden-Württemberg mit 
ihrer Vielzahl an Standorten und die 
Musik- und Kunsthochschulen, die 
kirchlichen Einrichtungen sowie jene 
in privater Trägerschaft bieten ein ex-
zellentes und breites Angebot an Stu-
diengängen an. Die Attraktivität unse-
rer Hochschulen zeigt sich auch darin, 
dass die Zahl der Studierenden heute 
so hoch ist wie nie zuvor.

Wir bekennen uns zu dieser Vielfalt 
und werden sie auch zukünftig för-
dern. Das hohe Niveau an Studienplät-
zen werden wir erhalten und bedarfs-
gerecht ausbauen. Schon jetzt haben 
wir mit dem Programm „Master 2016“ 
mit der Erweiterung der Master-Studi-
enplätze begonnen. Wir werden über-
prüfen, ob das Angebot an Master-
plätzen auch der Nachfrage entspricht 
und – wenn nötig – Verschiebungen 
und Erhöhungen vornehmen.

Unser Ziel ist es, für alle Bachelorab-
solventinnen und -absolventen einen 
Masterstudienplatz zur Verfügung zu 
stellen.

Weiter wollen wir den Aufbau von 
Studiengängen in den Gesundheits- 
und Erziehungsberufen voranbringen. 
Schon jetzt konnten wir durch ein 
Wettbewerbsverfahren primärqualifi-
zierende Studiengänge der Pflegewis-
senschaft, der Physiotherapie und des 
Hebammenwesens etablieren. In ei-
ner Akademisierung im Management, 
in der Aus-, Fort- und Weiterbildung 
sowie in den Pflegewissenschaften 
sehen wir die Chance, Abiturientin-
nen und Abiturienten für die „Pflege“ 
zu gewinnen. Mit Blick auf die direkte 
Pflege „am Bett“ hingegen besteht 
nur ein geringer Akademisierungsbe-
darf. Examinierte Pflegefachkräfte 
leisten schon heute hervorragende 
Arbeit und sind aus unserer Sicht für 
die Herausforderungen der Zukunft 
sehr gut vorbereitet.

An diesem Vorgehen halten wir auch 
zukünftig fest und werden eine Aus-
weitung auf weitere Berufe anstreben, 
in denen ebenfalls Bedarf an akademi-
schen Fachkräften besteht. Im Sinne 
der Transparenz in der Studienorien-
tierung werden wir darauf achten, 
dass die Bachelor-Studiengänge fach-
lich breit gestaltet sind und so einen 
guten Überblick über eine gesamte 
Fachrichtung bieten. Eine tiefergehen-
de Ausdifferenzierung und Spezialisie-
rung der Studienangebote sollte über-
wiegend im Masterbereich erfolgen.

gerechter Hochschulzugang 
– Öffnung der Hochschulen
Aufstieg durch Bildung für alle – das ist 
unser Versprechen. Deshalb haben wir 
gleich zu Beginn unserer Regierungs-
zeit die Studiengebühren abgeschafft 
und den Hochschulen ausreichend 
finanzielle Mittel zum Ausgleich be-
reitgestellt. Wir sorgen dafür, dass 
unsere Hochschulen auch beruflich 
Qualifizierten offen stehen und haben 
deshalb mit der Neufassung des Lan-
deshochschulgesetzes einen berufs-
begleitenden Weiterbildungsbachelor 
und den Zugang für Studieninteressier-
te mit Fachhochschulreife oder fach-
gebundener Hochschulreife erweitert. 
Auch ausländischen Studierenden er-
leichtern wir den Zugang, indem wir 
sachwidrige Zulassungshürden besei-
tigt haben und insbesondere Gedulde-
ten und Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerbern ein Studium ermöglichen.

Wir werden uns auch in Zukunft für 
mehr Bildungsgerechtigkeit an unse-
ren Hochschulen einsetzen und deren 
Öffnung vorantreiben. Wir werden 
flexible Studienwege fördern und da-
bei spezielle Teilzeitstudienangebo-
te und mehr Möglichkeiten zur indi-
viduellen Studiengestaltung und zum 
E-Learning ermöglichen. Damit wer-
den wir die Vereinbarkeit von Familie, 
Beruf und Studium weiter verbessern. 
Auch den Hochschulzugang für be-
ruflich Qualifizierte werden wir aus-
bauen. Um weitere finanzielle Hürden 
abzubauen, setzen wir uns für die Ab-
schaffung der Verwaltungsgebühren 
an den Hochschulen ein. Eine offene 
Hochschule muss nach dem Verständ-
nis der SPD auch Menschen mit Beein-
trächtigungen und/oder chronischen 
Erkrankungen ein selbstbestimmtes 
und barrierefreies Studium ermögli-
chen. In die zur Herstellung von Barri-
erefreiheit notwendigen Maßnahmen 
werden wir deshalb investieren. Die 
Notwendigkeit von Anwesenheits-
pflichten, die einem selbstbestimm-
tem Studium gerade auch für Men-
schen mit Beeinträchtigungen und/
oder chronischen Erkrankungen im 
Weg stehen, werden wir prüfen.

Die Praxis der qualifizierten Attes-
te, bei denen die Prüfungsfähigkeit 
von Prüfungsausschüssen nach in 
ärztlichen Attesten zu notierenden 
Befundtatsachen beurteilt wird, de-
mütigt Studierende und greift in ihre 
Privatsphäre ein, zugleich misstraut 
sie Ärzten und Ärztinnen unnötig. Wir 
lehnen sie deshalb ab und setzen uns 
für ihre Abschaffung ein.

Der zunehmenden Heterogenität der 
Studierenden werden wir durch einen 
Ausbau der Unterstützungsangebote 
vor, während und nach dem Studium 
gerecht werden. Wir befürworten die 
Einrichtung von mehr Studienplätzen 
in der Humanmedizin und die Auf-
wertung der Allgemeinmedizin durch 
Einrichtung entsprechender Lehrstüh-
le. Wir unterstützen die notwendige 
Reform des Hochschulzugangs zum 
Medizinstudium und sehen hier die 
Notwendigkeit einer Stärkung des 
hochschuleigenen Auswahlverfahrens 
mit größerer Berücksichtigung der er-
weiterten Auswahlkriterien wie abge-
leistete Praktika, soziales Engagement 
oder eine bereits abgeschlossene Be-
rufsausbildung im Gesundheitswesen. 
Um familiären Verpflichtungen, wie 
der Pflege von Angehörigen oder der 
Betreuung eigener Kinder, gerecht zu 
werden, setzen wir uns auch in ande-
ren Studienfächern für eine verstärk-
te Berücksichtigung sozialer Kriterien 
bei der Studienplatzvergabe ein. Stu-
dierenden soll es möglich sein, in der 
Nähe der Angehörigen zu studieren. 
Die Studierendenwerke werden wir 
auch zukünftig bei der Schaffung von 
Wohnraum unterstützen. Insbesonde-
re für Erstsemester, Studierende mit 
geringem Einkommen und ausländi-
sche Studierende ist die Wohnraumsi-
tuation in Hochschulstädten oft pro-
blematisch, sie sind auf preisgünstige 
und studiengerechte Wohnheimplätze 
angewiesen. Dem weiteren Ausbau 
von Studierendenwohnheimplätzen 
unter der Federführung der Studie-
rendenwerke wird deshalb ein Haupt-
augenmerk gelten. Für ein flexibles, 
selbstbestimmtes Studium muss es 
ebenfalls möglich sein, innerhalb von 
Baden-Württemberg zu pendeln. Nach 
wie vor setzt sich die SPD daher für ein 
landesweites Semesterticket ein.

demokratische Hochschule
Den Hochschulen wurde die Mög-
lichkeit gegeben, die Sitze der Wahl-
mitglieder in ihren Senaten zu erhö-
hen, um eine verbesserte Mitsprache 
unterrepräsentierter Statusgruppen 
zu ermöglichen. Davon wurde kaum 
Gebrauch gemacht. Die SPD wird sich 
auch weiterhin für eine starke Stu-
dierendenvertretung und eine starke 
Stimme des akademischen Mittelbaus 

einsetzen und Möglichkeiten prüfen, 
die Hochschulsenate zu einer paritäti-
schen Besetzung zu motivieren. Diese 
wurde zu Gunsten von Eltern, Schülern 
und Schülerinnen bereits in Schulkon-
ferenzen gesetzlich festgeschrieben 
und soll auch an Hochschulen geför-
dert werden.

gute arbeit an den 
 Hochschulen
Als Landeseinrichtungen müssen auch 
die Hochschulen als Arbeitgeber Vor-
bild sein. Deshalb haben wir erstmals 
auch das Thema gute Arbeit in den 
Hochschulfinanzierungvertrag auf-
genommen. Unser Ziel ist es, die An-
zahl der befristeten Beschäftigungs-
verhältnisse im wissenschaftlichen 
und nicht-wissenschaftlichen Bereich 
deutlich zu reduzieren. Um das zu 
erreichen, haben wir die Grundfinan-
zierung für die Hochschulen um drei 
Prozent pro Jahr erhöht und die Vo-
raussetzungen für mehr Dauerstel-
len und Entfristungen bestehender 
Arbeitsverhältnisse geschaffen. Ar-
beitsverträge mit einer Laufzeit von 
unter zwei Jahren dürfen nur noch 
in begründeten Ausnahmefällen ge-
schlossen werden. Gute Arbeit bedeu-
tet auch Chancengleichheit für Frauen 
und Männer. Deshalb haben wir das 
Amt der Gleichstellungsbeauftragten 
finanziell besser ausgestattet und 
durch ein Stimmrecht in Berufungs- 
und Auswahlkommissionen sowie ei-
ne beratende Mitgliedschaft im Hoch-
schulrat gestärkt.

Wir werden uns auch weiterhin für 
sichere Arbeitsplätze und planba-
re Berufsperspektiven an unseren 
Hochschulen einsetzen. Für uns gilt 
das Prinzip: Dauerstellen für Dauer-
aufgaben. Deshalb werden wir die 
Entfristung von Arbeitsverhältnissen 
vorantreiben, sodass die Hochschulen 
bis Ende 2016 die Möglichkeit wahr-
nehmen, 3.800 Stellen unbefristet 
zu besetzen. Im Sinne der befristet 
beschäftigten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter werden wir darauf achten, 
dass die von den Hochschulen verab-
schiedeten Selbstverpflichtungen zur 
Entfristung von Arbeitsverträgen im 
wissenschaftlichen und nicht-wissen-
schaftlichen Bereich auch umgesetzt 
werden. Dies gilt insbesondere hin-
sichtlich der Begrenzung von Verträ-
gen mit einer Laufzeit von unter zwei 
Jahren und der Regelung über Befris-
tungen bei Daueraufgaben im wissen-
schaftsunterstützenden Bereich. Wir 
werden uns auch der Beschäftigungs-
situation der studentischen und wis-
senschaftlichen Hilfskräfte widmen. 
Unter anderem gilt es hier, Voraus-
setzungen zu schaffen, dass diese bei 
befristeten nicht wissenschaftlichen 
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rendes Verteilungssystem, das für alle 
EU-Mitgliedsstaaten gilt. Auch die Be-
kämpfung der Ursachen von Flucht 
und Vertreibung muss künftig stärker 
in den Fokus des politischen Handelns 
rücken.

Unser Land wird sich durch die Auf-
nahme von Flüchtlingen verändern. 
Diese Veränderung gestalten wir. Ins-
besondere müssen wir verhindern, 
dass Ängste, Ressentiments oder gar 
Fremdenfeindlichkeit entstehen, weil 
sich Teile der Bevölkerung in unserer 
Gesellschaft benachteiligt fühlen. Die 
SPD steht für sozialen Zusammenhalt. 
Dies ist die Grundvoraussetzung für 
eine moderne Gesellschaft. Asylsu-
chende brauchen von Anfang an Pers-
pektiven: Eine schnelle Integration für 
diejenigen, die bleiben werden, und die 
Option für eine legale Einwanderung 
für all jene, denen das Asylrecht keine 
Bleibeperspektive eröffnen kann. 

Neben dem Grundgesetz und Asyl-
recht brauchen wir ein Einwande-
rungsgesetz. Ein modernes Ein-
wanderungsrecht stärkt unser 
grundgesetzlich verankertes Asyl-
recht. Wir stehen für eine Gesellschaft, 
die die soziale Infrastruktur, Qualifizie-
rung von Asylsuchenden und Stärkung 
unseres Gemeinwesens als Aufgaben 
begreift.

menschenwürdige 
 Unterbringung und 
 Versorgung

Die SPD in Regierungsverantwortung 
meistert die Herausforderungen bei 
der Flüchtlingsunterbringung und 
Versorgung im gemeinsamen Schul-
terschluss von Land, Kommunen und 
Ehrenamtlichen. Wir haben unter der 
Regie des Integrationsministeriums 
zusammen mit allen betroffenen Mi-
nisterien und den kommunalen Spit-
zenverbänden eine Lenkungsgruppe 
geschaffen, die zielorientiert, unbüro-
kratisch und schnell alle notwendigen 
Schritte einleiten und Lösungen her-
beiführen kann. Wir haben die Kapazi-
täten in der Erstaufnahme massiv er-
höht und ein Sonderprogramm für die 
Schaffung von Wohnraum für Flücht-
linge aufgelegt. Mit der Neufassung 
des Flüchtlingsaufnahmegesetzes ha-
ben wir die Standards zur Unterbrin-
gung, Versorgung und Betreuung von 
Flüchtlingen verbessert und zudem 
die finanzielle Unterstützung für die 
Kommunen massiv ausgebaut.

Wir wollen Flüchtlinge dezentral un-
terbringen. So wird es besser gelingen, 
Überlastungen einzelner Standorte 
und Kommunen zu verhindern und 
gleichzeitig die Integrationschancen 
für die Asylsuchenden zu verbessern.

Wir werden die Erstaufnahmeeinrich-
tungen (LEAs) nach Bedarf weiter aus-
bauen und streben dabei landesweit 
eine gerechtere Verteilung in den Re-
gionen an. Beim Ausbau von LEAs ist 
auch künftig zu berücksichtigen, dass 
für Frauen eigene sanitäre Anlagen, 
Rückzugsräume und weibliche An-
sprechpartnerinnen vorhanden sind. 
Bei Menschen aus sicheren Herkunfts-
staaten wollen wir die gesetzlich be-
fristete Aufenthaltsdauer in Erstauf-
nahmeeinrichtungen nutzen, um das 
gesamte Asylverfahren innerhalb die-
ser Zeit endgültig abzuschließen. Wir 
wollen die Phase in der Erstaufnahme 
als Einstieg in die Integration nutzen, 
indem wir dort die Qualifikationen er-
heben und Beratungen zur Arbeitsauf-
nahme anbieten, zugleich aber auch 
die Grenzen des Asylrechts vermitteln.

Um die medizinische Versorgung der 
Flüchtlinge zu verbessern und ihnen 
einen unbürokratischen Zugang zum 
Arzt zu ermöglichen, werden wir eine 
Gesundheitskarte für Flüchtlinge ein-
führen. Die Karte umfasst die gesetz-
lichen Leistungen. Viele Asylsuchende 
haben Schreckliches erlebt und be-
nötigen umfassende psychologische 
Betreuung. Deshalb wollen wir den 
Zugang zu psychologischer Behand-
lung für Traumatisierte, insbesondere 
Frauen und Kinder, verbessern. Dafür 
werden wir die psychosozialen Zent-
ren im Land besser ausstatten.

Integration und teilhabe
Wer Asyl oder subsidiären Schutz er-
hält, hat Anspruch auf Integration und 
Teilhabe. Damit die Menschen sich in 
unsere Gesellschaft integrieren, brau-
chen sie alle Möglichkeiten, um ihre 
Potentiale bestmöglich entfalten zu 
können. Die SPD in Baden-Württem-
berg fördert und fordert Integration. 
Deshalb eröffnen wir den Weg zum 
Spracherwerb, in unser Bildungssys-
tem und auf den Arbeitsmarkt. Unser 
Bildungssystem wird unterstützt und 
noch gerechter gemacht. Der Ausbau 
der Kita-Plätze, eine bessere Sprach-
förderung in Kindergarten, Gemein-
schafts- und Ganztagsschulen, ein ge-
bührenfreier Zugang zu Universitäten 
unabhängig vom Aufenthaltsstatus 
– das alles sind gute Voraussetzungen 
für eine schnelle Integration der Men-
schen, die dauerhaft bei uns bleiben 
werden.

Wir haben inzwischen fast 1.900 
Vorbereitungsklassen an allgemein-
bildenden und berufsvorbereitenden 
Schulen eingerichtet, an denen wir 
intensive Sprachförderung betreiben. 
Dafür haben wir bereits über 1.100 
zusätzliche Lehrerstellen für Vorberei-
tungsklassen geschaffen. Zusammen 

mit dem Deutschen Akademischen 
Auslandsdienst (DAAD) haben wir 
ein Stipendienprogramm für syrische 
Flüchtlinge aufgelegt, damit diese ihr 
begonnenes Studium in Baden-Würt-
temberg fortsetzen und zu Ende brin-
gen können.

Mit unserem Programm „Chancen ge-
stalten – Wege der Integration in den 
Arbeitsmarkt öffnen“ haben wir eine 
Basisförderung für all jene Asylsu-
chenden und Flüchtlinge geschaffen, 
die keinen Zugang zu den Integrati-
onskursen des Bundesamtes für Mi-
gration und Flüchtlinge (BAMF) oder 
den Angeboten der Bundesagentur 
für Arbeit haben. Zugangshürden zum 
Arbeitsmarkt bauen wir ab. Wir bieten 
aber auch einen Spracherwerb bis zum 
mittleren und hohen Niveau an, denn 
vielfach werden diese Sprachkennt-
nisse benötigt, um als Fachkraft Fuß 
zu fassen.  Diese Aufbausprachkurse 
müssen für Asylsuchende und Flücht-
linge weiterhin kostenfrei sein, wenn 
diese ein Bleiberecht haben. Mit dem 
Programm „Integration durch Ausbil-
dung – Perspektiven für Flüchtlinge“ 
setzen wir Anreize für baden-würt-
tembergische Betriebe, gezielt in die 
Ausbildung von Flüchtlingen zu inves-
tieren und somit langfristig Fachkräfte 
heranzubilden.

Für ein einwanderungs-
gesetz –  transparente 
 arbeitsmigration 
 ermöglichen
Neben jenen, die vor Krieg, Terror und 
Verfolgung zu uns fliehen, kommen 
auch Menschen zu uns, die ein besse-
res Leben und Arbeit suchen. Der Weg 
über das Asylrecht eröffnet für sie 
keine Zukunftsperspektive, sondern 
führt in eine Sackgasse. Deshalb brau-
chen wir ein zeitgemäßes Einwande-
rungsgesetz mit klaren Regeln. Wir 
werden uns im Bund dafür einsetzen, 
den Wirrwarr aus über 50 verschiede-
nen Aufenthaltstiteln aufzulösen und 
endlich ein modernes Einwanderungs-
gesetz zu schaffen, das transparente 
Wege für eine legale Arbeitsmigration 
nach Deutschland eröffnet.

Starkes gemeinwesen  
und gesellschaftlicher 
 Zusammenhalt

In den vergangenen Monaten hat 
unser Land große Hilfsbereitschaft 
gezeigt. Die vielen lokalen Flüchtlings-
initiativen und alle Ehrenamtlichen 
leisten dabei Beispielloses – mitunter 
bis zur Erschöpfung. Dieses Engage-
ment stärken wir durch finanzielle 
Förderung, aber auch durch Qualifizie-
rung und Vernetzung. Doch es braucht 
auch professionelle Strukturen, damit 

aus freiwilligem Engagement nicht 
Überforderung wird. Die ehrenamtlich 
Tätigen sind auf hauptamtliche Integ-
rations- und Flüchtlingsbeauftragte in 
den Landkreisen, Städten und Gemein-
den angewiesen, die das Engagement 
der vielen Helferinnen und Helfer ko-
ordinieren. Hier braucht es staatliche 
Unterstützung, damit wichtige Infor-
mationen bereitgestellt und Angebote 
zur Qualifizierung und Nachbereitung 
geschaffen werden können. Aus die-
sem Grund werden wir die Förderung 
der Integrationsarbeit in den Kommu-
nen fortsetzen und bei Bedarf weiter 
aufstocken.

Darüber hinaus müssen wir den gesell-
schaftlichen und sozialen Zusammen-
halt fördern. Wir dürfen nicht zulassen, 
dass unsere Gesellschaft auseinander-
driftet. Neiddebatten, Rassismus und 
Menschenfeindlichkeit haben bei uns 
keinen Platz.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Kommunale Integrationsstrukturen 
stärken und Integrationsbeauftrag-
te in allen Stadt- und Landkreisen 
fördern,

 ■  in jeder Legislaturperiode einen 
 Landesintegrationsbericht vorlegen,

 ■  uns für die Abschaffung der 
 Vorrangprüfung für Drittstaaten-
angehörige einsetzen,

 ■  anonymisierte Bewerbungsverfah-
ren für alle Stellen in Ministerien 
und Regierungspräsidien einführen,  

 ■  uns im Bund für die Einführung 
eines zeitgemäßen Einwanderungs-
rechtes einsetzen,

 ■  eine Gesundheitskarte für Flücht-
linge einführen.

WeLtoffen 
im heRZen 
 euRopas

Baden-Württemberg liegt im Herzen 
Europas und wie kaum ein anderes 
Bundesland profitieren wir von der eu-
ropäischen Einigung – gesellschaftlich, 
ökonomisch und kulturell. Deshalb ge-
stalten wir Europapolitik aktiv mit: Sei 
es mit unseren direkten Nachbarinnen 
und Nachbarn, in regionalen Partner-
schaften oder im Rahmen der Donau-
raumstrategie. Unsere Verantwortung 
macht aber nicht an den Grenzen des 
Kontinents Halt. Als weltoffenes Land 
gehört eine aktive Entwicklungszu-
sammenarbeit zu unserem Selbstver-
ständnis.   

demokratie und 
 transparenz in 
 Hochschulgremien

Die Novellierung des Landeshoch-
schulgesetzes hat das Leitbild der 
unternehmerischen Hochschule ab-
gelöst durch die Prinzipien Wissen-
schaftsfreiheit, Transparenz und mehr 
Mitbestimmung. Diese Prinzipien 
tragen wir selbstverständlich auch in 
Zukunft mit, fordern aber bei der Mit-
bestimmung, dass die Zusammenset-
zung der Hochschulräte aus externen 
und internen Mitgliedern der Regelfall 
sein sollte, dass in den Senaten die Sta-
tusgruppen der Studierenden und der 
Promovierenden, sowie der wissen-
schaftlichen und nicht-wissenschaft-
lichen Beschäftigten eine bessere 
Berücksichtigung finden, und dass in 
Personalräten die Wahlzeiten so be-
grenzt werden, dass auch befristete 
Hochschulangestellte sich zur Wahl 
stellen können.

Gewählte studentische Vertreter im 
Senat sollten über ihre Gremienarbeit 
in Senat und Hochschulrat berichten 
können. Leider haben sie zumeist nicht 
das Recht, über nichtöffentliche Sit-
zungen des Senats zu berichten. Wir 
wollen daher prüfen, wie in studen-
tischen Konventen, Versammlungen, 
Studierendenräten oder den Studie-
rendenparlamenten die Studierenden-
schaft informiert werden kann. Wir 
fordern und fördern das studentische 
Ehrenamt – in der Verfassten Studie-
rendenschaft, aber auch in anderen 
Hochschulgremien. Um allen Studie-
renden – unabhängig von ihrer finan-
ziellen Ausstattung – die aktive Teil-
nahme am studentischen Ehrenamt 
zu ermöglichen, werden wir dieses 
stärken durch Maßnahmen zur bes-
seren Vereinbarkeit von Engagement 
und Studium, z.B. durch die Berück-
sichtigung in Studien- und Prüfungs-
ordnungen, BAföG-Zeiten etc.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Die Öffnung der Hochschulen 
weiter vorantreiben und den Hoch-
schulzugang für beruflich Qualifi-
zierte ausbauen,

 ■  weiterhin Studieren ohne Studien-
gebühren ermöglichen,

 ■  den Zugang zum  Medizinstudium 
reformieren – durch größere 
Berücksichtigung erweiterter 
Auswahlkriterien wie abgeleistete 
Praktika, soziales Engagement oder 
eine bereits abgeschlossene Berufs-
ausbildung im Gesundheitswesen,

 ■  die Studierendenwerke auch 
zukünftig bei der Schaffung von 
Wohnraum unterstützen,

 ■  die Entfristung von Arbeitsverhält-
nissen vorantreiben,

 ■  die Juniorprofessur mit Tenure Track 
weiter ausbauen und auf Habilitier-
te und Nachwuchsgruppenleiterin-
nen und -leiter erweitern.

integRation 
gestaLten

Das Gelingen von Integration ist von 
herausragender Bedeutung für die 
Zukunft unseres Landes. Über ein 
Viertel der Bürgerinnen und Bürger 
in Baden-Württemberg haben einen 
Migrationshintergrund – wir sind ein 
Einwanderungsland. Wir wollen die 
Chancen dieser Vielfalt nutzen und 
den Einwanderinnen und Einwande-
rern die Möglichkeit geben, in allen 
Lebensbereichen unserer Gesellschaft 
teilzuhaben.

Integrationspolitik  
aus einer Hand
Wir haben die Integrationspolitik vom 
Rand ins Zentrum der Landespolitik 
gerückt und mit der Schaffung eines 
eigenständigen Ministeriums fest auf 
der politischen Agenda etabliert. So 
gestalten wir Integrationspolitik aus 
einer Hand. Wir sind überzeugt, dass 
eine weitsichtige Integrationspolitik 
ein gutes Verständnis davon verlangt, 
wie Integration gelingt und in welchen 
Bereichen noch Nachholbedarf be-
steht. Deshalb haben wir das Landes-
netzwerk für Integrationsforschung 
geschaffen und stellen unsere Integ-
rationspolitik damit auf eine fundierte 
wissenschaftliche Basis. Darüber hi-
naus haben wir den Landesbeirat für 
Integration eingerichtet und verleihen 
den Einwanderinnen und Einwan-
derern eine starke Stimme im Land. 
Zukünftig werden wir in jeder Legis-
laturperiode einen Landesintegrati-
onsbericht vorlegen. Mit dem Landes-
beirat für Integration werden wir eine 
kooperative Partnerschaft pflegen.

Die Einrichtung eines eigenständigen 
Ministeriums für Integration war ein 
wichtiger erster Schritt. Damit Integ-
ration gelingt, müssen die einzelnen 
institutionellen Ebenen miteinander 
noch besser verzahnt arbeiten. Des-
halb werden wir Ausländerrecht und 
Integrationspolitik in Zukunft stärker 
miteinander verknüpfen und die ent-
sprechenden Strukturen  im Integra-
tionsministerium zusammenführen. 
Dadurch soll Baden-Württemberg in 
Sachen Integration und Einwande-
rung einen einzigen Ansprechpartner 
bieten. Das bedeutet, auch die inter-
kulturelle Kompetenz auf allen Ebenen 
gezielt zu fördern.

Kommunale Integrations-
strukturen stärken

Integration findet zuerst in den Krei-
sen, Städten und Gemeinden statt. 
Wir stärken kommunales Engagement 
und fördern den Aufbau von Struktu-
ren vor Ort. Dafür haben wir Integra-
tionsbeiräte, -ausschüsse und -beauf-
tragte in den Kommunen gestärkt 
und besonders integrationsintensive 
Städte wie Mannheim, Pforzheim und 
Freiburg gezielt gefördert. Wir werden 
die kommunalen Integrationsstruktu-
ren auch künftig stärken. Dafür wer-
den wir die Einrichtung von Integra-
tionsbeauftragten in allen Stadt- und 
Landkreisen fördern und eine Regelför-
derung für kommunale Integrationsar-
beit auflegen.       

als Land Vorbild sein
Mit uns werden das Land Baden-Würt-
temberg und seine Verwaltung zum 
Vorbild für gelungene Integration. Wir 
sind davon überzeugt: Eine Verwal-
tung, die zunehmend gesellschaftliche 
Vielfalt widerspiegelt, ist nicht nur 
bürgernäher, sondern auch leistungs-
fähiger. Deshalb haben wir den öffent-
lichen Dienst weiter für Menschen mit 
Migrationshintergrund geöffnet. Die-
sen Weg werden wir auch in Zukunft 
fortsetzen und den Anteil der Beschäf-
tigten mit Migrationshintergrund in 
der Landesverwaltung weiter steigern. 
Wir kämpfen gegen den beschämen-
den Zusammenhang zwischen fremd-
ländisch klingenden Namen und Be-
werbungserfolg. Dabei werden wir als 
Land mit gutem Beispiel vorangehen 
und für alle Stellenausschreibungen 
der Ministerien und Regierungspräsi-
dien anonymisierte Bewerbungsver-
fahren einführen.

den Islam als teil  
unserer  religiösen Vielfalt 
anerkennen

Religiöse und gesellschaftliche Viel-
falt findet im Grundkonsens unserer 
Gesellschaft ihr Zuhause. Leider er-
leben wir vermehrt, dass Ängste auf 
bestimmte Ethnien und „den Islam“ 
projiziert werden. Gleichzeitig gibt es 
einzelne, die außerhalb unserer Gesell-
schaft in einer „Parallelstruktur“ leben. 
Beide Tendenzen müssen wir verhin-
dern. Wir machen deutlich: Menschen 
muslimischen Glaubens sind Teil un-
serer Gesellschaft. Die SPD setzt sich 
für Verständigung und Dialog ein. 
Deshalb haben wir den „Runden Tisch 
Islam“ eingerichtet. Dort arbeiten Ver-
treterinnen und Vertreter sowohl der 
Muslime als auch aus den Ministerien 
im Dialog an einer besseren Verständi-
gung zwischen den Kulturen. Auch den 
Modellversuch zum islamischen Religi-

onsunterricht an unseren Schulen ha-
ben wir ausgeweitet. Darüber hinaus 
sorgen wir mit unserem Modellprojekt 
für muslimische Krankenhausseelsor-
ge für eine bessere seelsorgerische 
Betreuung muslimischer Menschen in 
unseren Krankenhäusern. In der kom-
menden Legislaturperiode werden wir 
die Einbindung der Muslime weiter 
stärken und den „Runden Tisch Islam“ 
zu einem islamischen Beirat des Lan-
des weiterentwickeln. Ferner werden 
wir ein flächendeckendes Angebot an 
muslimischen Seelsorgerinnen und 
Seelsorgern in Krankenhäusern sowie 
Justizanstalten bis 2020 einrichten.

motor der Integrations-
politik auf Bundesebene
Auch auf Bundesebene ist Baden-
Württemberg zum Motor für gelun-
gene Integrationspolitik geworden. 
Mit unserem Gesetzesentwurf zur 
Abschaffung der Optionspflicht für in 
Deutschland geborene Kinder haben 
wir wesentlich zu einem zeitgemäßen 
Staatsangehörigkeitsrecht beigetra-
gen. Aber wir sind noch nicht am Ziel. 
Deshalb werden wir in den kommen-
den Jahren alle unsere Gestaltungs- 
und Mitbestimmungsmöglichkeiten 
nutzen, die Vorrangprüfung für Dritt-
staatsangehörige beim Zugang zum 
Arbeitsmarkt abzuschaffen und ein 
zeitgemäßes Einwanderungsgesetz 
einzuführen. Darüber hinaus werden 
wir uns auf Bundesebene dafür einset-
zen, dass das kommunale Wahlrecht 
für Drittstaatsangehörige eingeführt 
wird.

fLucht und 
asyL – human 
handeLn

Krieg und Verfolgung sind haupt-
sächlich Ursache dafür, dass viele 
Menschen ihre Heimat verlassen. Die 
meisten fliehen innerhalb ihrer Hei-
matstaaten oder in Nachbarländer. 
Schon aufgrund ihrer Geschichte steht 
die Sozialdemokratie zum Grundrecht 
auf Asyl. Wir wollen verfolgten und 
bedrohten Menschen, die in Baden-
Württemberg Zuflucht suchen, 
Schutz bieten und Bleibeberechtigte 
so schnell wie möglich integrieren. Sie 
sollen Teil unserer vielfältigen, solida-
rischen Gesellschaft sein. Wir arbeiten 
mit Nachdruck daran, dass es endlich 
eine Lösung auf europäischer Ebene 
gibt. Europa braucht nicht nur den 
Schutz seiner Außengrenzen, sondern 
einheitliche Standards zur Unterbrin-
gung und Versorgung von Flüchtlin-
gen sowie ein faires und funktionie-
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Auch in Zukunft werden wir die Ent-
wicklungsstrukturen innerhalb der 
Polizei weiter verbessern. Wir haben 
einen ersten Einstieg in die zweigeteil-
te Laufbahn geschafft, der nun konti-
nuierlich fortgesetzt wird. Um das Ziel 
mit der nächsten Legislaturperiode ab-
zuschließen, sollen ab 2018 nur noch 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte 
für den gehobenen Dienst ausgebildet 
werden.

Unser Ziel ist es, die zweigeteilte Lauf-
bahn bis zum Jahr 2021 vollständig 
umzusetzen. Um die zunehmende 
Gewalt gegen Polizistinnen und Po-
lizisten zu reduzieren, wollen wir für 
die Polizei die BodyCam (Einsatz einer 
körpernah getragenen Kamera) als 
Modellversuch einführen, der evalu-
iert werden soll. Bei Demonstratio-
nen oder anderen Großereignissen 
werden wir die anonymisierte Kenn-
zeichnungspflicht für Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamte einführen. Als 
Partei der guten Arbeit werden wir die 
Umsetzung in enger Abstimmung mit 
den Gewerkschaften gestalten.

Ferner streben wir weiterhin die Ein-
führung eines Ausbildungsberufes 
der/des Polizeifachangestellten an 
und wollen die Stellenstruktur im po-
lizeilichen Nichtvollzug optimieren. 
Bei den schon bestehenden Arbeits-
verhältnissen sind wir bestrebt, die 
Berufsbezeichnung Polizeifachan-
gestellte einzuführen. Wir behalten 
die Gesundheit der Beamtinnen und 
Beamten im Blick und werden das Ge-
sundheitsmanagement bei der Polizei 
sowie die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie weiter verbessern, sodass Be-
amtinnen und Beamte den wachsen-
den Aufgaben ihres anspruchsvollen 
Berufs dauerhaft gewachsen bleiben 
können. Die gleiche Fürsorge gilt für 
unsere Tarifbeschäftigten.

Wir sind davon überzeugt: Sei es im 
Hinblick auf Fremdsprachenkenntnis-
se oder das Gespür für unterschied-
liche Mentalitäten – eine Polizei, die 
die Vielfalt unserer Gesellschaft auch 
personell widerspiegelt, ist bürger-
näher und leistungsfähiger. Deshalb 
wollen wir weiterhin möglichst viele 
Migrantinnen und Migranten für den 
Polizeidienst gewinnen. Dafür haben 
wir die Nachwuchswerbung in einer 
Kooperation zwischen Innen- und In-
tegrationsministerium intensiviert. 
Mit Erfolg: Aktuell haben über 20 Pro-
zent der Polizei-Anwärterinnen und 
-Anwärter einen Migrationshinter-
grund – ein absoluter Spitzenwert in 
Deutschland. In der kommenden Le-
gislaturperiode wollen wir die Anzahl 
der Beschäftigten mit Migrationshin-
tergrund dauerhaft auf hohem Niveau 
verstetigen.

terrorismus effektiv 
 begegnen

Bei der Bekämpfung von Terror bewe-
gen wir uns in einem Spannungsfeld 
zwischen Freiheit und Sicherheit. Gera-
de der Sozialdemokratie ist die Balance 
dieser beiden Werte sehr wichtig. Wir 
möchten diese nicht gegeneinander 
ausspielen und unsere Sicherheits-
standards nachhaltig sichern. Hierbei 
kommt der Prävention eine besondere 
Bedeutung zu. Damit aus einer abs-
trakten Gefährdungslage keine konkre-
te Gefährdung wird, haben wir jeweils 
unmittelbar nach den Attentaten auf 
„Charlie Hebdo“ und den nachfolgen-
den erneuten Anschlägen in Paris zwei 
Maßnahmenpakete für die Bekämp-
fung islamistischen Terrors verabschie-
det. Insbesondere für eine bessere 
Beobachtung des Islamismus und zur 
Auswertung von Telekommunikations-
daten haben wir rund 200 neue Stellen 
bei Polizei, Justiz und Verfassungs-
schutz auf den Weg gebracht und in-
vestieren in eine bessere Ausstattung 
unserer Polizistinnen und Polizisten. 
Außerdem haben wir ein Kompetenz-
zentrum zur Präven tion gegen islamis-
tischen Extremismus gegründet.

Offensiv gegen 
 Wohnungseinbrüche
Für Betroffene ist ein Einbruch immer 
ein besonderer Eingriff in die engste 
Privatsphäre mit langen Nachwirkun-
gen. Deshalb haben wir zusammen 
mit dem Landeskriminalamt eine Ko-
ordinierungsstelle zur offensiven Be-
kämpfung von Wohnungseinbrüchen 
eingerichtet. Dabei setzen wir auf mo-
dernste Technologien und Methoden 
wie das sogenannte „predictive poli-
cing“. Mit Hilfe der Software „precops“ 
können die Beamtinnen und Beamten 
Einbrüchen besser vorbeugen und die 
Bürgerinnen und Bürger vor Schaden 
bewahren. Auch in Zukunft werden 
wir uns für eine verstärkte Investition 
in operative und forensische Kriminal-
technik und Implementierung neuer 
Technologien unter dem Blickwinkel 
der Verbrechensbekämpfung einset-
zen. Unser Offensivkonzept gegen 
Wohnungseinbruch, das dem Polizei-
vollzugsdienst u.a. 226 Personalstel-
len mehr als geplant zur Verfügung 
stellt, zeigt bereits erste Erfolge. Eine 
Trendumkehr zeichnet sich ab und die 
Aufklärungsquote steigt. Diesen Weg 
werden wir konsequent fortsetzen, 
damit Baden-Württemberg eines der 
sichersten Bundesländer bleibt.

Sicher im netz
Die Chancen der digitalen Welt nutzen 
und gleichzeitig die Risiken minimie-
ren – das ist Ziel unserer Netzpolitk. 

Der rasante digitale Wandel hat weit-
reichende Auswirkungen auf unsere 
Gesellschaft. Sei es beim grenzüber-
schreitenden Einkauf im Internet, 
beim mobilen Zahlungsverkehr oder 
in sozialen Netzwerken – die Bürgerin-
nen und Bürger müssen wissen, wel-
che Rechte sie haben, was mit ihren 
Daten passiert und wie sie diese im 
Netz besser schützen können. Um die 
Bürgerinnen und Bürger bei Einkäufen 
im Internet besser vor Abo-Fallen und 
anderem Missbrauch zu schützen, 
haben wir die sogenannte „Button-
Lösung“ eingeführt. Damit haben wir 
neue Transparenz im Online-Handel 
geschaffen. Ferner haben wir uner-
betene Telefonwerbung verboten 
und wichtige Erfolge im Kampf gegen 
missbräuchliche Abmahnungen er-
zielt. Wir werden die Rechte der Bürge-
rinnen und Bürger im Internet weiter 
stärken und Schutzlücken schließen.

rechtsextremismus 
 entschlossen bekämpfen
Wir bekämpfen jede Form von Rechts-
extremismus und gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit mit allen Mit-
teln des Rechtstaates. Entsprechend 
haben wir uns im Landtag dafür einge-
setzt, einen Untersuchungsausschuss 
zur Aufarbeitung der Aktivitäten des 
Nationalsozialistischen Untergrun-
des (NSU) in Baden-Württemberg 
und der Umstände des Mordes an der 
Polizeibeamtin Michèle Kiesewetter 
einzusetzen. Die daraus gewonnenen 
Ergebnisse werden wir in ein Landes-
präventionsprogramm gegen Rechts-
extremismus einfließen lassen. Wir 
werden prüfen, ob die Einsetzung einer 
Enquete-Kommission „Rechtsextre-
mismus“ notwendig ist. Diese wichti-
ge Aufklärungsarbeit wollen wir auch 
nach der Landtagswahl fortführen und 
uns für einen weiteren Untersuchungs-
ausschuss einsetzen. Auf unsere Initia-
tive hat der Landtag ein neues Gremi-
um zur Stärkung der parlamentarischen 
Kontrolle des Verfassungsschutzes 
eingesetzt und die Voraussetzungen 
für den Einsatz von V-Leuten gesetzlich 
verankert. Das NPD-Verbotsverfahren 
wird von uns aktiv unterstützt.

Auch vor dem Hintergrund der Flücht-
lingsaufnahme erleben wir eine Wel-
le rechten Terrors in Deutschland. 
Schwere Angriffe auf Flüchtlings-
unterkünfte und fremdenfeindliche 
Straftraten nehmen zu. Für Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Hass ist kein 
Platz in Baden-Württemberg. Wir wer-
den alles dafür tun, das Grundrecht 
auf Asyl zu verteidigen und die Asylsu-
chenden vor Übergriffen zu schützen. 
Neben den Mitteln der Strafverfol-
gung setzen wir auch auf gute Prä-
ventionsarbeit, um dem Rechtsextre-

mismus den Nährboden zu entziehen. 
Wir werden daher das 2014 begonne-
ne Landesprogramm gegen Rechts-
extremismus und gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit verstetigen 
und unsere gute Zusammenarbeit mit 
den zivilgesellschaftlichen Initiativen 
intensivieren.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Die zweigeteilte Laufbahn bis Ende 
2021 vollständig umsetzen,

 ■  eine Body Cam für Polizistinnen und 
Polizisten einführen,

 ■  eine anonymisierte Kennzeich-
nungspflicht für Polizistinnen und 
Polizisten einführen,

 ■  einen Ausbildungsberuf der/des 
Polizeifachangestellten einführen,

 ■  die Modernisierung der technischen 
Ausstattung bei der Polizei fortset-
zen,

 ■  zum Kampf gegen Wohnungsein-
brüche weiter in neueste Kriminal-
technik investieren,

 ■  das NPD-Verbotsverfahren offensiv 
unterstützen.

Öffentlicher dienst: 
 rückgrat unseres Staates
Der öffentliche Dienst ist das Rückgrat 
und der Garant einer funktionierenden 
staatlichen Infrastruktur. Wir wert-
schätzen die Einsatzbereitschaft und 
das Engagement der Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst, die tagtäglich 
hervorragende Arbeit für unser Ge-
meinwesen leisten. Auch in Zukunft 
werden wir den Gesprächsfaden mit 
dem Beamtenbund und dem Deut-
schen Gewerkschaftsbund nicht ab-
reißen lassen und den partnerschaft-
lichen Dialog intensivieren.

Das Land als Arbeitgeber steht ange-
sichts der demografischen Entwick-
lung, der guten Konjunktur und des 
in einzelnen Branchen bestehenden 
Fachkräftemangels in starker Kon-
kurrenz zu privaten Arbeitgebern. Im 
Wettbewerb um qualifizierte Fach-
kräfte und mit Blick auf die künftige 
Nachwuchsgewinnung werden wir 
weiter an der Attraktivität des öf-
fentlichen Dienstes als Arbeitgeber 
arbeiten. Wir wollen die Rahmenbe-
dingungen für die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf für die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter im öffentli-
chen Dienst weiter verbessern. 

Der öffentliche Dienst muss durch fa-
milienfreundliche Arbeitszeitangebote 
eine partnerschaftliche Verteilung von 
Familienaufgaben ermöglichen. Wir 
werden dafür Sorge tragen, dass der 
öffentliche Dienst seine Anziehungs- 
und Bindekraft für junge Menschen 
behält und motivierten und enga-

gemeinsam für europa – 
europa der regionen

Europa spielt sich nicht nur in Brüssel 
und in den europäischen Institutionen 
ab, sondern vor allem in den Regionen. 
Für uns gibt es keinen Widerspruch 
zwischen regionaler Identität und 
europäischer Zusammenarbeit. Im 
Gegenteil: Europäische Einheit gibt es 
nur durch regionale Vielfalt. Deshalb 
haben wir die regionale Zusammen-
arbeit, wie zum Beispiel in den „Vier 
Motoren für Europa“, ausgebaut und 
die Donauraumstrategie maßgeblich 
gestaltet. Seit 2015 ist die baden-
württembergische Landesvertretung 
in Brüssel Sitz des „Danube Strategy 
Point“, der die Umsetzung der Don-
auraumstrategie mitverantwortet. 
Durch unsere aktive Europapolitik er-
schließen wir baden-württembergi-
schen Unternehmen neue Standorte 
und gewinnen dringend benötigte 
Fachkräfte. Wir wollen auch in Zukunft 
eine aktive Europapolitik betreiben. 
Angesichts der Flüchtlingsthematik 
gilt dies vor allen Dingen für die Do-
nauraumstrategie, durch die wir den 
Balkanstaaten eine bessere politische 
und ökonomische Perspektive eröff-
nen wollen. Darüber hinaus werden 
wir über unsere Verwaltungshoch-
schulen und Stipendienprogramme 
Hilfe zur Stärkung der Verwaltungen 
in Südosteuropa leisten.

auf gute nachbarschaft
Gute Nachbarschaft ist fester Be-
standteil baden-württembergischer 
Identität. Dies gilt auch für unsere 
Wirtschaft. Als innovativste und for-
schungsintensivste Region in ganz 
Europa profitieren baden-württem-
bergische Unternehmen schon immer 
vom regen Austausch mit unseren 
Nachbarinnen und Nachbarn – sei 
es durch Arbeitskräfte, Absatzmärk-
te oder grenzüberschreitende For-
schung. In den letzten Jahren haben 
wir zahlreiche Projekte zur Stärkung 
der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit auf den Weg gebracht, 
beispielsweise das Projekt „Bodensee-
Plattform Innovation 4.0“, in dem Ak-
teure aus Wirtschaft, Wissenschaft 
und Gesellschaft zusammengebracht 
werden, um Erfahrungen mit Blick auf 
die Chancen und Herausforderungen 
der Digitalisierung auszutauschen. 
Auch dem Fachkräftemangel wollen 
wir grenzüberschreitend begegnen. 
Durch die Förderung der binationa-
len Ausbildung zwischen dem Elsaß 
und Baden-Württemberg haben wir 
bereits zahlreichen Jugendlichen auf 
deutscher wie französischer Seite eine 
Ausbildung im jeweiligen Nachbarland 
ermöglicht. Wir werden den Dialog 
mit unseren Nachbarn weiter pflegen, 

auch durch neue Initiativen, wie die 
Entwicklung einer Schweiz-Strategie.

mehr Fördermittel für 
Baden-Württemberg

Wir setzen uns gezielt dafür ein, För-
dermittel aus Fonds und Program-
men der EU für Projekte in Baden-
Württemberg einzuwerben. Mit der 
SPD in Regierungsverantwortung hat 
Baden-Württemberg mehr europä-
ische Fördermittel aquiriert als alle 
Vorgängerregierungen. Diesen Weg 
wollen wir fortsetzen und durch ak-
tive Interessenvertretung in Brüssel 
verstärken. Um unsere Bemühungen 
weiter zu intensivieren, werden wir 
eine Projektentwicklungsagentur des 
Landes gründen, um baden-würt-
tembergische Akteure zusammenzu-
bringen und bei der Entwicklung von 
Projektideen und der Antragstellung 
zu begleiten.

Freihandelsabkommen 
transparent und fair 
 gestalten

Mit seiner exportstarken Wirtschaft 
profitiert Baden-Württemberg in be-
sonderem Maße von der Globalisie-
rung. Diese in Freihandelsabkommen 
wie TTIP und CETA aktiv zu gestalten, 
liegt daher in unserem ureigenen Inte-
resse. Bei Erfüllung der Voraussetzun-
gen, die von der SPD in ihren Partei-
tagsbeschlüssen festgelegt wurden, 
begreifen wir TTIP als Möglichkeit, auf 
globale Standards Einfluss zu nehmen 
und den Exporthandel mit den USA 
über den Abbau von Handelshemm-
nissen weiter zu beleben und unsere 
Wirtschaft, insbesondere auch den 
Mittelstand, zu stärken.

Gleichzeitig ist klar: Freihandel ist kein 
Selbstzweck! Wir stellen uns entschie-
den gegen jede Schwächung unserer 
Demokratie durch privatisierte Par-
alleljustiz – die Aufnahme von Inves-
titionsschutzvorschriften und Streit-
beilegungsmechanismen lehnen wir 
daher ab. Stattdessen unterstützen 
wir die Einrichtung eines mit unab-
hängigen und staatlich finanzierten 
Berufungsrichtern und -richterinnen 
besetzten internationalen Handels-
gerichts. Dieses muss über eine Be-
rufungsinstanz verfügen und dem 
Prinzip der Öffentlichkeit unterliegen. 
Auch dürfen Freihandelsabkommen 
nicht zu einer Absenkung von hohen 
Standards sowohl in Europa als auch 
in den Partnervertragsstaaten in den 
Bereichen Umwelt-, Verbraucher-, Ar-
beits- und Datenschutz führen. Die 
Standards in diesen Bereichen müs-
sen auch weiterhin verbessert werden 
können, ohne dass dies zu Schadener-
satzansprüchen durch ausländische 

Unternehmen führen kann. Weiter 
muss der Kultur- und Medienbereich 
grundsätzlich von den Verhandlungen 
ausgenommen werden. Mit Blick auf 
die Daseinsvorsorge in unseren Kom-
munen werden wir keine direkten oder 
indirekten Zwänge zur Privatisierung 
akzeptieren.

Wir sind davon überzeugt, dass die 
Verhandlungen mit einem Höchst-
maß an Transparenz geführt werden 
müssen, um den Sorgen und Befürch-
tungen vieler Bürgerinnen und Bürger 
angemessen zu begegnen. Mit der 
Einrichtung des TTIP-Beirates haben 
wir als Land bereits gehandelt und er-
möglichen einen transparenten Dialog 
von Politik, Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft. Den gesellschaftlichen Diskurs 
über TTIP und weitere Freihandelsab-
kommen werden wir auch zukünftig 
fördern.

entwicklungszusammen-
arbeit stärken
Als starkes Land ist es für uns selbst-
verständlich, dass wir auch internatio-
nal Verantwortung übernehmen und 
Staaten in Entwicklungsprozessen 
begleiten. Dabei gilt heute mehr denn 
je: Die Entwicklungszusammenarbeit 
von heute bekämpft die Fluchtursa-
chen von morgen. Entwicklungszu-
sammenarbeit verstehen wir nicht 
als Domäne des Staates, sondern als 
Gemeinschaftsaufgabe von Politik 
und Zivilgesellschaft. Unter dieser 
Prämisse haben wir auch die ent-
wicklungspolitischen Leitlinien des 
Landes entwickelt. Als erste Landes-
regierung haben wir dabei über 1500 
Bürgerinnen und Bürger und mehr als 
120 Organisationen im Rahmen des 
Prozesses „Welt:Bürger gefragt“ be-
teiligt. Mit Burundi pflegen wir eine 
enge Partnerschaft, die wir im neu 
geschaffenen Partnerschaftszentrum 
unter dem Dach der Stiftung Entwick-
lungszusammenarbeit gebündelt ha-
ben. Wir werden eine vergleichbare 
Partnerschaft mit der Region Dohuk 
im Nordirak aufbauen, um unseren 
Beitrag zur Bekämpfung der Flucht-
ursachen zu leisten. Ferner wollen wir 
das zivilgesellschaftliche Engagement 
in der Entwicklungszusammenarbeit 
stärken.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Die Balkanstaaten im Rahmen der 
Donauraumstrategie stärken, um 
bessere Perspektiven vor Ort zu 
schaffen,

 ■  Die Entwicklungszusammenarbeit 
u.a. durch eine Kooperation mit 
der Region Dohuk im Nordirak 
stärken und Fluchtursachen vor Ort 
bekämpfen,

 ■  Freihandelsabkommen nur dann 
akzeptieren, wenn diese weder pri-
vate Schiedsgerichte, noch Absen-
kungen unserer hohen Standards, 
noch Zwänge zur Privatisierung 
enthalten,

 ■  Eine Projektentwicklungsagentur 
auf den Weg bringen, um Akteure 
bei der Projektentwicklung und 
Antragsstellung zu begleiten.

Baden-
WüRttemBeRg: 
sicheR und 
geRecht
Baden-Württemberg ist ein ausge-
sprochen sicheres Bundesland. Wir 
haben eine der niedrigsten Krimina-
litätsraten deutschlandweit und be-
legen auch bei der Aufklärungsquote 
von Straftaten einen Spitzenplatz. 
Damit das so bleibt, haben wir Polizei 
und Verfassungsschutz gestärkt und 
neue Mittel für die Terrorbekämp-
fung bereitgestellt. Für ein gerechtes 
Baden-Württemberg sorgen wir da-
für, dass die Aufgaben der Justiz, der 
Rechtspflege und des Strafvollzugs in 
staatlicher Hand bleiben.

Sicher in Baden-Württem-
berg – Polizeiarbeit stärken
Garant für die hohe Sicherheit im Land 
ist unsere Polizei mit ihren Beschäftig-
ten, die Tag für Tag Außergewöhnli-
ches leisten. Gleichzeitig befinden sich 
die Bedrohungen für unsere Sicherheit 
im Wandel. Ob neue Formen der Kri-
minalität oder der Bedarf an perso-
nalintensiven Großeinsätzen – unsere 
Polizei steht vor ständig neuen Heraus-
forderungen. Vor diesem Hintergrund 
haben wir eine umfangreiche Polizei-
strukturreform durchgeführt und un-
sere Polizei zukunftsfähig aufgestellt. 
Wir haben zwölf leistungsfähige Regi-
onalpräsidien geschaffen, Hierarchien 
verschlankt und Kompetenzen gebün-
delt. Wir haben neue Stellen geschaf-
fen, mehr Beamtinnen und Beamte 
für den Polizeidienst bereitgestellt, ei-
ne Einstellungsoffensive für die Jahre 
2017 und 2018 auf den Weg gebracht 
und intensiv in die technische Aus-
stattung investiert. Wir wollen diesen 
Weg der Modernisierung von techni-
schen Voraussetzungen kontinuier-
lich fortsetzen. Wir unterstützen eine 
bedarfsorientierte Beschaffung der 
Einsatz-, Kriminal- und Verkehrstech-
nik sowie eine Verstetigung der dafür 
erforderlichen Finanzmittel.
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beendet und investieren kräftig in den 
Erhalt und Ausbau der Straßeninfra-
struktur. Wir bauen den öffentlichen 
Personennahverkehr, die Schieneninf-
rastruktur im Land und das Radwege-
netz aus und schaffen die rechtlichen 
Vorraussetzungen für „shared-space“. 
Gleichzeitig fördern wir eine bessere 
Vernetzung von Raum- und Verkehrs-
planung, um dadurch einerseits Staus 
und andererseits die Landschaftszer-
siedelung einzudämmen.

erhalt und ausbau der 
 Straßeninfrastruktur

Gerade im ländlichen Raum ist eine 
gut ausgebaute Straßeninfrastruktur 
Voraussetzung für Mobilität und eine 
funktionierende Wirtschaft. Zu oft 
wurde der Verfall von Infrastruktur von 
den Vorgängerregierungen billigend in 
Kauf genommen und damit Landes-
vermögen vernichtet. Diese verfehlte 
Sparpolitik haben wir beendet und die 
Erhaltungsmittel für Landesstraßen 
und Brücken verdreifacht. Darüber hi-
naus haben wir ein Lückenschlusspro-
gramm zur Beseitigung von Lücken im 
Landesstraßennetz aufgelegt.

In der kommenden Legislaturperiode 
werden wir die Sanierung und den 
Aus- und Neubau von Landesstraßen 
weiter vorantreiben. Mit Blick auf die 
Umfahrung sensibler Bereiche und die 
Erhöhung von Kapazitäten ist der be-
dachte und gut koordinierte Ausbau 
des Straßenverkehrsnetzes weiterhin 
sinnvoll und notwendig. Hierfür sowie 
für den Ausbau von Bundesfernstra-
ßen brauchen wir eine leistungsfähige 
Straßenbauverwaltung. Deshalb ha-
ben wir das Stellenabbauprogramm 
der Vorgängerregierungen beendet 
und wieder neue Stellen geschaffen. 
Organisatorische Veränderungen in 
der Straßenbauverwaltung werden 
wir auf der Grundlage der vorliegen-
den Gutachten anstreben.

mehr Busse und Bahnen
Auch ein gut ausgebauter öffentlicher 
Personennahverkehr (ÖPNV) schafft 
Mobilität und verringert zudem gera-
de in den Ballungszentren die Belas-
tung für Mensch und Umwelt durch 
Staus, Lärm, Feinstaub und Stickoxid. 
Busse und Bahnen sind dabei Garan-
ten für eine umweltfreundliche Mobi-
lität. Deshalb haben wir die Förderung 
im Landesgemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz (LGVFG) neu justiert, ent-
bürokratisiert und verstärkt auf den 
Umweltverbund ausgerichtet. Ferner 
haben wir uns zum Ziel gesetzt, die 
Barrierefreiheit im ÖPNV weiter zu 
verbessern. Aber nicht überall sind 
Busse und Bahnen das beste Angebot 
vor Ort. Deshalb haben wir die Unter-

stützung über den klassischen ÖPNV 
hinaus erweitert und die Förderung 
von neuen ergänzenden Angeboten 
wie z.B. von Bürgerbussen institutio-
nalisiert.

In der kommenden Legislaturperiode 
werden wir den ÖPNV im Land sowohl 
bei der Infrastruktur als auch beim 
Angebot weiter ausbauen, damit in 
Zukunft noch mehr Menschen Busse 
und Bahnen nutzen. Unser Ziel sind 
moderne Regionalzüge mit zeitgemä-
ßer Ausstattung in einem attraktiven 
Takt. Über 450 Millionen Euro Landes-
mittel sind schon jetzt in den kom-
menden Haushaltsjahren abgesichert, 
damit das Land seinen Anteil an Pro-
jekten von Kommunen im Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) 
finanzieren kann, falls der Bund diese 
Projekte bewilligen sollte. Nachdem 
die Zukunft des GVFG über 2019 hin-
aus gesichert ist, wird das Land weite-
re Projekte über die bisher beschlosse-
nen hinaus anteilig mit fördern. Wir 
kämpfen dafür, dass der Bund weiter-
hin zu seiner Finanzierungsverantwor-
tung für die sogenannten Entflech-
tungsmittel steht, damit auch der 
Infrastrukturausbau über das LGVFG 
fortgesetzt werden kann.

Insbesondere die Vernetzung ver-
schiedener Verkehrsträger wollen wir 
fördern. Der PKW, Busse und Bahnen, 
Carsharing und E-Bikes sind keine Ge-
gensätze, sondern Fortbewegungs-
mittel, die künftig sinnvoll verknüpft 
werden müssen. Wir streben eine Re-
form der ÖPNV-Finanzierung an, die 
den Bedürfnissen der Ballungsräume 
und dem ländlichen Raum gleicher-
maßen gerecht wird und die mittel-
ständischen Busunternehmen im 
Land mitnimmt. Das Land hat mit 21 
Verkehrsverbünden bundesweit die 
meisten Verkehrsverbünde. Diese Zahl 
sollte mit Ablauf der jetzigen Förder-
periode 2018 verringert werden. Das 
spart Verwaltungskosten und Schnitt-
stellen, sorgt für übersichtlichere 
Strukturen, ermöglicht mehr Leistung 
für das gleiche Geld und erleichtert 
innovative Projekte. Bei Ausschreibun-
gen wollen wir die sozialen Kriterien 
mehr in den Fokus rücken.

modernisierung und ausbau 
der Schieneninfrastruktur
Die Modernisierung der Schieneninfra-
struktur ist eine wichtige Zukunftsin-
vestition. Seit 2011 treiben wir den 
Ausbau der Eisenbahnstrecken in 
Baden-Württemberg konsequent 
voran. Dies gilt für die Rheintalbahn 
von Mannheim bis Basel, wo wir zum 
Schutz von Mensch und Umwelt kom-
munale Forderungen nach Tunnelstre-
cken und Lärmschutz unterstützen. 

Ebenso kämpfen wir für die Elektrifi-
zierung der Südbahn und den Ausbau 
der Gäubahn sowie der Allgäubahn. 
Stuttgart 21 und den Bau der Neu-
baustrecke Wendlingen-Ulm unter-
stützen wir weiterhin. Zudem streben 
wir mittelfristig eine flächendeckende 
Elektrifizierung aller Zugstrecken in 
Baden-Württemberg an. Das Land un-
terstützt auch in Zukunft die Moder-
nisierung der Infrastruktur von nicht-
bundeseigenen Nebenbahnen.

radverkehr
Um den Radverkehr zu fördern, haben 
wir einen eigenständigen Haushaltsti-
tel für den Radwegebau eingerichtet 
und die Mittel deutlich erhöht. Zudem 
werden kommunale Radwege mit 50 
Prozent über das LGVFG gefördert. 
Unser Ziel ist ein gut ausgebautes, lü-
ckenfrei vernetztes und beschildertes 
Radwegenetz in Baden-Württemberg.

güter von der Straße auf  
die Schiene und aufs Schiff
Wir wollen mehr Verkehr und Güter 
von der Straße auf die Schiene bringen. 
Um den kombinierten Verkehr zu för-
dern, werden wir ein Güterverkehrs-
konzept erstellen und umsetzen. Im 
Gegensatz zu den anderen Verkehrs-
infrastrukturen sind auf den Binnen-
wasserstraßen in Baden-Württemberg 
noch erhebliche Kapazitätssteige-
rungen möglich. Wir werden deshalb 
auch weiterhin beim Bund den zügi-
gen Ausbau der Neckarschleusen von 
Mannheim bis Plochingen für moderne 
135-Meter-Schiffe einfordern, damit 
mehr Güter auf der Wasserstraße Ne-
ckar unterwegs sein können.

Flughäfen
Das Land steht zu seiner Verantwor-
tung für den Flughafen Stuttgart und 
die Regionalflughäfen Karlsruhe/Ba-
den-Baden und Friedrichshafen. Nicht 
nur die exportorientierte Wirtschaft, 
auch Tourismus und Einheimische sind 
auf die Fluganbindungen angewiesen. 
Wir haben die Förderung des Luftver-
kehrs marktkonform gestaltet und die 
Arbeitsbedingungen, Umweltschutz- 
und Lärmauflagen an den Flughäfen 
verbessert. Schnelle Schienenverbin-
dungen machen Kurzstreckenflüge 
überflüssig. Das zeigt zum Beispiel 
die TGV-Verbindung Stuttgart-Paris. 
Wir engagieren uns im Interesse der 
südbadischen Grenzregion für eine 
deutliche Beschränkung der Flugver-
kehrsbelastung entlang des Hoch-
rheins durch den Züricher Flughafen. 
Wir unterstützen Planungen zur An-
bindung des trinationalen Flughafens 
Euroairport Basel – Mulhouse-Freiburg 
an das öffentliche Schienenverkehrs-

netz mit einer Verbindung Freiburg-
Bad-Krozingen-Müllheim-Airpor t 
Basel – Mulhouse-Freiburg. Daher un-
terstützen wir alle Maßnahmen wie 
beispielsweise die Beschränkung der 
An- und Überflüge sowie die Sperrzei-
ten, die in der „Stuttgarter Erklärung“ 
festgehalten sind.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Die Sanierung sowie den Aus- und 
Neubau der Landesstraßen weiter 
vorantreiben,

 ■  das Straßennetz weiter ausbauen,
 ■  den ÖPNV bei der Infrastruktur und 
beim Angebot weiter ausbauen,

 ■  die Barrierefreiheit im ÖPNV 
 verbessern,

 ■  die Eisenbahnstrecken im Land 
(S21, Neubaustrecke Wendlingen-
Ulm, Südbahn, Gäubahn) weiter 
ausbauen.

 innovation 
und kLima-
schutZ duRch 
sauBeRe 
eneRgien
Unser Ziel ist die ökologische Erneu-
erung der Energieversorgung. Wir 
bringen die Energiewende in Baden-
Württemberg voran und bauen die 
erneuerbaren Energien im Land weiter 
aus. Das ist notwendig für den Schutz 
unseres Klimas und zugleich wirt-
schaftlich sinnvoll: Wir stoßen Innova-
tionen an und schaffen neue Arbeits-
plätze. Gleichzeitig gewährleisten wir 
Versorgungssicherheit und gestalten 
diesen Wandel sozial gerecht, damit 
Energie für alle bezahlbar bleibt. Wir 
werden uns weiterhin beim französi-
schen Nachbarn und über die Bundes-
regierung dafür einsetzen, dass das 
AKW Fessenheim schnellstmöglich 
dauerhaft abgeschaltet wird, da es 
den heutigen Sicherheitsanforderun-
gen gegen Erdbeben, Hochwasser und 
Anschläge nicht gerecht wird und als 
alter Atommeiler Verschleißerschei-
nungen aufweist.

erneuerbare energien 
 ausbauen
Der Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien im Land kommt gut voran. Das 
schafft Arbeitsplätze, denn besonders 
viele Firmen und Zulieferer der Wind- 
und Solarindustrie haben ihren Sitz 
in Baden-Württemberg. Mit der Neu-
fassung des Landesplanungsgesetzes 
haben wir die jahrelange Blockade der 

gierten Nachwuchskräften auch wei-
terhin interessante Perspektiven und 
Entwicklungsmöglichkeiten bietet. 
Mit der SPD wird es keine strukturel-
len Einschnitte bei den Versorgungs-
leistungen geben. Die Absenkung der 
Eingangsbesoldung werden wir zu-
rücknehmen. Für die kommende Legis-
laturperiode streben wir an, im Einver-
nehmen mit den Gewerkschaften eine 
Vereinbarung zu schließen.

eine moderne und soziale 
Justiz
Gerade im Bereich der Justiz tritt der 
Staat als Träger von Hoheitsrechten 
auf und hat daher eine besondere 
Verantwortung. Die Übertragung ho-
heitlicher Aufgaben auf Private lehnt 
die SPD ab. Deshalb haben wir die von 
der Vorgängerregierung beschlossene 
Teilprivatisierung der JVA Offenburg 
zurückgenommen und den Forde-
rungseinzug durch eine private Firma 
beendet und wieder der Landesober-
kasse übertragen. Diesen Weg werden 
wir fortsetzen und in den kommenden 
fünf Jahren insbesondere auch die Ge-
richts- und Bewährungshilfe wieder in 
staatliche Obhut zurückführen. Inves-
tor-Staat-Schiedsgerichte im Sinne von 
Freihandelsabkommen lehnen wir ab. 
Darüber hinaus stehen wir für den Er-
halt einer flächendeckenden Struktur 
von Einrichtungen der Justiz.

Die Justiz kann nur dann zum Rechts-
frieden beitragen, wenn sie von den 
Menschen akzeptiert wird und zeit-
gemäß mit ihnen interagiert. Wir 
wollen eine Justiz, die modern und 
auf Augenhöhe mit den Bürgerinnen 
und Bürgern kommuniziert. Das heißt, 
elektronische Kommunikationsmit-
tel sollen eine größere Rolle spielen. 
Deshalb haben wir die so genannte „E-
Justice“ weiterentwickelt und machen 
unsere Justiz so zum kompetenten An-
sprechpartner auch im Netz.

Den eingeschlagenen Weg der Mo-
dernisierung werden wir in der kom-
menden Legislaturperiode fortsetzen. 
Dafür werden wir die elektronische 
Akte einführen, die den Bürgerinnen 
und Bürgern die Kommunikation mit 
der Justiz weiter erleichtert. Neben 
der Weiterentwicklung von „E-Justice“ 
sorgen wir dafür, dass die Justiz im 
„richtigen Leben“ der Ansprechpartner 
vor Ort bleibt und werden die kleinen 
Amtsgerichte erhalten.

Jugendkriminalität 
 verhindern – Jungen 
 menschen helfen

Eine der zentralen Aufgaben unserer 
Justiz in Baden-Württemberg ist es, 
sich besonders um die jungen Men-

schen zu kümmern, die drohen, dauer-
haft auf „die schiefe Bahn“ zu geraten. 
Wir wollen die Verstetigung „kriminel-
ler Karrieren“ verhindern. Dafür set-
zen wir im Umgang mit jugendlichen 
Straftätern auf Prävention und gute 
Sozialarbeit. Wir haben die „Häuser 
des Jugendrechts“ in Baden-Württem-
berg erweitert und ausgebaut. Dort 
arbeiten Staatsanwaltschaft, Polizei 
und Sozialbehörden Hand in Hand 
mit den Jugendlichen, um diese zu 
stärken. Auch im Jugendstrafvollzug 
des Landes und im Jugendarrest stär-
ken wir die Jugendlichen mit einem 
Wohngruppenkonzept und sozialem 
Training beim sogenannten „Warn-
schussarrest“. In Zusammenarbeit 
mit dem Kultusministerium wurde die 
schulische Bildung sowie die Aus- und 
Weiterbildung in den Justizvollzugsan-
stalten modernisiert. Grundsätzlich ist 
uns wichtig, dass wir den Jugendstraf-
vollzug in freien Formen als Alternati-
ve zum Gefängnis verstetigen. In der 
nächsten Legislaturperiode setzen wir 
uns für einen flächendeckenden Aus-
bau weiterer Häuser des Jugendrechts 
ein. Die Justizvollzugseinrichtungen 
werden wir modernisieren und insbe-
sondere die Therapie- und Arbeitsein-
richtungen verbessern.

Verbesserungen im 
 Strafvollzug
Der Justizvollzug muss sicher bleiben. 
Im Hinblick auf das bestürzende Ereig-
nis in der JVA Bruchsal im August 2014 
wurde auf Initiative des SPD-Justizmi-
nisters eine Expertenkommission zum 
Umgang mit psychisch auffälligen 
Gefangenen eingesetzt, die wertvol-
le Handlungsempfehlungen gegeben 
hat, um den Justizvollzug in Baden-
Württemberg für die wachsenden 
Herausforderungen gut aufzustellen. 
2015 wurde bereits ein erstes Maß-
nahmenpaket auf den Weg gebracht. 
Ausgehend von diesen Empfehlungen 
werden wir uns dafür stark machen, 
auch die weiteren notwendigen struk-
turellen Verbesserungen schrittweise 
umzusetzen.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf im öffentlichen Dienst weiter 
verbessern,

 ■  die Absenkung der Eingangsbesol-
dung zurücknehmen,

 ■  dafür sorgen, dass die hoheitlichen 
Aufgaben von Justiz, Rechtspflege 
und Strafvollzug in öffentlicher 
Hand bleiben, 

 ■  die kleinen Amtsgerichte erhalten,
 ■  im Umgang mit jugendlichen 
Straftätern auf Prävention und gute 
Sozialarbeit setzen und die Häuser 
des Jugendrechts weiter ausbauen.

BeteiLigung 
LeBen

Unsere Demokratie lebt von der Be-
teiligung der Bürgerinnen und Bürger. 
Das bedeutet mehr als nur wählen zu 
gehen. Wir stehen für einen neuen Po-
litikstil, der die Menschen mitnimmt, 
anstatt Politik von oben herab zu dik-
tieren. Deshalb wollen wir den Bürge-
rinnen und Bürgern mehr Möglichkei-
ten geben, sich mit ihren Anliegen in 
die Landespolitik einzubringen.

mehr demokratie wagen
Wir sind davon überzeugt, dass mehr 
direkte Demokratie unsere politische 
Kultur in Baden-Württemberg berei-
chert. Wir sind angetreten, Baden-
Württemberg zum Musterland für 
direkte Demokratie weiterzuentwi-
ckeln. Mit einer Änderung der Landes-
verfassung haben wir den Volksantrag 
eingeführt und die Unterschriftenzahl 
für Volksbegehren gesenkt. So können 
die Bürgerinnen und Bürger umfassen-
der an der politischen Willensbildung 
und an staatlichen Entscheidungen 
mitwirken. Es genügen nun ein Sechs-
tel der Unterschriften aller Wahlbe-
teiligten Baden-Württembergs für 
ein Volksbegehren. Auch die Quoren 
für kommunale Bürgerentscheide, 
Bürgerbegehren und eine Auflösung 
des Landtags wurden gesenkt. Darü-
ber hinaus haben wir dafür gesorgt, 
dass schon ab 16 Jahren bei Kommu-
nalwahlen gewählt werden darf. Wir 
werden unseren Weg der lebendigen 
Bürgerbeteiligung auch in Zukunft 
fortsetzen. Deshalb treten wir dafür 
ein, das Wahlalter für Landtagswahlen 
auf 16 Jahre zu senken und das kom-
munale Wahlrecht für Drittstaatsan-
gehörige einzuführen. Um die direk-
te Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger auf der Ebene der Landkreise 
auszubauen, werden wir die Direkt-
wahl der Landrätinnen und Landräte 
einführen.

Die SPD setzt sich für die paritäti-
sche Besetzung von Parlamenten auf 
allen Ebenen ein. Mit der Änderung 
des Kommunalwahlrechts haben wir 
einen ersten Schritt in diese Rich-
tung unternommen. Die Analyse der 
Kommunalwahl zeigt jedoch, dass 
ein Appell nicht ausreicht, um Parität 
der Geschlechter in den Parlamenten 
zu erreichen. Wir werden deshalb das 
Kommunalwahlrecht anpassen, um 
aus der bisherigen „Kann-Vorschrift“ 
eine gesetzlich verbindliche Vorgabe 
zu machen. Auch setzen wir uns für 
die Änderung des Landtagswahlrechts 
ein, um den Frauenanteil im Landtag 
zu erhöhen und die strukturelle Be-

nachteiligung von Wahlkreisen zu be-
enden. Wie bei der Bundestagswahl 
werden wir daher ein Listenwahlrecht 
mit zwei Stimmen einführen.

moderne Verwaltung
Ein Mehr an Bürgerbeteiligung und 
direkter Demokratie muss auch mit 
einem Mehr an moderner Verwaltung 
einhergehen, um die Interaktion zwi-
schen Bürgerinnen und Bürgern und 
dem Land zu erleichtern. Wir haben die 
Verwaltung in Baden-Württemberg 
modernisiert und sowohl mehr „Open 
Government“ – also mehr Transparenz 
– als auch mehr „E-Government“ – also 
eine moderne, digitale Kommunikation 
mit staatlichen Stellen – verwirklicht. 
Das neu initiierte „Beteiligungsportal 
BW“ ermöglicht den Bürgerinnen und 
Bürgern die unkomplizierte Teilnahme 
an der politischen Willensbildung. Mit 
dem Ausbau der E-Government-Struk-
turen sorgen wir dafür, dass Bürgerin-
nen und Bürger sowie Unternehmen 
Verwaltungsangelegenheiten einfa-
cher online erledigen können. Dabei 
haben wir unsere Verwaltung nicht nur 
bürgernäher gemacht, sondern auch in 
erheblichem Umfang Bürokratie abge-
baut und den Haushalt entlastet.

Wir wollen das Beteiligungsportal BW 
ausbauen und „Open Government“-  
wie auch „E-Government“- Strukturen 
stärken. Damit werden wir den Büro-
kratieabbau weiter vorantreiben. Den 
Weg der umfassenden Modernisie-
rung der Landesverwaltung werden 
wir in der kommenden Legislaturperi-
ode fortsetzen. 

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Das Wahlalter bei Landtagswahlen 
auf 16 Jahre absenken,

 ■  das kommunale Wahlrecht für 
Drittstaatenangehörige einführen,

 ■  die Direktwahl der Landrätinnen 
und Landräte einführen,

 ■  das Beteiligungsportal BW 
 ausbauen,

 ■  ein Listenwahlrecht für Landtags-
wahlen einführen.

moBiLitätsLand 
Baden- 
WüRttemBeRg
Mobilität ist eine Grundvorausset-
zung für gesellschaftliche Teilhabe. 
Baden-Württemberg braucht eine 
leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur 
für seine Menschen und seine Wirt-
schaft. Darum haben wir den Sanie-
rungsstau der Vorgängerregierung 
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Die Haltungsbedingungen für unsere 
Nutztiere wollen wir schrittweise wei-
ter verbessern. Dabei müssen die Inter-
essen der landwirtschaftlichen Betrie-
be durch hinreichende Fördermittel 
und Übergangsfristen berücksichtigt 
werden, um die heimische Produktion 
zu sichern. Den teilweise viel zu hohen 
bürokratischen Aufwand, der an man-
che Auflagen und Fördermittel für die 
Landwirtschaft gekoppelt ist, wie bei-
spielsweise bei der Weideprämie, wol-
len wir zurückdrängen.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Die Zukunft der konventionellen und 
ökologischen Landwirtschaft sichern 
– mit fairen Rahmen bedingungen 
und guten Förder programmen,

 ■  den ökologischen Landbau so 
 fördern, dass er zunimmt,

 ■  lokale und regionale Vermarktungs-
strukturen stärken.

veRLässLicheR 
veRBRaucheR-
schutZ

Die SPD steht für starke Verbraucher-
rechte, Information und Transparenz. 
Wir wollen Verbraucherinnen und 
Verbraucher in die Lage versetzen, be-
wusste Kaufentscheidungen zu treffen 
und den Markt mit ihrem Konsumver-
halten mitzugestalten. Gute Verbrau-
cherpolitik schützt die Verbraucherin-
nen und Verbraucher vor schädlichen 
oder nachteiligen Auswirkungen von 
Konsumgütern und Dienstleistungen 
und sorgt dafür, dass die Lebenschan-
cen zukünftiger Generationen nicht 
gefährdet werden. Nötig ist daher der 
Erhalt und Ausbau einer gestaltenden 
und sozialen Verbraucherpolitik, die die 
Verbraucherseite stärkt und den Ver-
braucherinteressen angemessene Gel-
tung verschafft. Damit Verbraucherin-
nen und Verbraucher selbstbestimmt 
entscheiden können, brauchen sie kla-
re und verlässliche Informationen über 
Inhalt, Herkunft und Produktionsweise 
von Lebensmitteln.

Keine absenkung  
von Standards
Unser Verbraucherschutz setzt hohe 
Standards, die sich bewährt haben. 
Für die SPD sind diese in Freihandels-
abkommen nicht verhandelbar. Des-
halb haben wir uns im Bundesrat klar 
gegen jede Absenkung unserer hohen 
Umwelt-, Hygiene- und Verbraucher-
schutzstandards positioniert. Auch in 
den kommenden Jahren werden wir all 
unsere Gestaltungs- und Mitbestim-

mungsmöglichkeiten nutzen, damit 
unsere Standards nicht abgesenkt und 
in Zukunft weiter politisch gestaltet 
werden können.

gute Beratung und 
 Verbraucherbildung 
Im Umgang mit digitalen Medien, bei 
der ersten Wohnungssuche, im Bezug 
auf die eigenen Finanzen – alltägliche 
Lebensführung birgt für junge Men-
schen viele Herausforderungen, auf 
die Schule vorbereiten kann. Durch 
die Aufnahme der Verbraucherbil-
dung als eine der Leitperspektiven des 
Bildungsplans 2016 werden Heran-
wachsende befähigt, ihren Alltag als 
Verbraucherinnen und Verbraucher 
selbstbestimmt und verantwortungs-
bewusst zu meistern. 

In unserer komplexen Konsumge-
sellschaft begleitet uns der Bedarf 
nach unabhängiger und verlässli-
cher Beratung ein ganzes Leben. Ob 
Lebensmittel, Versicherungen oder 
Baufinanzierung – Verbraucherinnen 
und Verbraucher haben ein Recht auf 
Information und Schutz vor gesund-
heitlichem und wirtschaftlichem 
Schaden. Wir haben die Beratungsin-
frastruktur für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher in Baden-Württem-
berg ausgebaut und die Fördermittel 
für die Verbraucherzentrale erhöht. 
Zudem haben wir die themenspezifi-
schen Informations- und Bildungsan-
gebote des Landes erweitert. Für die 
kommende Legislaturperiode werden 
wir die Verbraucherzentrale in Baden-
Württemberg finanziell stärken und 
Beratungsstrukturen weiter ausbauen.

Unterstützung für bewusste, 
gesunde ernährung
Wir unterstützen den Wunsch nach 
bewusster Ernährung im Alltag und 
geben Antworten auf der Höhe unse-
rer Zeit. Ob in der Kita, der Ganztags-
schule, der Firmenkantine oder im 
Seniorenheim: Unsere Ernährungsge-
wohnheiten verändern sich. Wir essen 
immer öfter außer Haus, legen Wert 
auf individuelle Bedürfnisse und An-
sprüche. Immer mehr Menschen ach-
ten auf die Herkunft der Lebensmit-
tel, auf Inhaltsstoffe, Tierschutz und 
fairen Handel. Deshalb setzen wir uns 
im Bund und in der EU für verbindliche 
Kriterien für vegane und vegetarische 
Produkte ein – damit Verbraucherin-
nen und Verbraucher solche Lebens-
mittel anhand klarer, verlässlicher 
Kennzeichnungen kaufen können. 

Eine bewusste, gesunde Ernährung 
muss für alle Menschen möglich sein 
– unabhängig von Ausbildung, Her-
kunft oder Geldbeutel. Wir verstehen 

das als ein Gebot sozialer Gerechtigkeit 
und setzen bereits in Kitas und Schu-
len mit einer ausgewogenen Verpfle-
gung an. Erfolgreiche Programme wie 
Schulfrucht BW und BeKi (Bewusste 
Kinderernährung) wollen wir stärken, 
um Kinder und ihre Familien frühzei-
tig an einen bewussten Umgang mit 
Lebensmitteln heranzuführen. Um 
Verbesserungen in der Fläche zu bewir-
ken, schlagen wir vor, gemeinsam mit 
Kommunen, Bildungseinrichtungen, 
Lehrkräften, Eltern und Unternehmen 
ein Leitbild für die Verpflegung in Kitas 
und Schulen zu erarbeiten.

Keine gentechnik in 
 Baden-Württemberg
Die überwiegende Mehrheit der Men-
schen in Baden-Württemberg lehnt 
gentechnisch veränderte Lebensmittel 
völlig zu Recht ab. Sowohl die gesund-
heitlichen als auch die ökologischen 
Folgen sind mehr als ungewiss. Wir 
setzen uns konsequent dafür ein, den 
Anbau von ökologisch veränderten Or-
ganismen im Land zu verhindern, um 
Verbraucher und Umwelt vor den Risi-
ken der Grünen Gentechnik zu schüt-
zen. Deshalb ist Baden-Württemberg 
seit 2012 Mitglied im europäischen 
Netzwerk gentechnikfreier Regionen. 
Mit dem Naturschutzgesetz haben wir 
den Anbau gentechnisch veränderter 
Pflanzen zusätzlich erschwert. Wir wer-
den weiterhin alle Möglichkeiten nut-
zen, gentechnisch veränderte Organis-
men aus unserer Landwirtschaft und 
Umwelt fernzuhalten. Zudem werden 
wir uns dafür einsetzen, dass das Klo-
nen von Tieren zur Nahrungsmittelpro-
duktion in Deutschland verboten wird.

Wirksame Lebens- und 
 Futtermittelüberwachung
Diverse Lebensmittelskandale in der 
Vergangenheit haben gezeigt: Um Le-
bensmittelbetrug zu bekämpfen, sind 
effektive staatliche Kontrollen uner-
lässlich. Deshalb haben wir die mas-
siven personellen Defizite im Bereich 
der Lebens- und Futtermittelüberwa-
chung abgebaut und die finanzielle 
Ausstattung der landeseigenen Über-
wachungsinstitute verbessert. Diesen 
Weg werden wir fortsetzen und Le-
bens- und Futtermittelüberwachung 
in den kommenden Jahren personell 
stärken. Die Überwachungsinstitute 
werden wir weiter modernisieren und 
Schritt für Schritt auf den neusten 
Stand der Technik bringen.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Alle Möglichkeiten nutzen, gentech-
nisch veränderte Organismen aus 
unserer Landwirtschaft und Umwelt 
fernzuhalten,

 ■  die Verbraucherzentrale in Baden-
Württemberg finanziell stärken 
und Beratungsstrukturen weiter 
ausbauen, 

 ■  die Lebens- und Futtermittelüber-
wachung in den kommenden 
Jahren personell stärken,

 ■  Absenkungen unserer hohen Um-
welt-, Hygiene- und Verbraucher-
schutzstandards verhindern.

soLide 
 finanZen
Die Menschen im Land erwarten von 
uns eine solide Haushaltspolitik. Nils 
Schmid ist der erfolgreichste Finanz-
minister in der Geschichte unseres 
Landes. Viermal innerhalb einer Le-
gislaturperiode hat er einen Haushalt 
ohne neue Schulden vorgelegt – und 
das obwohl die Vorgängerregierung 
ein strukturelles Defizit von 2,5 Milliar-
den Euro hinterlassen hatte. Der Erfolg 
unserer nachhaltigen Konsolidierungs-
politik zeigt sich auch darin, dass das 
Land 2015 für seine Kreditwürdigkeit 
erneut die Bestnote „AAA“ erhalten 
hat. Wir haben gezeigt: Es sind die Ro-
ten, die für schwarze Zahlen stehen.

Solide Haushaltspolitik 
 fortsetzen
Wir gestalten die soziale und wirt-
schaftliche Modernisierung des Lan-
des mit einer soliden Finanzpolitik 
ohne Neuverschuldung. Mit uns wer-
den die Rechnungen von heute nicht 
zulasten zukünftiger Generationen 
auf morgen verschoben, denn hohe 
Schulden und Zinszahlungen schrän-
ken die Handlungsfähigkeit des Staa-
tes ein. Gleichzeitig steht unser Weg 
der Konsolidierung nicht im Wider-
spruch zu zentralen Zukunftsinvesti-
tionen: Wir investieren massiv in Bil-
dung und bauen den Sanierungs- und 
Investitionsstau bei Landesstraßen, 
Hochschulbauten und Kliniken Schritt 
für Schritt ab. Damit mehr Geld in un-
serem starken Land bleibt, haben wir 
uns für eine Reform der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen eingesetzt und 
eine Einigung erzielt, mit der Baden-
Württemberg künftig um fast eine 
Milliarde Euro deutlich entlastet wird.

Wir werden unsere solide Finanzpolitik 
fortsetzen und die Haushaltskonsoli-
dierung weiter vorantreiben. Im Jahr 
2019 werden wir beginnen Schulden 
abzubauen. Dafür müssen wir auch 
weiterhin alle Bereiche des Landeshaus-
haltes kritisch überprüfen und neue 
Maßnahmen auf ihre Finanzierbarkeit 
hin prüfen. Klar ist aber auch: Ein aus-
geglichener Haushalt ist nicht nur über 

Windenergie in Baden-Württemberg 
aufgehoben, sodass nun hunderte 
Windkraftanlagen im Land geplant 
und gebaut werden. Mit einer Vielzahl 
von Fördermaßnahmen und Pilotpro-
jekten – beispielsweise Batteriefor-
schung zur Speicherung von Wind- 
und Solarenergie – bringen wir den 
Ausbau der erneuerbaren Energien 
weiter voran.

Mit uns bleibt Baden-Württemberg 
Musterland für den ökologischen 
Fortschritt. Wir streben einen schritt-
weisen Ersatz der Atomenergie und 
dann des Kohlestroms an, sodass 80 
Prozent unserer Energie bis 2050 auf 
Basis regenerativer Energien erzeugt 
wird. Dafür werden wir den Ausbau 
der erneuerbaren Energien, insbeson-
dere der Wind- und Solarenergie so-
wie die Nutzung der Erdwärme weiter 
vorantreiben. Auch den Ausbau von 
Windkraftanlagen im Staatswald un-
ter Berücksichtigung des Artenschut-
zes werden wir weiter fördern.

Versorgungssicherheit 
gewährleisten und energie 
bezahlbar halten

Der steigende Anteil erneuerbarer 
Energien stellt neue Anforderungen an 
die Energiebereitstellung. Um Versor-
gungssicherheit zu gewährleisten, för-
dern wir neben dem Leitungsausbau 
innovative Projekte zur Energiespei-
cherung und zu intelligenten Netzen.

Diesen Weg werden wir in den kom-
menden fünf Jahren fortsetzen und 
das Leitungsnetz auf allen Ebenen 
ausbauen. Die Förderung innovativer 
Speichertechnologien und intelligen-
ter Netze werden wir weiter intensi-
vieren. Um Energie für alle bezahlbar 
und die Strompreise stabil zu halten, 
wollen wir Überförderungen vermei-
den. Auch das Vorhalten vor allem 
alter Kraftwerke als Reservekapazität 
dient diesem Ziel, denn es sorgt für die 
nötige Versorgungssicherheit. Deshalb 
unterstützen wir die Ziele der Bundes-
regierung, den Strommarkt neu zu 
regeln, um die notwendigen Investi-
tionen in neue flexible Kraftwerke, 
Lastmanagement und den Bau neuer 
Energiespeicher wieder wirtschaftlich 
zu machen.

den Klimaschutz weiter 
voranbringen
Dem Klimawandel muss vor allem 
durch eine Verringerung des CO

2
-

Ausstoßes begegnet werden. Um dies 
zu erreichen, haben wir das Klima-
schutzgesetz auf den Weg gebracht 
und unsere Klimaziele damit als zwei-
tes Bundesland überhaupt gesetzlich 
verankert. Darüber hinaus haben wir 

zahlreiche Pilotprojekte und Förder-
maßnahmen für den Klimaschutz in-
itiiert – von der Energiesparberatung 
über die energetische Sanierung der 
Landesliegenschaften bis hin zum 
Moorschutz. Zusätzlich müssen alle 
Möglichkeiten genutzt werden, stärker 
auf Bau- und Werkstoffe zu setzen, die 
CO2

 binden. Die Mittel für den Hoch-
wasserschutz haben wir verdoppelt 
und beugen so schweren, durch den 
Klimawandel bedingten Hochwasser-
ereignissen besser vor.

Wir setzen auch in Zukunft auf die 
ökologische Erneuerung und halten 
an unseren ehrgeizigen Zielen fest: 
Mit der SPD wird Baden-Württemberg 
seinen CO2

-Ausstoß bis 2050 um 90 
Prozent und den Energieverbrauch um 
50 Prozent senken. Daneben werden 
wir uns für die stärkere Verwendung 
des CO2

-bindenden Rohstoffes Holz 
einsetzen.

Umwelt- und naturschutz 
stärken
Sauberes Wasser, eine vielfältige 
Natur und gesunder Boden sind Le-
bensgrundlage unserer und künftiger 
Generationen. Wir haben den Na-
turschutz im Land deutlich verbes-
sert und die finanziellen Mittel dafür 
verdoppelt. Mit dem Nationalpark 
Schwarzwald haben wir den ersten 
Nationalpark in Baden-Württemberg 
überhaupt geschaffen. Wir werden 
die nötigen personellen und finanzi-
ellen Mittel bereitstellen, um dadurch 
die Attraktivität des Schwarzwalds 
zu erhöhen und für regionale Wert-
schöpfung zu sorgen. Wir unterstüt-
zen auch weiterhin die Entwicklung 
des Nationalparks Schwarzwald. Im 
Südschwarzwald helfen wir mit, ein 
zweites Biosphärengebiet zu etablie-
ren und bringen so Natur, Landschaft, 
Wirtschaft und Lebensqualität weiter 
zusammen.

Wir setzen die von der SPD im Bund 
angestoßene „Nationale Strategie für 
biologische Vielfalt“ im Land um. Des-
halb wollen wir auch zukünftig den 
staatlichen Naturschutz personell und 
finanziell besser ausstatten, damit die 
Aufgaben gut umgesetzt werden kön-
nen.

Wir wollen die vorhandenen Schutz-
gebiete im Land weiterentwickeln, 
damit diese ihre Funktion für Natur, 
Landschaft und Tourismus optimal 
erfüllen können. Zudem werden wir 
verstärkt Naturschutzzentren für eine 
gute Umweltbildung nutzen und sie 
ausbauen. Wir sind stolz darauf, dass 
sich die Landschaftserhaltungsver-
bände so gut weiterentwickelt haben. 
Auch weiterhin wollen wir die biolo-

gische Vielfalt in der Landwirtschaft 
verbessern. Landschaftspflegehöfe 
sind dafür ein gut geeignetes Instru-
ment, das wir ausbauen wollen. Das 
artenreiche Grünland muss erhalten 
bleiben. Mit einem Aktionsprogramm 
Biotopverbund wollen wir die ökologi-
sche Vielfalt auf den Äckern stärken. 
Die Moorschutzstrategie werden wir 
aktiv umsetzen, denn Moorschutz 
ist zugleich Natur- und Klimaschutz. 
Wichtig ist uns der Erhalt der Streu-
obstwiesen, der Weideflächen und der 
Steilhänge in den Rebanlagen. Hierfür 
werden wir Förderprogramme weiter-
entwickeln. Mittelfristig werden wir 
deutlich mehr Fließgewässer in einen 
naturnahen Zustand versetzen.

Seit 2010 haben wir die Mittel für den 
Hochwasserschutz verdoppelt und 
viele Projekte vorangebracht. Insbe-
sondere für die Dammsanierungen 
und die Fertigstellung der weiteren 
Projekte des Integrierten Rheinpro-
gramms werden wir auch weiterhin 
alle notwendigen Mittel bereitstel-
len und Lösungen bevorzugen, die 
zu ökologischen Verbesserungen der 
Gewässer beitragen. Auch werden wir 
weiterhin die Altlastsanierung voran-
treiben und den Grundwasserschutz 
verstärken.

Die Ressourcenschonung bei Bau-
rohstoffen ist vorbildlich und soll auf 
hohem Niveau erhalten bleiben. Zum 
zuverlässigen, umweltfreundlichen 
und kostengünstigen Bezug von Bau-
stoffen und zur Sicherung von Ar-
beitsplätzen ist der verbrauchsnahen 
und dezentralen Rohstoffsicherung 
und -gewinnung in allen Regionen des 
Landes hohes Gewicht beizumessen.

Unsere Wälder sollen nachhaltig und 
naturnah bewirtschaftet werden, so-
dass diese zugleich der Holzprodukti-
on, dem Bodenschutz, der Erholung, 
der Grund- und Trinkwasserbildung 
sowie dem Erhalt der ökologischen 
Vielfalt dienen können. Das Gesamt-
konzept Waldnaturschutz wollen 
wir konsequent umsetzen und den 
Anteil der natürlichen Waldentwick-
lung deutlich erhöhen. Die staatliche 
Forstverwaltung werden wir ihren 
Aufgaben entsprechend durchgängig, 
modern und zukunftssicher aufstel-
len, damit in Zukunft die staatlichen 
Wälder ein öffentliches Gut bleiben. 
Am modernsten Jagdrecht in Europa 
halten wir fest.

Das unkonventionelle Fracking ist in 
seiner jetzigen Form nicht ausgereift 
und kann daher nicht eingesetzt wer-
den. Solange eine potentielle Gefähr-
dung der Umwelt und des Grundwas-
sers nicht  ausgeschlossen werden 
kann, wird es mit der SPD auch weiter-

hin kein unkonventionelles Fracking in 
Baden-Württemberg geben.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien, insbesondere der Wind und 
Solarenergie beschleunigen,

 ■  Versorgungssicherheit gewährleis-
ten, in dem wir das Leitungsnetz 
ausbauen, Speichertechnologien 
voranbringen und alte Kraftwerke 
als Reserve vorhalten,

 ■  dafür sorgen, dass Baden-Württem-
berg seinen CO

2
 -Ausstoß bis 2050 

um 90 Prozent und seinen Energie-
verbrauch um 50 Prozent verringert,

 ■  unkonventionelles Fracking in 
Baden-Württemberg verhindern. 

natuR-
veRtRägLiche 
LandWiRt-
schaft stäRken
Eine naturverträgliche Landwirtschaft 
ist eine wichtige Voraussetzung für 
die biologische Vielfalt, den Schutz 
von Wasser, Boden und Klima und für 
unsere Gesundheit. Land- und Forst-
wirtschaft sind ein wesentlicher Faktor 
der Wirtschaft im ländlichen Raum. 
Sie erzeugen Lebensmittel, Bau- und 
Rohstoffe und tragen zum Erhalt der 
Kulturlandschaft bei. Zudem leisten 
sie mit Biogas und Energieholz einen 
wichtigen Beitrag für den Klima- und 
Ressourcenschutz. Wir sichern die Zu-
kunft der konventionellen und ökolo-
gischen Landwirtschaft – mit fairen 
Rahmenbedingungen und guten För-
derprogrammen. Den ökologischen 
Landbau wollen wir weiterhin so för-
dern, dass er zunimmt. Nur so kann die-
ser die steigende Nachfrage auch aus 
heimischem Anbau bedienen. Durch 
Förderung regionaler und lokaler Ver-
marktung und ökologischen Landbaus 
bringen wir Verbraucherseite und Er-
zeuger enger zueinander. Weiter haben 
wir die Forschung und Beratung für den 
Biolandbau gestärkt und die Mittel für 
Landschaftspflege und Vertragsnatur-
schutz mehr als verdoppelt.

Durch eine fachgerechte Beratung und 
eine professionelle Förderung wollen 
wir die gesamte Landwirtschaft im 
Land auch in Zukunft in dem sich wei-
ter globalisierenden Markt begleiten. 
Bei allen Regulierungen – insbesonde-
re bei der anstehenden Weiterentwick-
lung der Düngeverordnung – werden 
wir sowohl die wirtschaftlichen Be-
dürfnisse der Landwirtschaft als auch 
den Umweltschutz berücksichtigen. 
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Einsparungen zu erreichen. Deswegen 
werden wir uns für stärkere Möglich-
keiten der Steuerfestlegung und -erhe-
bung auf Landesebene einsetzen.

geschlechtergerechte 
 Haushaltsführung
Mit der Einführung der geschlech-
tersensiblen Haushaltsführung, dem 
„Gender Budgeting“, wollen wir Ba-
den-Württemberg zur Vorreiterin bei 
der Durchsetzung des grundgesetzlich 
garantierten Rechts auf Gleichstellung 
machen.

Steuergerechtigkeit 
 verwirklichen
Starke Schultern müssen mehr tragen 
als schwache. Deshalb werden wir uns 
auf Bundesebene dafür einsetzen, die 
Effekte der kalten Progression zu kom-
pensieren. Wir sind davon überzeugt, 
dass der ursprünglich richtige Ansatz 
der niedrigen Abgeltungssteuer auf 
Kapitaleinkünfte durch den interna-
tionalen Datentausch und die höhere 
Transparenz an Bedeutung verloren 
hat. Unser Ziel ist es, dass Kapital 
und Arbeit in der Besteuerung wieder 
gleichbehandelt werden. Ferner wer-
den wir uns für eine faire Reform der 
Erbschaftssteuer einsetzen.

nulltoleranz gegenüber 
Steuerhinterziehung
Steuerbetrug ist kein Kavaliersdelikt 
und schadet unserem Gemeinwesen. 
Ob Steuervermeidung internationaler 

Konzerne oder die Steuerhinterziehung 
von Einzelpersonen – die Zeche zahlen 
am Ende immer die Bürgerinnen und 
Bürger, denen die Lohnsteuer auto-
matisch abgezogen wird, sowie kleine 
und mittlere Unternehmen. Jedes Jahr 
gehen dem Staat Milliardenbeträge 
durch Steuerhinterziehung und Steu-
erschlupflöcher verloren. Dieses Geld 
fehlt unserer Gesellschaft für Investi-
tionen in Kindergärten und Schulen, 
Straßenbau und bezahlbaren Wohn-
raum, Forschung und Innovation.

Deshalb haben wir das Steuerabkom-
men mit der Schweiz verhindert, das 
einen Freifahrtschein für Steuersün-
derinnen und Steuersünder bedeu-
tet hätte. Stattdessen haben wir uns 
für eine Verschärfung der Regeln zur 
strafbefreienden Selbstanzeige stark 
gemacht und uns an der Anschaffung 
angebotener Steuerdaten („Steuer-
CDs“) beteiligt. Auch haben wir 500 
neue Stellen und 500 zusätzliche 
Ausbildungsstellen in der Steuerver-
waltung geschaffen und uns für eine 
verbesserte Koordinierung bei der 
Steuerprüfung zwischen den Bundes-
ländern eingesetzt. Mit Erfolg: Seit 
2011 sind knapp 30.000 Selbstanzei-
gen von Steuerbetrügerinnen und 
Steuerbetrügern bei den Finanzäm-
tern eingegangen, die dem Land steu-
erliche Mehreinnahmen von über 700 
Millionen Euro eingebracht haben.

Wir werden unseren Weg der Nullto-
leranz gegenüber Steuerhinterziehung 
und illegaler Steuervermeidung fort-
setzen und diese mit allen Mitteln be-

kämpfen. Dafür werden wir uns auch 
zukünftig am Ankauf von Steuer-CDs 
beteiligen und die Steuerfahndung 
weiter personell stärken. Wir wollen 
die Steuerverwaltung nicht nur durch 
zusätzliche Stellen stärken, sondern 
auch über die Aufgaben kritisch nach-
denken. Durch die Einführung einer 
Bagatellgrenze von 50 Euro bei der 
Erstattung der Mehrwertsteuer für 
Ausfuhrscheine würden Millionen von 
Ausfuhrbescheinigungen entfallen. 
Dies entlastet Beschäftigte beim Zoll 
und im Einzelhandel von unnötiger Bü-
rokratie und beseitigt einen falschen 
Anreiz.

Darüber hinaus werden wir uns für 
volle Transparenz zwischen den 
OECD-Steuerbehörden einsetzen und 
all unsere Gestaltungs- und Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten nutzen, um 
Steuerschlupflöcher für internationale 
Konzerne zu schließen und Steueroa-
sen trocken zu legen.

Auf die SPd kommt eS An!  
Wir Werden:

 ■  Die Haushaltskonsolidierung weiter 
vorantreiben und ab 2019 beginnen 
Schulden zurückzubezahlen,

 ■  uns für stärkere Möglichkeiten der 
Steuerfestlegung und -erhebung 
auf Landesebene einsetzen,

 ■  die Steuerverwaltung weiter 
personell stärken und Steuerhinter-
ziehung und -vermeidung mit allen 
Mitteln bekämpfen,

 ■  uns auch künftig am Ankauf soge-
nannter „Steuer-CDs“ beteiligen.

füR unseR 
modeRnes 
und geRechtes 
Baden-
WüRttemBeRg
Wir möchten, dass die Menschen in 
unserem Land die Heimat finden, die 
sie sich für sich und ihre Familie wün-
schen. Dazu zählt gute Arbeit, eine 
gute und gerechte Bildungslandschaft 
und Zeit für die Familie. Wir Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokraten 
wissen, dass Baden-Württemberg 
vielfältig und bunt ist. Dass manche 
Urbanität suchen und andere auf dem 
Land leben wollen. Dass sich Lebens-
stile und Lebensweisen unterscheiden. 
Dass auch Städte und Gemeinden 
ganz neue und unterschiedliche Wege 
gehen, um für ihre Bürgerinnen und 
Bürger Heimat zu bieten.

Wir begreifen es als unsere Aufgabe, 
die Verwirklichung dieser individuel-
len Vorstellungen zu ermöglichen und 
gleichzeitig für Zusammenhalt in un-
serem Land zu sorgen. Für dieses mo-
derne und gerechte Baden-Württem-
berg werden wir in den Wochen bis 
zum 13. März gemeinsam kämpfen.
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